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INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





EDITORIAL/079: Der Islam gehört zu Deutschland?! (SB)





Wochendruckausgabe 79 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
24.03.2018
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Der Islam gehört zu Deutschland?!

Bundesländer gehören zu Deutschland, das Reichstagsgebäude ebenso wie
das Brandenburger Tor. Zu großen Teilen gehören auch der Rhein, die
Elbe oder die Alpen zum deutschen Staatsgebiet, Hamburg, München,
Berlin zum Beispiel oder Frankfurt am Main und Bonn. Und das sicher
nur, solange dieses andere Menschen dem jeweiligen Selbstverständnis
zugestehen. Also Gegenstände, Territorien und ähnliches könnten
gegebenenfalls Menschen eines Sprachraums nur gehören, denen sie in
Verbindung mit einer gesellschaftlichen Struktur oder Ordnung als
Besitz auch zugesprochen werden.

Jedoch weder als Besitzstand noch mit anderen präferierten Ansprüchen
gehören Menschen automatisch dazu, besonders als daß es bei welcher
Hörigkeit oder bei welchem Gehorchen, sprich Horchen, auch immer doch
auf die jeweilige und gewiß wechselbare Absicht oder Motivation des
hörenden oder horchenden Menschen ankommt, welche er den
entsprechenden Aufmerksamkeitssignalen entgegenbringt. Sie könnten
genauso als Bedrohung und Grund, sich durch Flucht oder Gegenwehr
entziehen zu müssen, verstanden werden wie als zugewandtes Interesse.
In ihrer ursprünglichen, natürlichen Freiheit und Wechselhaftigkeit
hören Menschen danach bestenfalls mit dem Motiv, entweder den Signalen
zu folgen oder sich ihnen zu widersetzen.

Zusammengefaßt kann dementsprechend kein Mensch einer von ihm
bevorzugten und praktizierten Religion gehören, noch könnte diese,
ihrem grundlegenden Zweck folgend, Bestandteil eines staatlichen
Anspruchs werden, weil mit Sicherheit nur jeder einzelne ihr
nachzugehen bereit sein kann.

Schattenblick-Redaktion


23. März 2018
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INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/258: Hambacher Forst - Endlösung, nein danke ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 31. März 2018

Bezirksregierung Arnsberg genehmigt Rodung ab Oktober



Nicht überraschend und doch niederschmetternd? Die Bezirksregierung
Arnsberg genehmigt den Hauptbetriebsplan 2018-2020 und somit die weitere
Rodung des Hambacher Forstes ab Oktober 2018.

Hier der Link zur Presseerklärung der Bezirksregierung: 

https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/presse/2018/03/063_18_03_29/index.php

Was bedeutet das für uns? Nur ein erneuter Beweis, dass Rechtssprechung
nichts mit Gerechtigkeit zu tun hat. Dass Profitinteresse über Umwelt- und
Menschenrechten stehen. Und dass Kohleausstieg Handarbeit bleibt.

Die Versuche, unseren Protest zu kriminalisieren und zu isolieren, sind
offensichtlicher denn je: Noch nie saßen so viele Aktive für so geringe
Vergehen im Knast. Gleichzeitig wird versucht, es so darzustellen, als
ginge die Gewalt von uns aus, und wir wären Schuld, wenn die Polizei sich
gezwungen fühle, wegen Gefahr im Vollzug die Besetzungen zu räumen und den
Wald zu zerstören. Es ist nötiger denn je, dem entgegen zu wirken. Lasst
uns jetzt schon beginnen, uns auf die kommende Rodungssaison vorzubereiten.
Es ist Zeit, Ortsgruppen zu gründen, sich zu organisieren oder ein weiteres
Urlaubssemester zu beantragen, den Job zu kündigen, die Schule abzubrechen
und eine Rodungssaison im Hambi zu planen.

Denn ein Klima der Gerechtigkeit müssen wir selbst erkämpfen.

Weitere Informationen:

http://hambacherforst.blogsport.de/

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/422: Klimakampf und Kohlefront - Abstand halten ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 05.04.2018

Rote Linie gegen Tagebau Nochten

Spaziergang und Kundgebung am 8. April 2018 um 13.30 Uhr



Mit einer symbolischen Roten Linie wird das Lausitzer Bündnis
"Strukturwandel jetzt" an diesem Sonntag seine Forderung unterstreichen,
dass der Tagebau Nochten mehr Abstand zu den Dörfern Schleife, Rohne und
Mulkwitz halten muss.

"Nur mit mehr Abstand zur Grube können die deutsch-sorbischen Dörfer
lebenswert erhalten werden. Bisher ist nicht einmal eine Gleichbehandlung
mit dem rheinischen Dorf Holzweiler vorgesehen, das von der Umsiedlung
durch den Tagebau Garzweiler II bewahrt wurde. Die dort angesetzten
mindestens 400 Meter Abstand zwischen Grube und Wohnhäusern fordern auch
wir im neuen Planverfahren zum Tagebau Nochten. Wir laden alle Bürger ein,
mit uns gemeinsam an der Mühlroser Straße deutlich zu machen, wo der
Tagebau stoppen muss." sagt Adrian Rinnert vom Bündnis "Strukturwandel
jetzt - Kein Nochten II".

Treffpunkt ist um 13:30 Uhr am Bahnhof Schleife. Die Teilnehmer gehen
gemeinsam über die Mühlroser Straße zum Sportplatz nach Rohne. Als Gast
wird der Leiter des Umweltbüros der Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische
Oberlausitz Hans-Georg Baaske sprechen. Der sorbische Künstler Paul
Geigerzähler unterstützt die Veranstaltung musikalisch. Für das leibliche
Wohl und ein Kinderprogramm ist gesorgt.

Im begonnenen Verfahren zur Überarbeitung des Braunkohlenplanes Tagebau
Nochten fordert das Bündnis "Strukturwandel jetzt" eine Verkleinerung des
Tagebaufeldes. Stoppt der Tagebau nicht südöstlich der Mühlroser Straße,
lägen die Orte Rohne und Mulkwitz nur wenige Meter von der Grubenkante
entfernt. Eine Verkleinerung der Abbaufläche Nochten I ist auch notwendig,
um die deutschen und internationalen Klimaschutzziele zu erreichen.

Der gemeinsame Spaziergang ein Wochenende nach Ostern fand in den
vergangenen Jahren regelmäßig statt. Bis März 2017 stand für das Bündnis
"Strukturwandel jetzt - Kein Nochten II" die Forderung im Mittelpunkt, die
Dörfer vor der Umsiedlung zu retten. Am 30. März 2017 verzichtete der
Kohlekonzern LEAG auf den größten Teil des Abbaugebietes Nochten 2.
Daraufhin wurde vom Regionalen Planungsverband ein Verfahren zur Änderung
des 2014 beschlossenen Braunkohlenplanes eröffnet.




Weitere Informationen unter:

www.strukturwandel-jetzt.de

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AKTION/7134: Kiel - Französischer Vorlesewettbewerb, Literaturhaus 19.04.18


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Gastveranstaltung: Französischer Vorlesewettbewerb

Literaturhaus, Donnerstag, 19.04.2018, 15-18 Uhr, Eintritt frei



Auch 2018 veranstaltet die Deutsch-Französische Gesellschaft wieder
einen Vorlesewettbewerb in französischer Sprache für weiterführende
Schulen im Literaturhaus. Für die Teilnahme ist eine Anmeldung unter
kontakt@dfg-kiel.de erforderlich.

Veranstalter: Deutsch-Französische Gesellschaft S-H e.V.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4038: Kiel - Antoine Laurain, »Die Melodie meines Lebens«, Literaturhaus 19.04.18


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

»Die Melodie meines Lebens« - Der französische Bestsellerautor
Antoine Laurain stellt seinen neuen Roman vor.

Deutsche Texte: Nils Aulike 

Literaturhaus, Donnerstag, 19.04.2018, Eintritt: 8,- / 5,- Euro



»Liebe mit zwei Unbekannten«, »Der Hut des Präsidenten« oder »Die
Melodie meines Lebens« - das sind drei der Romantitel, mit denen der
Pariser Schriftsteller und Antiquitätenhändler Antoine Laurain in den
letzten Jahren zum internationalen Bestseller geworden ist. Es geht
oft um Liebe und um Glück in seinen Geschichten, die überaus
unterhaltsam geschrieben und ausgesprochen gut konstruiert sind. So
auch in dem jüngsten Roman »Die Melodie meines Lebens«, in dem sich
ein Familienvater, gut fünfzig und solide zufrieden eingerichtet, mit
seiner Vergangenheit konfrontiert sieht. Ein Brief erreicht ihn nach
33 Jahren mit dem Angebot eines Plattenvertrags für seine damalige
Band. Was diese unerhörte Begebenheit an Erinnerungen auslöst, erzählt
Laurain humorvoll und mit feinem Gespür für Nostalgie, Erinnerungen an
vergessene Lieben, verlorene Freundschaften und verpasste Chancen.
Aber dabei bleibt die Geschichte nicht stehen.

Lesung deutscher Textpassagen: Nils Aulike, Übersetzung: Catherine
Rönnau

Veranstalter: Literaturhaus S-H / Institut Français

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/4037: Braunschweig - Lesung und Vortrag über Emily Dickinson am 10.4.2018


Lesung und Vortrag über Emily Dickinson



Braunschweig. In der Reihe "Vielfacher Schriftsinn" stellen Jeanne
Hamilton, Verena Noll und Hans Gerd Hahn am Dienstag, 10. April, um
19.30 Uhr, im Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, die
Schriftstellerin Emily Dickinson (1830-1886) in Lesung und Vortrag
vor. Ihre Lyrik ist mutig, frei und radikal im Nachdenken über die
Grundfragen unserer Existenz und voller Ketzerei, Komik und Spottlust.
Sie wird bezeichnet als die Dichterin der Ekstase, brillante Denkerin
und "Sprachmusikerin". 

Der Eintritt ist frei. Weitere Informationen
und Reservierungen unter der Telefonnummer 70189317. Veranstalter ist
das Raabe-Haus:Literaturzentrum.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. April 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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VORTRAG/8312: Saarbrücken - Ringvorlesung "Europäische Traumkulturen", 10.04.-17.07.18


idw - Pressemitteilung: Universität des Saarlandes

Öffentliche Ringvorlesung über "Europäische Traumkulturen"



Einen Überblick über die Kultur- und Wissensgeschichte des Traums seit
der Antike bietet die Ringvorlesung "Europäische Traumkulturen.
Theorien. Methoden. Analysen", die im Sommersemester 2018 vom DFG-
Graduiertenkolleg "Europäische Traumkulturen" der Saar-Uni
veranstaltet wird. Die Vortragsreihe findet dienstags von 18 bis 20
Uhr auf dem Saarbrücker Campus statt; Beginn ist am 10. April (Campus
B3 1, Hörsaal II). Die interessierte Öffentlichkeit ist herzlich
eingeladen.

Seit 2015 erforscht das DFG-Graduiertenkolleg "Europäische
Traumkulturen" an der Universität des Saarlandes die europäische
Wissensgeschichte des Traums und untersucht, wie Träume in
verschiedenen Künsten und Medien ästhetisch gestaltet werden -
beispielsweise in Malerei, Musik, Literatur und Film. Im April dieses
Jahres nehmen zehn neue Doktorandinnen und Doktoranden ihre Arbeit im
Qualifizierungsprogramm der Deutschen Forschungsgemeinschaft auf. Zum
Start dieser zweiten Doktoranden-Gruppe präsentieren
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die am Kolleg beteiligt
sind, sowie Spezialistinnen und Spezialisten aus dem In- und Ausland
die wissenschaftlichen Grundlagen, die sich aus dem Verständnis von
Traum als Produkt kultureller Arbeit und ästhetischer Konstruktion
ergeben.

Die Vorträge der öffentlichen Ringvorlesung bieten einen Überblick
über die Kultur- und Wissensgeschichte des Traums seit der Antike und
stellen Methoden zur Analyse von Traumdarstellungen vor. Die
faszinierende Vielfalt der europäischen Traumkulturen veranschaulichen
(inter-)mediale künstlerische Traum-Beispiele unter anderem aus
Frankreich, Italien, Spanien, Russland und dem deutschsprachigen Raum.
Eröffnet wird die Vortragsreihe am 10. April durch einen Vortrag des
Germanisten Prof. Manfred Engel über "Wissensgeschichte des Traums I".

Vortragsprogramm

10. April 2018: Wissensgeschichte des Traums I | Prof. Dr. Manfred
Engel

17. April: Wissensgeschichte des Traums II | Prof. Dr. Manfred Engel

24. April: Narratologie. Ansätze der Analyse von "Raum und Zeit" in
Traumerzählungen (am Beispiel mittelalterlicher Texte) | Prof. Dr.
Nine Miedema

8. Mai: Diskursanalyse. Traumtheorie, Traumkunst, Traumpolitik (am
Beispiel des spanischen Barock) | Prof. Dr. Janett Reinstädler

15. Mai: Gedichtanalyse. Traum in der russischen Lyrik | Prof. Dr.
Henrieke Stahl (Universität Trier)

22. Mai:Intermedialität. Der Schlaf als Freund der Musen - Schlafende,
Träumende um 1800 | Prof. Dr. Eva Kocziszky (Pannonische Universität
Veszprém, Ungarn)

29. Mai: Literatur und Wissen. Träume der Moderne bei Kafka und Proust
| PD Dr. Peter Brandes (Ruhr-Universität Bochum)

5. Juni: Soziologische Zugänge. Verborgene Botschaften: Die Träume der
Kritischen Theorie | Jun.-Prof. Dr. Amalia Barboza

12. Juni: Musikwissenschaft. Träume zwischen Oper und Film: Klang,
Körper, Aufführung | Dr. Mauro Bertola

19. Juni: Musikwissenschaft. Träume in der Musik: Geschichte und
Analyse | Prof. Dr. Dorothea Redepenning (Universität Heidelberg)

26. Juni: Filmwissenschaft: Traumfabrik Kino: Träume(n) im Film - Kino
als Traum | Prof. Dr. Stephanie Catani

3. Juli: Gehörte Träume: Trauminszenierungen im Hörspiel | Prof. Dr.
Romana Weiershausen

10. Juli: Struktur und Semantik des Traums in literarischen Texten |
Prof. Dr. Renate Lachmann (Universität Konstanz)

17. Juli: Wort-Bild-Beziehungen: Traumgestaltung im Bilderbuch | Prof.
Dr. Christiane Solte-Gresser

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.traumkulturen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, Thorsten Mohr, 03.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/273: Türkei - Amnesty-Vertreter Taner Kılıç seit 300 Tagen in Untersuchungshaft


Amnesty International - Pressemitteilung vom 4. April 2018

Türkei: 

Amnesty-Vertreter Taner Kılıç seit 300 Tagen in Untersuchungshaft


"Jeder einzelne dieser Tage ist ein Tag zu viel"



Der türkische Amnesty-Vorstand Taner Kılıç sitzt seit 300
Tagen unschuldig in Untersuchungshaft. Amnesty International fordert mit
weltweiten Aktionen seine Freilassung.

BERLIN, 04.04.2018 - Der Ehrenvorsitzende von Amnesty International in der
Türkei, Taner Kılıç, wird morgen (5. April) seinen 300. Tag in
Untersuchungshaft verbringen. Dazu sagt Markus N. Beeko, Generalsekretär
von Amnesty International in Deutschland:

"Die türkische Regierung hält mit Taner Kılıç seit 300 Tagen
einen Vertreter einer internationalen unabhängigen Organisation unschuldig
in Haft. Jeder einzelne dieser Tage ist ein Tag zu viel.

Unser Kollege und Freund Taner Kılıç bleibt weiter unter
fadenscheinigsten Vorwürfen inhaftiert, obwohl ein Gericht bereits am 31.
Januar seine Freilassung angeordnet hatte. Nach allen rechtstaatlichen
Prinzipien müsste er seit Langem auf freiem Fuß und bei seiner Frau und
seinen Töchtern sein.

Regierungsvertreter zahlreicher Staaten haben seine Freilassung gefordert,
bislang ohne Erfolg. Am Donnerstag fordern Menschen auf der ganzen Welt von
der türkischen Regierung, dass Taner Kılıç endlich freigelassen
wird und die Vorwürfe gegen ihn und alle anderen in der Türkei verfolgten
Menschenrechtsverteidiger fallengelassen werden."

Hintergrund:

Die systematische Unterdrückung kritischer Stimmen in der Türkei macht auch
vor Vertretern von unabhängigen internationalen Organisationen nicht Halt:
Taner Kılıç, Ehrenvorsitzender von Amnesty International in der
Türkei, wurde am 6. Juni 2017 verhaftet. Drei Tage später, am 9. Juni 2017,
ordnete ein Gericht Untersuchungshaft gegen ihn an. Er wurde in ein
Gefängnis in Izmir überstellt, in dem er bis heute festgehalten wird.
Nachdem ein Gericht in Istanbul am 31. Januar 2018 seine Freilassung
angeordnet hatte, wurde diese Entscheidung von demselben Gericht in einer
360-Grad-Wendung keine 24 Stunden später wieder revidiert. Taner
Kılıç befindet sich weiterhin in Haft.

Das offensichtlich politisch motivierte Verfahren gegen Taner
Kılıç soll am 21. Juni weitergehen. Mit ihm sind zehn weitere
Menschenrechtsverteidiger angeklagt, die sich allerdings inzwischen auf
freiem Fuß befinden. Zu ihnen gehören die Direktorin der türkischen
Amnesty-Sektion İdil Eser und der deutsche Trainer Peter Steudtner,
die gemeinsam mit acht weiteren Menschenrechtsverteidigern im Juli 2017 in
Istanbul festgenommen worden waren. Allen Beschuldigten werden Verbrechen
im Zusammenhang mit "Terrorismus" angelastet. Dabei handelt es sich um
völlig haltlose Vorwürfe, für die die Staatsanwaltschaft bisher keinerlei
Beweise vorlegen konnte.

Amnesty International ruft die türkischen Behörden auf, Taner
Kılıç sofort freizulassen und alle Vorwürfe gegen ihn,
İdil Eser sowie alle weiteren angeklagten Menschenrechtsverteidiger
fallenzulassen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. April 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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AFRIKA/687: Zentralafrikanische Republik - 21 Zivilisten getötet, Untersuchung des Massakers gefordert


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 4. April 2018

47 Tote bei Kämpfen in der Zentralafrikanischen Republik -
Menschenrechtler fordern Untersuchung von gewaltsamem Tod von 21
Zivilisten: Straflosigkeit beenden!



Göttingen, den 4. April 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat eine unabhängige Untersuchung des gewaltsamen Todes von 21
Zivilisten in der Zentralafrikanischen Republik gefordert. Die
Leichname der 13 Männer, vier Frauen und vier Kinder waren nach einem
Angriff von Anti-Balaka-Milizionären auf ein UN-Camp am Dienstag nahe
einer Kirche in dem Ort Tagbara im Kreis Bambari gefunden worden.
Erste Indizien deuten darauf hin, dass die Personen mit Macheten
getötet wurden.

"Dringend muss geklärt werden, ob es sich um ein Massaker an der
Zivilbevölkerung handelt oder ob die Menschen durch die
Kampfhandlungen zwischen den Milizionären und UN-Blauhelmsoldaten zu
Tode kamen", heißt es in dem Schreiben der GfbV an das
Hochkommissariat für Menschenrechte der Vereinten Nationen. Dringend
forderte die Menschenrechtsorganisation ein Ende der Straflosigkeit
für Verbrechen an der Zivilbevölkerung in dem seit 2012 umkämpften
Land.

Das Camp der UN-Friedenstruppe Minusca bei Tagbara wurde am
Dienstagmorgen von Anti-Balaka-Milizionäre angegriffen. Dabei wurden
ein UN-Blauhelmsoldat aus Mauretanien und 25 Angreifer getötet sowie
elf Menschen verletzt. Die Milizionäre wollten offenbar sieben ihrer
Kämpfer befreien, die am Vortag von den Blauhelmsoldaten festgesetzt
worden waren. Unter ihnen befand sich auch der mutmaßliche
Drahtzieher eines Massakers, bei dem vor zwei Wochen in Tagbara
mehrere Dutzend Menschen getötet wurden.

"Die anhaltenden Massaker zeigen, wie schlecht es um den Schutz der
Zivilbevölkerung in der Zentralafrikanischen Republik steht. Dringend
muss sich die internationale Staatengemeinschaft mehr für eine
Entwaffnung der Milizen einsetzen, die die Zivilbevölkerung
terrorisieren", sagte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Mittwoch in
Göttingen. Die christlich oder muslimisch orientierten Milizen wollen
lukrative Diamanten-Minen erobern. Sie kontrollieren inzwischen rund
80 Prozent des Staatsgebietes.

"Die Minusca kann dem Terror der Milizen aufgrund der Größe der
Zentralafrikanischen Republik und aufgrund ihrer geringen personellen
und finanziellen Mittel bisher kaum Substantielles entgegensetzen",
berichtete Delius. Vergewaltigungen von Frauen und Männern und andere
Verbrechen gegen die Menschlichkeit sind weit verbreitet. Selbst vor
Priestern macht die Gewalt nicht Halt. So wurde Mitte März 2018 ein
katholischer Priester in dem nicht weit von Tagbara gelegenen Ort
Seko von Milizionären ermordet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. April 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MUMIA/876: Free Mumia - Rundbrief April 2018 (Berliner Free Mumia Bündnis)


FREE MUMIA - Free Them ALL! - Rundbrief April 2018



Hallo,

hier kommen mit leichter Verspätung aktuelle Meldungen über den
gefangenen Journalisten Mumia Abu-Jamal aus den USA. Vor wenigen Tagen,
am 27. März fand im Revisionsprüfungsgericht von Philadelphia das
bereits dritte Zusammentreffen aller Parteien um die Frage statt, ob
Mumia Abu-Jamals Revisionsverfahren von 1994 wiederholt werden muss. In
einer nicht-öffentlichen Sitzung versicherte die
Bezirksstaatsanwaltschaft, dass sie alles unternehme, um ein in den
Akten fehlendes Memorandum zu suchen, welches zur Beurteilung der
Doppelfunktion von Ex-Staatsanwalt und Richter Ron Castille in Mumias
ursprünglichen Verfahren von großer Bedeutung ist. Eine weitere
öffentliche Sitzung ist für den 30. April, sechs Tage nach Mumias 64.
Geburtstag angesetzt.

Wir wissen nicht, ob am 30. April eine Entscheidung fällt, ob Mumias
Verfahren endlich neu eröffnet wird. Allerdings teilen wir die
Verwunderung mancher Beobachter*innen, warum Revisionsprüfungsrichter
Tucker nicht einfach Ron Castille vorlädt und befragt und gleiches auch
der Verteidigung von Mumia zugesteht. Schließlich geht es ja um etliche
Jahre von Castilles Tätigkeit in beiden Funktionen. Zwischen 1982 (als
Stellvertretender Bezirkstaatsanwalt), 1986 bis 1990 als
Bezirkstaatsanwalt und ab 1994 als Pennsylvania Supreme Court Richter
war Castille immer wieder in Mumias Verfahren engagiert. Er war 1994 bei
seiner Ablehnung ganz klar befangen und hätte sich aus dem Verfahren
heraus halten müssen, zumal er als gewählter Richter Kandidat der
Fraternal Order of Police (FOP) war, deren erklärtes Ziel es bis heute
ist, Mumia zu töten.

Warum dabei dieses spezielle Memorandum für die Einschätzung seiner
Rolle so wichtig ist, entzieht sich unserer Kenntnis. Wir sind jedoch
besorgt, dass eine Verengung auf diese Frage all die anderen,
offensichtlichen Widersprüche außer Betracht lässt. Es ist sehr gut
vorstellbar, dass die Staatsanwaltschaft von Philadelphia einige
brisante Papiere aus Mumias Akte beseitigt hat, bevor diese an Richter
Tucker übergeben wurde. Trotzdem ist die Präzedenz durch den US Supreme
Court eindeutig: als Staatsanwalt und Richter im gleichen Verfahren zu
agieren, ist ein Verfassungsbruch. Deswegen wurde 2016 das Todesurteil
von Mumias Mitgefangenem Terrence "Butter" Williams aufgehoben und eine
Neuverhandlung angeordnet. Will Richter Tucker nach der vergeblichen
Suche nach einem bestimmten Papier die Untersuchung schliessen und
vielleicht keine neue Revisionsverhandlung anordnen?

Sowohl die Verhaftung als auch das gesamte Verfahren von Mumia Abu-Jamal
sind von Anfang an politisch motiviert gewesen, wie es nicht nur Amnesty
International in ihrem Bericht aus dem Jahr 2000 (A Life in the Balance
/ Ein Leben in der Schwebe) festgestellt hat. Dass es in der US Justiz
überhaupt von 1994 bis 2017 gedauert hat, bevor eine Untersuchung der
verweigerten Revision eingeleitet wurde, ist an sich schon ein Zeichen
fehlenden Interesses am Schicksal von Gefangenen. Mumia sitzt inzwischen
fast 36,5 Jahre für einen untergeschobenen Mord in Haft und das aus nur
einem Grund: weil sie den engagierten Journalisten 1982 zum Schweigen
bringen wollten. Dieses Ziel haben sie dank weltweiter Solidarität nie
erreicht. Lasst uns Mumia endlich aus dem Knast holen!

Schreibt ihm zu seinem 64. Geburtstag am 24. April 2018:

Mumia Abu-Jamal

#AM 8335

SCI Mahanoy

301 Morea Road

Frackville, PA 17932

USA


Zum weiteren Inhalt:

1. Meldungen aus der Bewegung

2. Presse

3. Solidarität mit Gefangenen

4. Abschaffung der Todesstrafe - überall!


1. Meldungen aus der Bewegung

(USA) Politische Repression und Solidarität mit Gefangenen
(29.03.2018)

https://de.indymedia.org/node/19421

(USA) Aktuelle Online-Unterschriftenaktion in den USA für die Herausgabe
der staatsanwaltlichen Akten von Mumia Abu-Jamal (March 8, 2018)

https://mobilization4mumia.com/

(R. Wolkenstin) New Legal Action is a Path to Mumia Abu-Jamal's Freedom
- A Re-ignited International Mobilization is Critical for Victory
(February 27.02.2018)

https://www.rachelwolkenstein.net/re-ignited-international-campaign.html

Free Mumia, free Meek Mill, free them all! (February 25, 2018)

https://www.workers.org/2018/02/25/free-mumia-free-meek-mill-free-them-all/


2. Presse

(nd) Letzte Chance für Mumia Abu-Jamal - Bürgerrechtler kämpft um
Öffnung seines Falles (29.03.2018)

https://www.neues-deutschland.de/artikel/1083853.freemumia-letzte-chance-fuer-mumia-abu-jamal.html?sstr=Mumia

(ver.di online) Mumias Chancen auf neuen Prozess steigen (28.03.2018)

https://mmm.verdi.de/internationales/mumia-abu-jamal-chance-auf-erneuten-prozess-49679

(jW) Ein Hoffnungsschimmer - Bislang wurde dem inhaftierten
US-Bürgerrechtler Mumia Abu-Jamal ein faires Berufungsverfahren
verweigert. Das könnte sich nun ändern (27.03.2018)

https://www.jungewelt.de/artikel/329749.ein-hoffnungsschimmer.html

(telesur) Mumia Abu-Jamal's New Appeal for Freedom (February 27,
2018)

https://www.telesurtv.net/english/analysis/Mumia-Abu-Jamals-New-Appeal-for-Freedom-20180227-0008.html

(Top TV) Mumia Abu Jamal: Gerhard Baum, ehemaliger Bundesinnenminister
in einer Veranstaltung "Gerechtigkeit für Mumia Abu-Jamal", der Akademie
der Künste Berlin 2009

https://www.youtube.com/watch?v=BP-kgeCOn44&feature=youtu.be


3. Solidarität mit Gefangenen

[Hamburg] Kein Knast für Kemal Gül! Freiheit für alle fortschrittlichen
politischen Aktivisten! (23. März 2018) 

https://de.indymedia.org/node/19177

Support Herman Bell: Four Things You Can Do Right Now! (March 21,
2018)

https://portside.org/2018-03-21/support-herman-bell-four-things-you-can-do-right-now

Spanien in Straßburg erneut wegen Folter und Misshandlungen verurteilt
(14. Februar 2018)

https://www.heise.de/tp/features/Spanien-in-Strassburg-erneut-wegen-Folter-und-Misshandlungen-verurteilt-3969630.html

Sister Hearts (2018)

https://vimeo.com/246308092?ref=fb-share&1

(nd) Sieben plus sieben plus 48 Jahre - Ruchell »Cinque« Magee: Keiner
ist länger politischer Gefangener in den USA als er. (17.03.2018)

https://www.neues-deutschland.de/artikel/1082634.tag-der-politischen-gefangenen-sieben-plus-sieben-plus-jahre.html


4. Abschaffung der Todesstrafe - überall!

A Disheartening Week for American Death Penalty Opponents (March 23,
2018)

https://www.counterpunch.org/2018/03/23/a-disheartening-week-for-american-death-penalty-opponents/print/#comments_controls


Wir hoffen, gut informiert zu haben.

Bitte verbreite diese Meldungen auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief April 2018

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)

Greifswalderstr. 4, Briefkasten Nr. 79, 10405 Berlin

E-Mail: info@mumia-hoerbuch.de

Internet: www.mumia-hoerbuch.de
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AKTION/150: Universität Kiel unterstützt "March for Science", Veranstaltung am 13.04.2018


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel

Universität Kiel unterstützt wieder "March for Science"



Täglich werden wissenschaftlich erwiesene Tatsachen geleugnet, relativiert
oder "alternativen Fakten" als gleichwertig gegenübergestellt. Täglich
wird damit Wissenschaft diskreditiert. Eine solche Entwicklung gefährdet
die Gesellschaft als Ganzes. Im April 2017 demonstrierten daher weltweit
über eine Million Menschen für die Freiheit der Wissenschaft. Die
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) beteiligte sich mit einer
vielbeachteten Veranstaltung. Auch in diesem Jahr findet wieder ein
weltweiter "March for Science" statt. Die CAU unterstützt den "March for
Science 2018" mit einer Veranstaltung am Vorabend, Freitag, 13. April.

Ab 20 Uhr begrüßen CAU-Vizepräsidentin Professorin Anja Pistor-Hatam und
Senator Professor Michael Bonitz die Gäste im Audimax. Anschließend führen
Kurzvorträge in die Thematik ein. Ab etwa 21:30 Uhr sorgt das "Project
Lighthouse", das LED-Lichtkunstprojekt der Informatik-Studierenden an der
CAU, mit einer Lichtshow für ein weithin sichtbares Bekenntnis für die
Wissenschaft.

"Wir wollen ein Forum bieten, auf dem Studierende, Wissenschaftler und
Vertreter aus Politik und Gesellschaft über die Rolle und Verantwortung
der Wissenschaft diskutieren können. Und wir demonstrieren dafür, dass
wissenschaftliche Erkenntnisse als Grundlage des gesellschaftlichen
Diskurses nicht verhandelbar sind. In diesem Jahr gibt es dazu den 
Themen-Schwerpunkt 'Dieselskandal, Gesundheits- und Umweltprobleme - was sind die
Fakten?'", lädt Mitinitiator Professor Michael Bonitz Interessierte auf
den Unicampus ein. "Der Senat der CAU unterstützt den 'March for Science'
und ruft Wissenschaftlerinnen, Wissenschaftler und Studierende der CAU und
aller wissenschaftlichen Einrichtungen des Landes zu aktiver Beteiligung
auf", erklärt der Vorsitzende des Akademischen Senates der CAU, Professor
Ulrich Lüning.

Das Wichtigste in Kürze:



Was: Auftaktveranstaltung in Kiel zum weltweiten "March for Science 2018"

Wann: 13. April (Freitag), ab 20 Uhr

Wo: Audimax, Frederik-Paulsen-Hörsaal, Christian-Albrechts-Platz 2


Weitere Informationen:

http://www.marchforscience.de/auch-in-deiner-stadt/kiel/

www.marchforscience.com/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, Dr. Boris Pawlowski, 03.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6027: Kiel - Georg Klein liest aus »Miakro«, Literaturhaus 11.04.18


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

»Miakro« - Georg Klein stellt seinen für den Preis der Leipziger
Buchmesse 2018 nominierten neuen Roman vor

Literaturhaus, Mittwoch, 11.04.2018, 19.30 Uhr, Eintritt: 8,- / 5, -
Euro



Mit Ernst und Eigensinn, mit Humor und Gefühl erschafft Georg Klein in
seinem für den Preis der Leipziger Buchmesse 2018 nominierten neuen
Roman »Miakro« eine scheinbar hermetisch geschlossene Arbeitswelt, die
an das Ozeanien von George Orwell erinnert. In dieser Arbeitswelt
verrichten die Männer des »Mittleren Büros« unter Büroleiter Nettler
ihren Dienst Pult an Pult und werden am Ende jedes Arbeitstages mit
einer obskuren Nährsubstanz gefüttert, ehe es in die Ruhekojen geht.
Aber allmählich geraten die Selbstverständlichkeiten des Bürolebens
ins Wanken. Gemeinsam mit drei mehr oder weniger vertrauenswürdigen
Kollegen passiert Nettler die Schleuse, den einzigen Weg, der
hinausführt aus dem »Mittleren Büro«. Die Moderation der Lesung
übernimmt Kai Jürgens.

Georg Klein (*1953 in Augsburg) wurde für seine Romane und Erzählbände
u.a. mit dem Brüder-Grimm-Preis und dem Bachmann-Preis ausgezeichnet.
Für »Roman unserer Kindheit« erhielt er in 2010 den Preis der
Leipziger Buchmesse. 2013 erschien sein Roman »Die Zukunft des Mars«.

Veranstalter: Literaturhaus S-H

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6026: Marbach - "Wiesenstein". Ein Abend mit Hans Pleschinski, 24.04.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im April 2018

LESUNG

Dienstag, 24. April, 19.30 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal

"Wiesenstein". Ein Abend mit Hans Pleschinski

Moderation: Jan Bürger



Nach seinem Bestseller "Königsallee" hat sich der Münchner
Schriftsteller Hans Pleschinski nach Agnetendorf auf die Spuren
Gerhart Hauptmanns begeben und den umstrittenen Nobelpreisträger zum
Helden eines Romans gemacht: eine großartige Tatsachen-Phantasie.

Eintritt: 7,- Euro / erm. 5,- Euro / für Mitglieder der DSG 3,50
Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im April 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6025: Marbach - Thomas Mann in Marbach, "Der Zauberberg", 12.04.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im April 2018

LESUNG
Donnerstag, 12. April, 19.30 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal

Thomas Mann in Marbach: "Der Zauberberg". Die Zergliederung der
Welt.

Buchvorstellung mit Andreas Kablitz



Andreas Kablitz liest einen der großen Romane des 20. Jahrhunderts
neu und zeigt, wie Thomas Mann erzählerisch die Welt auf den
Prüfstand stellt.

Eintritt: 7,- Euro / erm. 5,- Euro / für Mitglieder der DSG 3,50
Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im April 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6024: Marbach - Lyrik lesen, Gedichte im Gespräch, 11.04.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im April 2018

LYRIK LESEN

Mittwoch, 11. April, 19.30 Uhr

Literaturmuseum der Moderne, Berthold-Leibinger-Auditorium

»Lyrik lesen - Gedichte im Gespräch«



Neue Gedichte sind anregend und überraschend: Sie unterbrechen den
Alltag, bringen die Sprache wieder zu sich selbst und erweitern unser
Ausdrucksvermögen. Gregor Dotzauer ("Der Tagesspiegel"),
Claudia Kramatschek (freie Kritikerin) und Jan Bürger diskutieren
über neue Bände der vielfach ausgezeichneten Lyrikerin und
Übersetzerin Sylvia Geist, der in den USA hoch gelobten Mary Jo Bang
und von Michael Krüger. Aus den besprochenen Neuerscheinungen liest
Birgitta Assheuer, Barbara Wahlster moderiert.

In Kooperation mit dem Deutschlandfunk Kultur, der die Diskussion
aufzeichnet und am 15.4.2018 um 0.05 Uhr sendet.

Eintritt frei.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im April 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1031: Marbach - Finissage "Die Familie. Ein Archiv" und Aktionstag, 29.04.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im April 2018

FINISSAGE UND AKTIONSTAG

Sonntag, 29. April

Literaturmuseum der Moderne und Schiller-Nationalmuseum

Finissage "Die Familie. Ein Archiv" und Aktionstag in den
Museen



Zum Abschluss der großen Ausstellung über die Familie ein Tag für
die Familie - mit Führungen (11 bis 17 Uhr) und der Fotoaktion
"Zu Gast in der Familie Hesse".

Der Eintritt in die Museen ist an diesem Tag frei.

Programm: www.dla-marbach.de

Führungen durch die Ausstellung »Die Familie. Ein Archiv« am 1. und
15. April 2018, jeweils um 11 Uhr. Dauer: ca. 1 Stunde, Kosten: 3 Euro
zzgl. Eintritt 9 Euro / ermäßigt 7 Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im April 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/797: Braunschweig - "Heinrich August Raabe - Raabes Großvater, ein Aufklärer" am 8.4.2018


Professor Biegel hält Vortrag über Heinrich August Raabe



Braunschweig. Zu einem Vortrag von Prof. Dr. h.c. Gerd Biegel mit dem
Titel "Heinrich August Raabe - Raabes Großvater, ein Aufklärer" lädt
das Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, am Sonntag, 8.
April, um 15 Uhr, ein. Der Eintritt ist frei. Reservierungen und
weitere Informationen unter der Telefonnummer 70189317.

Nach wie vor ist die Bedeutung von August Heinrich Raabe für die
Geistesgeschichte des Herzogtums Braunschweig und die Kulturgeschichte
des Kreises Holzminden wenig beachtet. So richtet der Vortrag sich vor
allem auf die Frage nach Raabes Bedeutung für die Aufklärung im
braunschweigischen Weserkreis, aus dem auch der berühmte
Schriftsteller Joachim Heinrich Campe stammte. Veranstalter ist die
Internationale Raabe-Gesellschaft e.V. in Verbindung mit dem Institut
für Braunschweigische Regionalgeschichte an der TU Braunschweig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 29. März 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8236: Und morgen, den 5. April 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 05.04.2018 bis zum 06.04.2018 +++






[image: Jean-Luc 8236 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Bewölkt bis in den Nachmittag

und gelegentliche Schauer,

ein Wetter wie es Jean-Luc mag,

lieber jedoch naß auf Dauer.
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INFOPOOL / EUROPOOL / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/017: ANC Deutschland - Puigdemont darf nicht ausgeliefert werden (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 3. April 2018

ANC Deutschland: Puigdemont darf nicht ausgeliefert werden

Stellungnahme von ANC Deutschland zur eventuellen Auslieferung von
Carles Puigdemont vom 2. April 2018



Berlin - 03.04.2018. Der Präsident von Katalonien, Carles Puigdemont,
wurde am Sonntag, den 25. März 2018 durch die deutsche Polizei
festgenommen und sitzt derzeit in der JVA Neumünster in Gewahrsam, bis
über seine Auslieferung entschieden wird. Die spanische Justiz hatte
gegen ihn einen europäischen Haftbefehl ausgestellt.

Hintergrund ist der Konflikt zwischen Katalonien und Spanien, der sich
in den letzten sechs Monaten zugespitzt hat. Am 1. Oktober 2017 fand
ein Volksentscheid statt, bei dem die Mehrheit der Katalanen für die
Unabhängigkeit stimmte. Die spanische Regierung hatte jedoch die
Abstimmung für illegal erklärt und mit allen Mitteln versucht, ihre
Durchführung zu verhindern. Die Bilder der Polizeigewalt gegen
friedliche Wähler gingen um die Welt.

Ende Oktober erklärte die katalanische Regierung die Unabhängigkeit,
nachdem ihre Versuche, mit der spanischen Regierung in Dialog zu
treten, immer wieder rigoros abgewiesen wurden, und nachdem die
spanische Regierung die katalanische Selbstverwaltung (wie wir meinen,
unrechtmäßig) aufgehoben hatte. Daraufhin erzwang die spanische
Regierung am 21. Dezember Neuwahlen in Katalonien und hieß
ausdrücklich willkommen, dass die Befürworter der Unabhängigkeit daran
teilnehmen. Nachdem diese jedoch die Wahlen gewonnen haben,
boykottiert Spanien jede Regierungsbildung.

Der Unabhängigkeitsbewegung in Katalonien, die immer ausschließlich
mit friedlichen und demokratischen Mitteln verfolgt wurde, setzt die
spanische Regierung seit Jahren keinen politischen Dialog entgegen,
wie man es in einer Demokratie erwarten würde. Stattdessen greift
Spanien zu dem Mittel der Inhaftierung von mehreren Mitgliedern der
katalanischen Regierung und der Zivilgesellschaft. Dass es in Spanien
keine Gewaltenteilung gibt, erkennt man schon daran, dass spanische
Politiker mehrfach in den Medien Verhaftungen von katalanischen
Politikern im Voraus bekannt gemacht haben, Tage bevor die Richter
diese anordneten. Der Fall Carles Puigdemont ist kein juristischer,
sondern ein politischer Fall und kann auch nur politisch gelöst
werden.

Beim Konflikt zwischen Katalonien und Spanien handelt es sich um zwei
grundverschiedene Auffassungen dessen, wie ein Staat funktionieren
soll. In Spanien wurde nach der Franco-Diktatur kein Schlussstrich
gezogen. Es gab keine juristische Aufarbeitung der begangenen
Straftaten, ja die Nachfolger der damaligen Faschisten sitzen zum Teil
heute noch in der Regierung. In Katalonien hingegen hat sich in den
letzten vierzig Jahren allmählich ein republikanisches Bewusstsein
entfaltet, das auf Grundwerten der Demokratie und Weltoffenheit
basiert.

Deutschland ist spätestens mit dieser Festnahme in den Konflikt
involviert worden und kann ihn nicht länger als "innerspanische
Angelegenheit" abtun. Die Schweiz, Belgien, Großbritannien und
Finnland haben schon erkannt, dass es sich allein um politische
Verfolgung handelt, und agieren dementsprechend. Wir erwarten von der
Bundesrepublik Deutschland, einem Land mit einer ausgeprägten
demokratischen Tradition, eine Entscheidung, die auf Grundwerten und
nicht auf parteiischen Interessen fußt. Carles Puigdemont darf nicht
ausgeliefert werden!

Angesichts der aktuellen Situation fordern wir:


	die Freilassung von Carles Puigdemont und die Abweisung des Auslieferungsantrags

	die Freilassung aller katalanischen Politiker und Aktivisten, die aus politischen Gründen in spanischen Gefängnissen sitzen

	die Anerkennung der Wahlergebnisse vom 21. Dezember seitens der spanischen Regierung und die Unterlassung ihres Boykotts der Wahl des katalanischen Präsidenten

	eine internationale Mediation zwischen Katalonien und Spanien durch die Bundesrepublik Deutschland




ANC (Katalanische Nationalversammlung) ist eine Bürgerinitiative, die
sich für die Unabhängigkeit Kataloniens einsetzt.

http://www.anc-deutschland.cat/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/428: Marbach - Ereignis und Geschichte. 1968 und die Geschichtsphilosophie, 26.-27.04.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im April 2018

TAGUNG

Donnerstag, 26. April und Freitag, 27. April

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Tagungsräume

»Ereignis und Geschichte. 1968 und die Geschichtsphilosophie«



1968, mehr Chiffre als Datum, steht im Zentrum aktueller
Deutungskonflikte. Über politische und ästhetische Grundprobleme
der Geschichtsphilosophie diskutieren Fabio Akcelrud Durão, Alexander
García Düttmann, Paul Fleming, Barbara Hahn, Susanne Komfort-Hein,
Ludwig Siep u.v.a.

Eine Veranstaltung im Rahmen des Projekts "1968. Ideenkonflikte in
globalen Archiven", gefördert von der VolkswagenStiftung.

Weitere Informationen unter: www.dla-marbach.de/forschung/tagungen/

Um Anmeldung wird gebeten: forschung@dla-marbach.de

Eintritt frei.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im April 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/634: Bonn - Museumsführung durch 2000 Jahre Stadtgeschichte am 8.4.2018


Führung durch 2000 Jahre Stadtgeschichte mit dem Stadtmuseum
Bonn



BN - Durch 2000 Jahre Stadtgeschichte von der Römerzeit bis heute
lautet der Titel einer Führung im Stadtmuseum Bonn am Sonntag, 8.
April 2018, um 15 Uhr. Der Eintritt kostet fünf Euro inkl.
Museumsbesuch.

Hedi Schultze-Rhonhof wird interessierte Besucher durch das Museum
führen. Zu sehen ist die Geschichte Bonns in der Römerzeit, im
Mittelalter, zum Ausbau der kurkölnischen Haupt- und Residenzstadt
über die Errichtung der ersten Bonner Universität im 18. Jahrhundert
sowie die Rolle Bonns als Hauptstadt der Bundesrepublik Deutschland im
20. Jahrhundert. Die Räume und Ausstellungsstücke dokumentieren auf
lebendige Art und Weise Ausschnitte aus dem Bonner Leben der
jeweiligen Zeit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. April 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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LESUNG/1715: Braunschweig - Bilderbuch "Lieselotte lauert" am 10.4.2018


Stadt Braunschweig

Bilderbuch "Lieselotte lauert"

Zweisprachiges Bilderbuchkino im Heidberg



Braunschweig. Das Bilderbuch "Lieselotte lauert" von Alexander
Steffensmeier ist am Dienstag, 10. April, um 16 Uhr, als
zweisprachiges Bilderbuchkino auf Polnisch und Deutsch in der
Zweigstelle der Stadtbibliothek im Heidberg, Weimarstr. 4, zu sehen.
Eingeladen sind Kinder von drei bis sechs Jahren und ihre Eltern. Im
Anschluss gibt es ein Malangebot. Der Eintritt ist frei.

Die Geschichte handelt von der Kuh Lieselotte, die eigentlich ganz
friedlich ist. Nur auf den Postboten hat sie es abgesehen. Sie liebt
es, ihm aufzulauern und ihn zu erschrecken. Das kann der Postbote sich
nicht länger gefallen lassen und denkt sich etwas aus. Die Zweigstelle
Heidberg ist dienstags und freitags von 10 bis 18 Uhr geöffnet. Das
nächste Bilderbuchkino findet dort wieder am Freitag, 8. Mai, statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. April 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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DAS BLÄTTCHEN/1779: Traditionserneuerer


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 6 | 12. März 2018

Traditionserneuerer

von Peter Linke



Es hat schon bessere Zeiten erlebt, das Militärhistorische Institut des
Russischen Verteidigungsministeriums (IWI MO). Gegründet 1966, entwickelte
es sich schnell zum Zentrum der systematischen Auswertung und Beschreibung
des Großen Vaterländischen Krieges (GVK). Die Krise setzte in den
frühen 90er Jahren ein. Zwei Jahrzehnte später wurde die große Axt
ausgepackt: Die bis dato mehr oder weniger selbstständig arbeitende
Institution wurde als "Forschungsinstitut" der Militärakademie des
russischen Generalstabs (WA GSch) unterstellt.

2016 folgte eine neue Organisationstruktur, der unter anderem die
Verwaltung für nationale Militärgeschichte ab 1941 sowie die Abteilung für
militärgeschichtliche Methodologie zum Opfer fielen. Verdienstvolle
Mitarbeiter wurden zwangspensioniert, die Zusammenarbeit mit anderen
Einrichtungen wie dem Institut für Allgemeine Geschichte der Russischen
Akademie der Wissenschaften (RAN), dem Institut für Russische Geschichte
der RAN sowie der Militäruniversität (WU) wurde weitgehend eingestellt.

Die Situation des IWI, klagt RAN-Mitglied Jewgeni Tschelyschew (*1921),
Mitherausgeber des 12-bändigen Monumentalwerks "Der Große Vaterländische
Krieg 1941-1945", sei zugleich tragisch und ausweglos: tragisch, weil ein
verdienstvolles, mehr als ein halbes Jahrhundert altes Institut zunehmend
degradiere; ausweglos, weil sämtliche Rettungsversuche blockiert würden
oder im Sande verliefen.

Gleichwohl mehren sich die Anzeichen dafür, dass dies nicht das Ende
militärhistorischer Forschung in Russland bedeutet, sondern lediglich eine
Art Schwerpunktverlagerung: von der prioritären Erforschung des GVK
zu einer stärkeren Popularisierung militärhistorischer Erkenntnisse in der
Truppe bei gleichzeitiger Fixierung neuer Forschungsschwerpunkte, mit denen
aktuellen globalen militärischen und wehrtechnischen Entwicklungen Rechnung
getragen werden soll.

Armeegeneral Waleri Gerassimow, Chef des russischen Generalstabs, erklärte
in zwei Grundsatzreferaten vor Mitgliedern der Akademie für
Militärwissenschaften (AWN) 2013 und 2017, charakteristisch für Kriege der
Zukunft seien eine neue Unübersichtlichkeit, die massive Zunahme
nichtmilitärischer Aktionen zur Durchsetzung politischer und strategischer
Ziele und einander ergänzende Formen verdeckter und offener
Gewaltanwendung. All das stelle verstärkte Anforderungen an die
Militärwissenschaft: die intensive Beschäftigung mit spezifischen Formen
smarten militärischen Handelns, etwa im Rahmen Friedenserhaltender
Operationen, bei der Territorialverteidigung oder zur Abwehr
asymmetrischer Bedrohungen.

Die Nutzung diverser Kräfte und Mittel - von westlichen Theoretikern
hybride Kriegführung genannt - zeige sich insbesondere in Syrien, wo
gleichzeitig traditionelle und nichttraditionelle Vorgehensweisen
militärischen und nichtmilitärischen Charakters verfolgt würden
(Konsolidierung des Protestpotenzials der Bevölkerung insbesondere über
soziale Netzwerke, Strukturierung und Militarisierung der Opposition durch
ausländische Instrukteure und private Militäragenturen ....) All dies
verwische zunehmend die Grenzen zwischen dem, was gemeinhin als
"Friedenszeit" und "Kriegszustand" bezeichnet werde.

Mit dieser Entwicklung zurechtzukommen, unterstrich Gerassimow, erfordere
komplexe prognostische Verfahren. Voraussetzungen seien eine noch engere
Verbindung zwischen Armee und Gesellschaft, mehr 
militärisch-zivilwissenschaftliche Interdisziplinarität, innovative Ausbildungsgänge
für militärische Kader sowie die frühzeitige Verinnerlichung patriotischer
Grundüberzeugungen.

Auf Konferenzen und Symposien bemühen sich russische Experten, die
Überlegungen des Generalstabschefs mit Vorschlägen zu unterfüttern:
Diskutiert werden unter anderem die Begründung eines neuen,
interdisziplinären Studiengangs Nationale Sicherheit, mit dessen
Hilfe die Präsenz militärischer Analysten und Pädagogen in staatlichen und
akademischen Beratergremien verstärkt werden soll, aktuelle Fragen der
Nationalen Verteidigungsführung (uprawlenije nazionalnoj oboronoj),
wie die Gewährleistung technologischer Souveränität, neue Formen
zwischenbehördlicher Sicherheitskooperation, die Rolle regionaler Stäbe für
Territorialverteidigung bei der Lösung militärischer Aufgaben oder das
Projekt einer militärischen Technopolis, genannt Era, als
Wirkungsstätte junger Wissenschaftler, die sich in sogenannten
Wissenschaftskompanien (nautschnyje roty) bewährt haben. Letztlich,
so AWN-Mitglied Sergei Perschutkin, gehe es um die Überwindung einer allzu
engen ingenieurtechnischen Sicht auf den Nationalen Verteidigungskomplex,
um mehr politisch-soziologische Sensibilität in Sachen Nationale
Sicherheit.

Allem Anschein nach erfordert all dies auch die Schaffung eines neuen
Pantheons nationaler Militärtheoretiker. Kandidaten gibt es einige. Zwei
wurden von Gerassimow selbst ins Spiel gebracht: zum einen Georgi Isserson
(1888-1976), Ende der 30er Jahre Leiter des Lehrstuhls für Operative Kunst
an der WA GSch, 1942 wegen "Verschwörung" zunächst zum Tode, letztlich zu
zehn Jahren Lagerhaft verurteilt, danach Verbannung bis zur Rehabilitierung
1955. Heute von besonderem Interesse ist Issersons Analyse der deutschen
Kriegsvorbereitungen gegen Polen ("Kriege werden nicht länger erklärt, sie
beginnen viel früher, in aller Stille und ganz allmählich."), dargelegt in
"Neue Formen des Kampfes" (1940). Zum anderen Alexander Swetschin
(1878-1938), seit 1918 tätig an der WA GSch (ab 1921 Generalstabsakademie
der Roten Arbeiter- und Bauernarmee - RKKA), ab 1930 mehrmals verhaftet,
schließlich wegen "konterrevolutionärer Umtriebe" hingerichtet,
rehabilitiert 1956. Sein hoher analytischer Anspruch ("Jeder Krieg
erfordert ein spezifisches strategisches Verhalten. Jeder Krieg ist
einzigartig, folgt eigener Logik, duldet keine Schablonen."), gepaart mit
der Forderung nach größtmöglicher Bündelung aller zivilen und militärischen
Mittel und Fähigkeiten "in einer Hand", seine Idee eines "integrativen
Feldherrn" (integralnyj polkowodez), formuliert in seinem Hauptwerk
"Strategie" (1927), all das macht Swetschin in den Augen vieler
russischer Sicherheitsanalysten zu einem höchst modernen Denker.

Gleiches gilt inzwischen auch für Michail Frunse (1885-1925), den in
Bischkek geborenen legendären Widersacher Koltschaks und Wrangels, der als
Volkskommissar für Armee und Flotte sowie Vorsitzender des Revolutionären
Kriegsrats den Umbau der demobilisierten RKKA in eine Kaderarmee
vollendete.

Erst Anfang des Jahres widmete sich eine vom Zentralen Haus der Russischen
Armee organisierte Konferenz dem "theoretische Erbe des hervorragenden
Heerführers, Wissenschaftlers und Politikers", würdigte dessen Beitrag zur
Erarbeitung einer einheitlichen Militärdoktrin des proletarischen Staates,
unterstrich die Aktualität seines Ansatzes für die Formulierung einer
modernen Militärsoziologie.

2017 anlässlich seines 140. Geburtstages in einer Vielzahl von
Veranstaltungen und Publikationen als wahrer Patriot und herausragender
Militärdiplomat gefeiert wurde Alexej Ignatjew (1877-1954),
Generalstabsoffizier, Militärattaché in Dänemark, Schweden, Norwegen 
(1907-1912), während des Ersten Weltkriegs Militärattaché in Frankreich und
Vertreter Russlands beim französischen Oberkommando, 1936 Übersiedlung in
die Sowjetunion, in den frühen 40er Jahren Mitbegründer des
Militärinstituts für Fremdsprachen (WIIJa KA) sowie Initiator der
sogenannten Suworow-Militärschulen, "spezieller militärischer Mittelschulen
zur Vorbereitung künftiger Kommandeure der Roten Armee". Oft als "Diplomat
im Dienste zweier Imperien" bezeichnet, erfreut sich Ignatjew aufgrund
seiner Sprachkenntnisse und kulturellen Kompetenz insbesondere unter
russischen Friedensstiftern (Blauhelmen) großer Beliebtheit.

Last but not least: Jewgeni Messner (1891-1974), glühender Weißgardist,
während des Zweiten Weltkriegs in Belgrad Ausbilder von Kadern für das
sogenannte Russische Wachkorps, das unter deutschem Kommando
Strafoperationen gegen jugoslawische Partisanen durchführte, später Flucht
nach Argentinien, wo er als freier Militäranalyst wirke. In seinen Büchern
"Das Antlitz des modernen Krieges" (1959), "Revolte - der Name des 3.
Weltkrieges" (1960) und "Weltrevoltekrieg" (Wsjemirnaja
mjateshewojna - 1971) entwickelte er das Konzept des sogenannten
Revoltekrieges, einer neuen Form militärischer Konfrontation, in der als
Kombattanten nicht länger reguläre Truppen, sondern Volksbewegungen in
Erscheinung träten. Ziel derartiger Kriege sei nicht die Eroberung von
Territorien, sondern die permanente "Gefangennahme" der Herzen und Hirne
der Menschen des gegnerischen Staates. Derartige Ideen, so Michail
Alexandrow vom Moskauer Institut für Internationale Beziehungen (MGIMO),
mache Messner zum Begründer der Idee moderner hybrider Kriegführung.

Alles in allem eine recht beeindruckende Mischung aus pro- und
antisowjetischen Persönlichkeiten. Zumindest auf dem Gebiet der nationalen
Sicherheit scheint das Prinzip "Kontinuität & Erneuerung" zu
funktionieren ...
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Explosive soziale Lage in Spanien ist Ursache für Polizeistaatsmaßnahmen

Von Vicky Short

4. April 2018



Die Festnahme und Inhaftierung des ehemaligen katalanischen Präsidenten
Carles Puigdemont in Deutschland ist ein bedrohlicher Angriff auf
politische Opposition. Die Inhaftierung, die auf Antrag der spanischen
Behörden erfolgte, markiert einen weiteren Schritt beim Aufbau eines
europäischen Polizeistaats [1].

Hinter dieser Entwicklung stehen wirtschaftliche, politische und soziale
Spannungen, die sich nun in einer wachsenden Bewegung der europäischen
Arbeiterklasse ausdrücken. Dies gilt insbesondere für Spanien, wo in der
letzten Woche Amazon-Arbeiter gestreikt und Rentner an
Massendemonstrationen teilgenommen haben, bei denen sie angemessene Renten
und Sozialleistungen forderten.

Die amtierende Regierung der rechten Volkspartei (PP) und die europäische
Union (EU) rühmen sich zwar damit, dass die spanische Wirtschaft die Krise
von 2008, die das Land ein Jahrzehnt lang gelähmt hat, hinter sich gelassen
habe und auf dem Weg der Erholung sei. Doch ist die arbeitende Bevölkerung -
 egal ob Katalanen, Basken oder Spanier - gleichzeitig mit erschreckenden
und sich noch verschlimmernden sozialen Bedingungen konfrontiert.

Fast dreieinhalb Millionen Spanier sind arbeitslos. Obwohl in den
Schlagzeilen verkündet wurde, dass die offizielle Arbeitslosenquote von
26,3 Prozent im Jahr 2013 auf derzeit 16,5 Prozent gesunken sei, ist dies
ein schwacher Trost. Denn die große Zahl der ehemals Betroffenen schuftet
in befristeten und schlecht bezahlten Jobs. Laut offizieller Statistik
wurden im Jahr 2017 21,5 Millionen Arbeitsverträge unterzeichnet. Davon
sind 90 Prozent befristet.

Laut Oxfam Intercom liegt Spanien auf der Liste der EU-Länder, in denen die
soziale Ungleichheit seit 2007 am stärksten zugenommen hat, auf Rang drei.
Die Organisation stellt fest, dass das reichste Prozent der spanischen
Bevölkerung ein Viertel des nationalen Reichtums besitzt. Allein im Jahr
2017 seien in Spanien 7.000 Personen zu Millionären geworden. Die drei
reichsten Spanier verfügen über so viel Vermögen wie die ärmsten 30 Prozent
der Bevölkerung zusammen. Das entspricht mehr als 14 Millionen Menschen.

Gleichzeitig wurde die Ausbeutung der spanischen Arbeiterklasse verschärft.
Seit 2012 hat die Produktivität pro Arbeitsstunde um 6 Prozent zugenommen.
Die Lohnkosten sind jedoch nur um 0,6 Prozent gestiegen. Eine aktuelle
Umfrage hat ergeben, dass 68 Prozent der Spanier der Meinung sind, dass es
für einen normalen Arbeiter schwierig oder unmöglich ist, seine Ersparnisse
zu vermehren, egal wie hart er arbeitet.

Über 10 Millionen Menschen leben unterhalb der offiziellen Armutsgrenze.
Das entspricht einer Armutsquote von 22,3 Prozent, die dritthöchste in der
EU. Laut Schätzungen sind 27,9 Prozent der Bevölkerung von Armut und
sozialer Ausgrenzung betroffen. 22,3 Prozent leben von weniger als 684 Euro
pro Monat. Mehr als eine Million Familien leben von knapp 342 Euro im
Monat.

Der 7. Bericht der Europäischen Plattform gegen Armut und Soziale
Ausgrenzung unter dem englischen Titel "The State of Poverty Following the
Risk Indicator of Poverty and Social Exclusion in Spain - 2008-2016" zeigt
auf, dass ein erheblicher Teil der spanischen Bevölkerung, die in Armut
lebt, Erwachsene mit mittlerer oder höherer Ausbildung sind. Sie leben
trotz Arbeit in Armut und müssen kleine Kinder versorgen.

Bis zu 27 Prozent der armen Spanier leben in Unterkünften ohne Beleuchtung,
mit undichten Wasserleitungen, Moder an Wänden sowie Böden und einer
schmutzigen Umgebung.

Die Zahl der Lebensmitteltafeln wächst, speziell in den großen Städten, wo
zu den Menschen, die sie in Anspruch nehmen, nicht nur die Obdachlosen
gehören, sondern auch eine große Zahl von Menschen, die trotz Arbeit arm
sind. In Spanien ist aktuell jedes dritte Kind von Armut und sozialer
Ausgrenzung bedroht.

Nach ihrem Amtsantritt im Jahr 2011 hat die PP-Regierung drastische
Sparmaßnahmen durchgesetzt und erntete heftige Kritik, weil sie den Fond
für Pensionsrücklagen in Höhe von 66,8 Milliarden Euro geplündert hat.

Dies war auch der Grund für die Massendemonstrationen der Rentner im
letzten Monat. Zehntausende versammelten sich in Madrid, Barcelona, Bilbao,
Sevilla und Granada, um die Rentenerhöhung der Regierung um mickrige 0,25
Prozent anzuprangern.

"Die Erhöhung um 0,25 Prozent ist eine Schande", sagte der ehemalige
Kellner Jose Maria Elias (66) gegenüber der Nachrichtenagentur AFP. "All
die korrupten Leute sollen das zurückgeben, was sie gestohlen haben, und es
in den Pensionsfond einzahlen", erklärte er. Er bezog sich damit auf
zahlreiche Korruptionsskandale, in die die herrschende PP verwickelt war.
"Sie haben unser öffentliches Rentensystem zerstört", erklärte Josefa
Albala (77). Sie fügte hinzu, dass sie mit ihrer Rente auch noch ihre
arbeitslose Tochter unterstützt.

Im Baskenland, im Norden Spaniens, wo der Nationalismus besonders heftig
geschürt wurde, um die spanische Arbeiterklasse zu spalten, gingen
Zehntausende ohne Nationalflaggen auf die Straße. Viele der Demonstranten
schauen auf eine Geschichte militanter Kämpfe der Arbeiterklasse zurück,
darunter in den Werften von Bilbao und den Stahlwerken von Bizkaia, die in
den 1980er-Jahren von den Sozialdemokraten zerschlagen wurden.

Die Jugend ist am härtesten von Arbeitslosigkeit, Armut und sozialer
Ausgrenzung betroffen. Die Arbeitslosenquote unter den 16- bis 19-jährigen
liegt bei 60 Prozent. Bei den 20- bis 24jährigen liegt sie bei mehr als 40
Prozent und bei den 25- bis 29jährigen bei 25,6 Prozent.

Zehntausende junge Menschen haben Spanien verlassen, um woanders Arbeit zu
suchen. Ein aktueller Bericht des Consejo de la Juventud de España (Rat der
Spanischen Jugend) zeichnet das Bild einer Generation, deren Situation von
Arbeitslosigkeit, sozialer Unsicherheit und Auswanderung geprägt ist.

Seit 2012 haben mehr als eine Million gut ausgebildete junge Erwachsene das
Land verlassen. "Wir gehen nicht freiwillig, sie werfen uns raus", ist ihr
Motto. Viele von ihnen sind Krankenschwestern, Ärzte und Wissenschaftler.
Dort, wo sie Arbeit finden, bekommen sie normalerweise eine geringere
Entlohnung. Wer weniger Glück hat, schlägt sich mühsam mit Jobs in
Restaurants, Cafes und Hotels durch.

Diejenigen, die in Spanien bleiben, sind entweder abhängig von
Familienmitgliedern, erhalten sehr geringe Sozialleistungen, wenn sie
überhaupt welche bekommen, oder hangeln sich von einem befristeten Job zum
nächsten. Bei den entsprechenden Arbeitsverträgen gibt es keinen bezahlten
Urlaub oder Krankengeld. Sie bieten den Arbeitern zudem nur geringen
Schutz, denn sie können ohne Begründung und fristlos entlassen werden.

Die meisten können sich keine eigene Wohnung leisten und müssen deshalb bei
ihren Eltern oder ihrer Familie wohnen. Das Durchschnittsalter, in dem
Spanier ihre Familie verlassen, liegt jetzt bei 29 Jahren.

Dass die herrschende Klasse in der Lage war, ein derartiges Ausmaß an Elend
und Armut zu schaffen, ist vor allem der Rolle der pseudolinken Kräfte zu
verdanken.

In dieses Jahr fällt der siebte Jahrestag der 15-M-Bewegung oder der
Indignados ("Empörte"), die sich gegen die Arbeitslosigkeit,
wirtschaftliche Not und die Austeritätsmaßnahmen der allgemein verhassten
Regierung der Sozialistischen Partei von 2004 bis 2011 richtete. Die
wichtigsten Führer und Sprecher dieser Bewegungen machten anschließend
Karriere und wurden zu Führungsfunktionären der pseudolinken Parteien und
"sozialen Bewegungen".

Alberto Garzón zum Beispiel, ehemals Sprecher der Indignados in Malaga, ist
jetzt Hauptkoordinator der Vereinigten Linken. Ada Colau, die ehemalige
Führerin der Plattform gegen Zwangsräumungen (PAH) ist jetzt
Bürgermeisterin von Barcelona und damit beschäftigt, Streiks zu sabotieren
und ausländische Straßenverkäufer zu verfolgen. Die ehemals zornigen
Professoren Pablo Iglesias und Iñigo Erejón sind jetzt Führer der
pseudolinken Podemos, deren Hauptrolle darin besteht, die Entwicklung eines
unabhängigen Programms sowie einer unabhängigen Perspektive und Führung
gegen den Kapitalismus zu blockieren.

Die Rolle dieser Kräfte ist so niederträchtig, dass die Zahl der
Demonstrationen, Kundgebungen und anderen spontanen Aktionen seit der
Gründung von Podemos drastisch gesunken ist. Nun tritt erneut eine Bewegung
der Arbeiterklasse und der Jugend an die Oberfläche, die die frische
Erfahrung mit den Sparmaßnahmen der lokalen und regionalen Regierungen
unter Führung von Podemos und ihren engen Verbündeten in der
Sozialistischen Partei auf die Straße treibt.


Anmerkung:

[1] http://www.wsws.org/de/articles/2018/03/27/pers-m27.html
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KAZ/276: Metalltarifrunde 2018 - "Ich fühl' mich pudelwohl."


KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 362, März 2018

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

Metalltarifrunde 2018

"Ich fühl' mich pudelwohl."

Warum das nicht alle IG-Metaller von sich behaupten können

von Ludwig Jost und Erika Wehling-Pangerl



"Mehr Geld und eine Zeitenwende bei der Arbeitszeit" hat
IGM-Vorsitzender Hofmann mit dem entsprechenden Tamtam zum
Tarifabschluss am 6. Februar in Baden-Württemberg festgestellt.

Wie Journalisten über eine Telefonkonferenz mit ihm berichteten
(Süddeutsche Zeitung 07.02.2018, S. 17), hat er sich auf die Frage,
"welcher Teil des Abschlusses ihm denn am meisten wehtue",
nicht eingelassen und geantwortet, "ich fühl' mich pudelwohl."

Offensichtlich hat das aufkommende Hunde-Gefühl bei ihm bereits am
Vortag in Stuttgart für Verwirrung gesorgt und ihm die Pudelmütze über
die gesellschaftliche Wirklichkeit in die Augen getrieben. Denn wie es
sich anhört, ist er dort vor lauter Ergebnisschönreden etwas vom Weg
abgekommen und hat seinen Zuhörern aber auch den
Gewerkschaftsmitgliedern verklickert: "Der Tarifabschluss ist ein
Meilenstein auf dem Weg zu einer modernen, selbstbestimmten
Arbeitswelt. Denn eine zentrale Auseinandersetzung in der Arbeitswelt
der Zukunft dreht sich um den alten Verteilungskonflikt 'Wem gehört
die Zeit?'"

Was der IGM-Vorsitzende hier als "Arbeitswelt der Zukunft" mit "altem
Verteilungskonflikt" verkauft, ist allerdings nichts Anderes als der
Kapitalismus. Der unversöhnliche Interessengegensatz zwischen Kapital
und Arbeit - das Ausbeutungssystem von gestern und heute. Das Thema,
das längst wieder auf die Tagesordnung und in die Diskussion bei der
IGM und den übrigen DGB-Gewerkschaften gehört und worüber z. B.
Friedrich Engels geschrieben hat: "Wir sprachen vom Kampf des
Arbeiters gegen das Kapital. Dieser Kampf existiert, was immer die
Apologeten des Kapitals auch dagegen sagen mögen. Er wird existieren
solange eine Lohnsenkung das sicherste und bequemste Mittel zur
Steigerung des Profits bleibt, ja darüber hinaus, solange das
Lohnsystem überhaupt existieren wird. Das bloße Vorhandensein von
Trade Unions (Gewerkschaften, d. Verf.) beweist diese Tatsache
zur Genüge; wenn sie nicht zum Kampf gegen die Übergriffe des Kapitals
geschaffen worden sind, wozu sind sie dann geschaffen? Es hat keinen
Zweck ein Blatt vor den Mund zu nehmen. Durch keine noch so schönen
Worte kann die hässliche Tatsache verdeckt werden, dass die
gegenwärtige Gesellschaft im Wesentlichen in zwei große,
antagonistische Klassen gespalten ist - auf der einen Seite die
Kapitalisten, denen alle Produktionsmittel gehören, auf der anderen
Seite die Arbeiter, die nichts besitzen als die eigene Arbeitskraft.
Das Arbeitsprodukt der letztgenannten Klasse muss zwischen beiden
Klassen geteilt werden, und gerade um diese Teilung tobt
ununterbrochen der Kampf. Jede Klasse versucht einen möglichst großen
Anteil zu erlangen; und das seltsamste an diesem Kampfe ist, dass die
Arbeiterklasse, obwohl sie nur um einen Anteil an ihrem eigenen
Produkt kämpft, oft genug beschuldigt wird, sie beraube eigentlich den
Kapitalisten!" (Marx/Engels, Über die Gewerkschaften, Berlin 1971,
S. 405)

Durch die Beschwörung von Tarifverträgen hängt der IGM-Vorsitzende dem
Klassenwiderspruch und Verteilungskonflikt in der metallzeitung immer
wieder ein Gerechtigkeitsmäntelchen um. Weiter kommt er in aller Regel
nie, auch jetzt nicht. Der Meilenstein in die "moderne,
selbstbestimmte Arbeitswelt" heißt: "Verkürzte Vollzeit!"

Das ist die "Zeitenwende", die die IGM-Führung seit Mitte 2017 für die
"Arbeitszeiten, die zum Leben passen" im Gegensatz zu
kollektiver Arbeitszeitverkürzung als Individualregelung gefordert
hat. Durchgesetzt wurde sie nur für zehn Prozent der lt. IGM rd. 3,9
Millionen in der Metall- und Elektroindustrie Beschäftigten, für die
sie bei 2 Jahren Betriebszugehörigkeit ab 1. Januar 2019 gilt. Im
Metallinfo direkt 03/2018 wird dazu erklärt: "Vollzeitbeschäftigte
können 6 bis 24 Monate lang ihre Arbeitszeit bis auf 28 Stunden
reduzieren - individuell unbegrenzt wiederholbar. Allerdings kann der
Arbeitgeber weitere Anträge ablehnen, wenn der Anteil der
Beschäftigten in verkürzter Vollzeit eine Überlastquote von 10 Prozent
der Belegschaft erreicht hat - oder wenn insgesamt 18 Prozent der
Beschäftigten unterhalb der normalen Vollzeit von 35/38 Stunden
arbeiten, also inklusive der in gesetzlicher Teilzeit Beschäftigten.
Ein weiterer Ablehnungsgrund ist, wenn das entfallende Arbeitsvolumen
nicht mit der entsprechenden Qualifikation kompensiert werden kann.
Der Antrag auf verkürzte Vollzeit ist spätestens ein halbes Jahr
vorher zu stellen."

Wer nicht unter die "Überlastquote" fällt und 2 Jahre nur
28-Stunden-Woche arbeitet, ist für diese Zeit mit 20 Prozent
Entgeltverzicht dabei. Bei einem Brutto von 3.000 EUR sinkt der Lohn
dabei um 600 EUR auf mtl. 2.400 EUR. Hinzu kommen die
Durchschnittsberechnungen, die durch die Lohnkürzungen alle absinken
(Beispiel siehe Kasten). Nach wie vor preisen IGM-Vorstand,
Bezirksleiter u. a. den Tarifvertrag wie warme Semmeln als
"Freizeit"-Modell zur Pflege von Eltern und Erziehung der Kinder an.
So als sei es Satzungsauftrag und die IGM-Mitglieder stünden generell
in der Verpflichtung, mit ihrer selbst bezahlten "Freizeit"
Pflegenotstand und fehlende Kitaplätze auszugleichen. Wie im
nebenstehenden Beispiel (siehe Kasten) gezeigt, wird den Metallern
damit als ihre Aufgabe untergejubelt, was gesellschaftliche Aufgaben
sind. Gegen Pflegenotstand, für Kita-Plätze (das heißt auch: in den
Großbetrieben Betriebskindergärten) wäre stattdessen der Kampf der
Gewerkschaften gegen Regierung und Kapital zu organisieren.




Kosten der "attraktiven Wahlmöglichkeit" an einem
 Beispiel für den Einkauf der 28-Stunden-Woche





Bei einem angenommenen Stundenlohn von 20 EUR - bei 35
 Wochenstunden macht das ein Monatseinkommen von 3.045 EUR. Das
 liegt im Bereich der Entgeltgruppen 9 und 10 im Metalltarif, ohne
 Zulagen und Überstunden gerechnet. Bei 28 Stunden heißt das
 Verzicht auf mtl. 609 EUR und mal 12, jährlich auf 7.308 EUR. Und
 bei den für den Tarifvertrag vorgesehenen 2 Jahren kommen dabei
 14.616 EUR raus. Die Forderung, mit der Metallerinnen und Metaller
 tariflich durchsetzen sollen, was sie selber, jedenfalls die
 Mehrheit, mit einem größeren Verzicht ihres Einkommens bezahlen
 müssen.



Davon sind nicht nur alle Durchschnittsberechnungen im
 Arbeitsvertrag, Urlaub, Urlaubsgeld, anteiliges 13. Monatseinkommen
 betroffen, sondern ebenso Krankengeld, mögliches Arbeitslosengeld
 und Rente.







"Anpassung Ost"

Dieser "Meilenstein auf dem Weg zu einer modernen, selbstbestimmten
Arbeitswelt" stand in dieser Tarifrunde von Anfang an unter Kritik von
Kollegen. Mitglieder des Tarifpolitischen Arbeitskreises der
IGM-Geschäftsstelle Jena-Saalfeld hatten in einem offenen Brief
geschrieben: "Wir, die Mitglieder der Geschäftsstelle
Jena-Saalfeld, fordern vom Vorstand und von unserem Bezirk Mitte ein
klares Bekenntnis zu einer Forderung über die Angleichung der
Arbeitszeit bei vollem Lohn- und Personalausgleich!

Mit den Forderungen, die zur anstehenden Tarifrunde gestellt
werden, bekommen wir in unseren Betrieben keine Kollegen zum
Arbeitskampf mobilisiert. Dabei denken wir besonders an die Forderung
zur individuellen Absenkung der Arbeitszeit. Ihr werdet euch
sicherlich fragen, wieso ist ja schließlich eine tolle Sache. Diese
Frage ist schnell und einfach beantwortet: Die Kollegen verstehen
nicht, wieso so eine Forderung aufgestellt wird, in der es um flexible
Absenkung der individuellen Arbeitszeit geht, wenn bei den
regelmäßigen Arbeitszeiten immer noch innerhalb der alten
Staatengrenzen unterschieden wird.

Unsere Kollegen und auch wir als Gewerkschafter fühlen uns von der
Organisation im Stich gelassen und nicht ernst genommen. Wir lernten
die Gewerkschaft einst als solidarische Organisation kennen und
versuchen, diesen Gedanken ebenfalls unseren Kollegen nahe zu bringen.
Doch aus der Sicht unserer Kollegen verhält sich die Organisation
nicht solidarisch beim Thema Angleichung der regelmäßigen Arbeitszeit
auf 35h." (siehe KAZ 361, S. 20)

Die IGM-Führung konnte die empörten Stimmen aus dem Osten nicht ganz
ignorieren. Noch bei der Juni-Tarifkonferenz hat der IGM-Vorsitzende
die von der Ost-Delegation geforderte Einführung der 35-Stunden-Woche
mit dem Hinweis auf zu wenige IGM-Mitglieder abgelehnt. Ende Oktober
aber haben die mit für den Osten zuständigen IGM-Bezirksleitungen
festgestellt: "Für die ostdeutschen Tarifgebiete erwarten wir von
den Arbeitgebern eine ernsthafte und belastbare
Verhandlungsverpflichtung für einen Prozess der Angleichung der
Entgelte, Arbeitszeiten und Arbeitsbedingungen." (Olivier Höbel,
Bezirksleiter für Berlin-Brandenburg und Sachsen, 24.10.2017) Nicht
gerade eine kämpferische Aussage, aber immerhin doch eine Reaktion.

Herausgekommen ist eine Gesprächsverpflichtung "Anpassung Ost". Eine
Beruhigungspille. Wir kommen nochmal darauf zurück.

Eine Lohnerhöhung gibt es auch. Wie hoch sie im Endeffekt ist, bei 27
Monaten Laufzeit, ist umstritten (ein Versuch, dieses komplexe Gebilde
darzustellen - siehe Kasten).




Wahloption für Beschäftigte mit Pflegebedürftigen,
 Kindern und für Schichtarbeiter





"Ab 2019 (voraussichtlich Juli) gibt es jährlich ein neues
 tarifliches Zusatzgeld von 27,5 Prozent des Monatseinkommens. Dafür
 erhalten Kolleginnen und/oder Kollegen, die Kinder erziehen,
 Angehörige pflegen oder in Schicht arbeiten, eine Wahloption. Sie
 können statt der 27,5 Prozent tarifliches Zusatzgeld auch acht
 tarifliche Freistellungstage im Jahr nehmen, davon zwei als Bonus
 vom Arbeitgeber.



Die Voraussetzungen mit Kindern und Pflege sind: zwei Jahre
 Betriebszugehörigkeit, Kinder im eigenen Haushalt bis zum achten
 Geburtstag, Angehörige mit mindestens Pflegegrad 1 in häuslicher
 Umgebung. Je Kind oder Angehörigen besteht Anspruch auf je zwei
 Jahre Wahloption. Die Wahloption für Kinder und Pflege kann auch
 mit der verkürzten Vollzeit kombiniert werden, ebenso mit
 Teilzeitverträgen, die ab 1. Januar 2019 gelten."



Beim Beispiel 27,5 Prozent von 3.000 EUR im Monat beträgt das
 tarifliche Zusatzgeld 825 EUR. Bei Geltendmachung von 6 freien
 Tagen und zusätzlich 2 vom Kapitalisten für Pflege und/oder
 Kinderbetreuung sind die 825 EUR weg bzw. der/die Betroffenen haben
 sie nie in der Hand gehabt. Genauso geht es den Schichtarbeitern:



"Die Voraussetzungen für die acht freien Tage für
 Schichtarbeiter in Vollzeit sind: 15 Jahre Betriebszughörigkeit
 und 10 Jahre in Wechselschicht, ab 2020 dann 7 Jahre im Betrieb,
 davon 5 Jahre in Wechselschicht - sowie 5 Jahre
 Betriebszugehörigkeit, davon 3 Jahre in Drei-, Mehr- oder
 Nachtschicht.



Der Antrag auf acht freie Tage statt tariflichem Zusatzgeld ist
 bis zum 31. Oktober des Vorjahres zu stellen. Bei der Wahloption
 gibt es keinerlei Begrenzung durch betriebliche Quoten."



Infos aus IG Metall direkt 03/2018




Wie ist das Ergebnis der Tarifrunde zu bewerten?

"Von Zeit zu Zeit siegen die Arbeiter, aber nur vorübergehend. Das
eigentliche Resultat ihrer Kämpfe ist nicht der unmittelbare Erfolg,
sondern die immer weiter um sich greifende Vereinigung der
Arbeiter." (Marx/Engels, Kommunistisches Manifest, MEW Bd. 4, S.
470-471)

Das ist es, was uns voranbringt: die Organisierung der Arbeiter, ihre
"immer weiter um sich greifende Vereinigung". Das ist es, was uns
nicht nur gegen das Kapital, sondern auch gegen die faschistischen
Banden stärkt, die sich in den Betrieben, in Betriebsräten breit
machen. Sehen wir uns das Ergebnis der Tarifrunde unter diesem
Gesichtspunkt mal an:

- Wurden die Forderungen so aufgestellt, dass die Einheit und
Kampfkraft der Arbeiter gefördert wurde?

Nein. Die Forderung nach der individuellen Arbeitszeitverkürzung
zersplittert die Arbeiter, organisiert sie nicht für ein klares
gemeinsames Ziel. Sie störte auch die Solidarität mit den Arbeitern im
Osten, weil die Angleichung der Arbeitszeit auf 35 Stunden wieder mal
vertagt wurde.

- Wurden Forderungen aufgestellt, mit denen die Arbeiter die
Gesellschaft nach vorn bringen?

Nein, im Gegenteil. Die Forderung nach der individuellen
Arbeitszeitverkürzung war verbunden damit, sich mit Pflegenotstand und
Kita-Notstand abzufinden, sich die Verantwortung der Gesellschaft für
Pflegebedürftige und Kinder individuell voll und ganz auf die
Schultern laden zu lassen. Der Kampf um die 35-Stunden-Woche für alle
Metaller wäre ebenfalls eine gesellschaftliche Aufgabe, ein Anfang,
die 35 Stunden als staatliches Gesetz für alle Arbeiter zu erkämpfen.
Stattdessen wurde den Kapitalisten sogar noch was geschenkt: Sie
können nun "etwas leichter Arbeitsverträge mit verlängerter Vollzeit
abschließen", also noch leichter zur 40-Stunden-Woche übergehen als
bisher!

- Wurde bei der Lohnerhöhung ein Ergebnis angestrebt, das für die
Arbeiter nachzählbar und nachprüfbar ist und den Arbeitern
unwiderruflich gehört?

Nein, das Ergebnis ist undurchschaubar. Warum zum Beispiel gibt es für
die Monate Januar bis März 2018 insgesamt nur 100 EUR? Ist das eine
Strafe für den Warnstreik? Was soll der "Differenzierungsvorbehalt"
bei dem Festbetrag von 400 EUR 2019 (siehe Kasten am Ende)? Solche
Spielchen zerrütten die Möglichkeiten der Arbeiter, eigenständig zu
handeln, selber nachzurechnen und sich entsprechend zu organisieren.

- Wurde mit dem Abschluss eine gute Position erreicht zur
Aufstellung für den nächsten Tarifkampf?

Nein, der Tarifvertrag soll die Metaller für 27 Monate fesseln.

- Wurde die Kampfkraft ausgenutzt und durch den Kampf gestärkt und
geübt?

Es war ein kleiner Fortschritt, dass endlich mal der schon lange
beschlossene 24-Stunden-Streik in einigen Großbetrieben durchgeführt
wurde. Und es hat sich gezeigt, dass die Kollegen kampfbereit sind,
dass sie gut gelaunt ihre Kundgebungen durchgeführt haben. Die
Kampfkraft war noch lange nicht erschöpft. Aber jeder ahnte es im
Voraus: Gleich nach den 24-Stunden-Streiks hieß es, husch, husch ins
Körbchen, den Rest lösen wir im Einvernehmen mit den "Arbeitgebern".

- Gab es Fortschritte gegen die Eigenmächtigkeiten der
IG-Metall-Führung zur Verbesserung der gewerkschaftlichen
Kampfposition?

Es ist ein kleiner, aber dennoch sehr wichtiger Erfolg, dass die
Kollegen im Osten - z.B. die aus Jena/Saalfeld - die Angleichung auf
35 Stunden gefordert und die individuelle Arbeitszeitverkürzung
abgelehnt haben, und vor allem, dass sie nicht ganz überhört werden
konnten. In Berlin z.B. wurde die Angleichung sehr vehement
aufgegriffen, z.B. bei Siemens, wo Kollegen, die an einem Projekt
zusammenarbeiten, West- und Ost-Arbeitszeiten haben. Die Solidarität
aller Arbeiter in Ost und West ist gefordert, um diesen Zustand
endlich zu beenden. Die Gesprächsverpflichtung "Anpassung Ost" kann
man wahrscheinlich in der Pfeife rauchen. Aber das Thema ist von den
Arbeitern im Osten unwiderruflich auf die Tagesordnung gesetzt worden.
Dass dieser kleine Erfolg zu einem großen wird, dafür muss jetzt
gekämpft werden. Dafür müssen wir uns stärken, damit wir nicht wie das
Kaninchen auf die Schlange auf Verelendung und faschistische
Entwicklung blicken, sondern selber eingreifen, gegen Regierung und
Kapital, für unsere Zukunft und die unserer Kinder!

Das geht, wenn wir uns in den Betrieben wieder auf unsere Stärke
besinnen und sich eine etwas bewusstere Schicht von Kolleginnen und
Kollegen nicht nur der Arbeitszeitfrage sondern der konsequenten
Vertretung unserer Interessen annimmt. Im Herbst 2019,
September/Oktober, findet der 24. Gewerkschaftstag der IGM statt. Bei
entsprechender Vorbereitung würde er sich dafür anbieten, mit
richtigen Beschlüssen die "Meilensteine" individueller Regelungen
zurückzudrängen und die Richtung zu korrigieren, die der jetzige
IGM-Vorstand mit seiner Truppe aus Bezirksleitern und anderen auf
dieser Linie liegenden Funktionären verfolgt.

 * 

Tarif-Lohn-/Entgelt in der Metall- und Elektroindustrie ab 01.01.2018
 wie es allgemein öffentlich bekannt ist und ab Ende März 2018 nach
 Ablauf der Erklärungsfristen in allen Tarifgebieten der IG Metall gilt





Strafe fürs Warnstreiken?





Der Tarifvertrag und damit die "Friedenspflicht" läuft 27 Monate vom
 1. Januar 2018 bis zum 31. März 2020. Von dem geforderten
 Lohnausgleich für Beschäftigte mit Pflegebedürftigen/Eltern, Kindern,
 Schichtarbeitern und untere Entgeltgruppen wurde nichts durchgesetzt
 und es wird/wurde auch nicht mehr darüber gesprochen. Das gilt
 allerdings auch für die ersten drei Monate der Tarifvertragslaufzeit
 ebenso. Für die Monate Januar bis einschließlich März 2018 - also für
 3 Monate - gibt es im März 100 EUR (für Auszubildende nur 70 EUR). Es
 macht den Eindruck, dass von der IGM-Führung eine Strafe fürs
 Warnstreiken gezahlt wird. Wobei viele Kolleginnen und Kollegen
 offensichtlich auch schon gar nicht mehr erwarten, für diese Zeit
 (Verhandlungen/Warnstreiks) etwas zu erhalten. Möglicherweise glauben
 sie auch, es gehört zum Verhandlungsritual darüber nicht zu reden, um
 niemand zu erschrecken und wenn überhaupt, über einen Kleckerbetrag,
 wie in diesem Fall 100 EUR. Das sind bei 4,3 Prozent, die es vom 1.
 April 2018 24 Monate durchgängig bis zum 31. März 2020 gibt, gerade
 mal 4 Prozent von 2.500 EUR Monatslohn und 200 EUR, die bei 3 Monaten
 fehlen. Ganz davon abgesehen, dass damit ausgehend von 4,3 Prozent für
 dieses Jahr nur noch ca. 3 Prozent an Lohnerhöhung bleiben. Dabei
 lohnt es sich nicht nur einmal nachzurechnen, sondern auch bei den
 IGM-Verhandlungs- und Tarifkommissionen nachzufragen, was das soll,
 die Lohnforderungen in den Taschen des Kapitals zu lassen. Über die
 durchschnittliche Lohnhöhe, die im Zusammenhang mit der
 Tarifvertragslaufzeit von 27 Monaten steht, hat es einige
 Auseinandersetzungen gegeben. Auf den Webseiten beim Labournet war
 sogar von wütenden E-Mails des IGM-Vorstandes die Rede, der die für
 2019 vorgesehenen Beträge (s. o.) in seinen Durchschnittsberechnungen
 vermisste. Es ist aber noch einmal alles gut gegangen. Kein geringerer
 als der Leiter des WSI-Tarifarchivs von der Hans-Böckler-Stiftung,
 Thorsten Schulten, hat ihn mit der Feststellung rausgehauen, dass die
 Erhöhung über die Monate im Schnitt bei rd. 4 Prozent liegen soll.





"Soziale Komponente"





Hierbei geht es um 400 EUR Festbetrag (für Auszubildende nur 200 EUR),
 die ebenfalls im Juli 2019 ausgezahlt werden sollen, aber unter
 "Differenzierungsvorbehalt" stehen. Das heißt, der jeweilige
 Kapitalist kann die Zahlung verschieben, teilen bzw. muss nur zahlen,
 wenn die wirtschaftliche Situation es zulässt. Ab 2020 werden die 400
 EUR dann als 12,3 Prozent vom Eckentgelt (Eingangsgruppe für
 Facharbeiter) gezahlt und kommen dadurch prozentual stärker den
 unteren Entgelten zugute. Eine Differenzierung bei der Auszahlung der
 400 EUR im Juli 2019 geht nur mit Zustimmung der IG Metall.





Das Zückerchen fürs Kapital - verlängerte Vollzeit gegen
 Überlastquoten





Als Ausgleich für die "Kurze Vollzeit" können die Kapitalisten "etwas
 leichter Arbeitsverträge mit verlängerter Vollzeit abschließen -
 oberhalb der normalen Vollzeit von 35 (West) / 38 (Ost) Stunden bis
 maximal 40 Stunden. Für verlängerte Vollzeit gelten die bereits
 bestehenden Quoten weiter: grundsätzlich 13 Prozent (Baden-Württemberg
 18 Prozent) der Belegschaft. Die Quote kann angehoben werden: auf 25
 (30) Prozent bei nachgewiesenem Fachkräfteengpass. Sowie auf 45 (50)
 Prozent, wenn mindestens die Hälfte der Belegschaft in hohen
 Entgeltgruppen ist.



Die höheren Quoten sind jedoch nur per freiwilliger
 Betriebsvereinbarung möglich. Zudem erhalten Betriebsräte erstmals ein
 hartes Widerspruchsrecht. Wenn die 13 (18) Prozent mehr als 6 Monate
 um mehr als 4 Prozent überschritten sind, kann der Betriebsrat
 weiteren Verträgen widersprechen, bei Überschreiten der 45 (50)
 Prozent sogar unmittelbar.



Dabei steht jetzt schon fest, dass es zu Arbeitsverhältnissen mit den
 unterschiedlichsten Arbeitszeiten kommt, die für Betriebsräte nur noch
 schwer kontrollierbar, im Griff zu halten sind. Hierbei begrüßen die
 Kapitalverbände vor allen Dingen die "Öffnung der Tarifverträge nach
 oben".



Infos nach IG Metall direkt und labournet.de
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VORWÄRTS/1368: Streikwelle in Frankreich?


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 09/10 vom 15. März 2018

Streikwelle in Frankreich?

von Georg Polikeit



Der französische Staatspräsident Macron hat Ende Februar die Reform
der staatlichen Eisenbahngesellschaft SNCF angekündigt. Die
Gewerkschaften laufen Sturm. Steht Frankreich vor einer neuen
Protestwelle mit umfassenden Streiks der EisenbahnerInnen?


Der angeblich "weder rechts noch links" verortete, aber in der
Praxis eindeutig neoliberalen Rezepten folgende Staatschef Macron,
will nach der im vergangenen Jahr durchgezogenen Reform des
Arbeitsrechts nun mit der Reform der staatlichen Eisenbahngesellschaft
SNCF einen weiteren, grossen Schritt beim "Umbau Frankreichs" im Sinne
der von ihm anvisierten neoliberalen "Modernisierung" tun. Dass das
französische Eisenbahnwesen reformbedürftig ist, wird auch von
Gewerkschaften und Linksparteien nicht bestritten. Sie kritisieren
seit Jahren, dass zu wenig Geld für die Reparatur und Modernisierung
des maroden Schienennetzes und Wagenparks aufgewendet wird. Aber die
SNCF-Reform der Regierung geht in die entgegengesetzte Richtung.
Angeblich sind die französischen Staatseisenbahnen im Vergleich zu
anderen EU-Staaten kostenmässig erheblich teurer, was zu einer immer
höheren Verschuldung führe. Deshalb wird mit dem neuen "Eisenbahnpakt"
vor allem eine "Steigerung der Produktivität" des Unternehmens durch
noch stärkere Konzentration auf wirklich gewinnbringende Aktivitäten
angestrebt, bei gleichzeitigen Sparmassnahmen in anderen Bereichen.
Die Regierung folgt damit im Wesentlichen einem Bericht, den der
frühere Air-France-Chef Spinetta als von der Regierung beauftragter
"Experte" am 15. Februar vorgelegt hat.


Gewerkschaftliche Einheit

Die in der SNCF als "repräsentativ" anerkannten vier
Gewerkschaftsbünde, nämlich (in der Reihenfolge ihrer Stärke) CGT,
UNSA, SUD und CFDT, haben sich am 27. Februar zu einer Absprache über
ihre Reaktion getroffen und übereinstimmend erklärt, dass sie das
"Reformvorhaben" der Regierung mit den vom Regierungschef
angekündigten Inhalten für absolut unakzeptabel halten. Angesichts der
sehr unterschiedlichen Grundausrichtung der beteiligten vier
Gewerkschaften - CGT und SUD stärker aktions- und kampforientiert,
UNSA und CFDT eher auf sozialpartnerschaftliche Verhandlungen
ausgerichtet - ist dies eine bemerkenswerte Bekundung der
Übereinstimmung und gewerkschaftlichen Einheit.

Ob sie zum Streik aufrufen werden, wird wohl an einem weiteren Treffen
am 15. März entschieden werden. Bis dahin soll bei den von der
Regierung vorgeschlagenen "Konzertierungsgesprächen" festgestellt
werden, ob die Regierung zu einem echten Dialog und Eingehen auf die
gewerkschaftlichen Einwände bereit sein wird. "Wenn wir am 15.
feststellen, dass die Regierung auf das Durchziehen per Kraftakt
setzt, wird es zum Streik kommen", sagte der Vertreter der CGT nach
dem Treffen. Neu ist, dass sich auch die VertreterInnen der
"sozialpartnerschaftlich" ausgerichteten Gewerkschaften in ähnlicher
Weise äusserten. "Wenn sich nichts bewegt, wird eine Streikankündigung
übermittelt und das wird dann ein unbefristeter und harter Streik
sein", erklärte Didier Aubert, der Generalsekretär der
Eisenbahnergewerkschaft der CFDT.

Unabhängig vom Streikentscheid rufen CGT und SUD die EisenbahnerInnen
inzwischen dazu auf, massiv an dem für den 24. März angesetzten
"Aktionstag" des gesamten öffentlichen Dienstes teilzunehmen. Der wird
sich landesweit in zahlreichen gewerkschaftlichen Kundgebungen und
Demonstration ausdrücken. Er richtet sich in der Hauptsache gegen den
von Macron/Philippe angekündigten Stellenabbau im öffentlichen Dienst
um rund 120.000 Beschäftigte, das erneute Einfrieren des
"Referenzpunktes" für die Festlegung der Höhe der Gehälter und die
Einführung eines "Karenztages" im Krankheitsfall.

 * 
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FESTIVAL/390: goEast 2018 - Das Kino im Wandel Europas (goEast)


18. GOEAST - FESTIVAL DES MITTEL- UND OSTEURÖPÄISCHEN FILMS

WIESBADEN, 18.04.- 24.04.2018


goEast 2018: Das Kino im Wandel Europas

goEast Wettbewerb ++ Jury ++ Preise



Vorhang auf für Malgorzata Szumowskas FRATZE (TWARZ, POL, 2018) mit
dem die 18. Ausgabe von goEast - Festival des mittel- und
osteuropäischen Films in Wiesbaden eröffnet. Der Film der polnischen
Regisseurin läuft außer Konkurrenz, reiht sich aber nahtlos ein in das
Wettbewerbsprogramm, dem Herzstück von goEast:
gesellschaftskritisches, persönliches, episches und aberwitziges Kino
aus Mittel- und Osteuropa. "Künstlerische Vielfalt, Mut und
Originalität sind charakteristisch für unser Wettbewerbsprogramm",
sagt Festivalleiterin Heleen Gerritsen. "Trotz stärker werdendem
Nationalismus in vielen Ländern Mittel- und Osteuropas und zunehmender
Rhetorik, die an den Kalten Krieg erinnert, sehe ich im dortigen Kino
viele gegenläufige Tendenzen, so haben uns in diesem Jahr erstaunlich
viele länderübergreifende Koproduktionen erreicht, darunter übrigens
auch viele starke Filme von weiblichen Filmschaffenden." Alle
Wettbewerbsbeiträge erzählen von Menschen, die in Zeiten des Wandels
versuchen, ihre Identität zu behaupten.

Preise und Jury 

Im Wettbewerb treten wie gewohnt 16 Filme gegeneinander an, zehn
Spiel- und sechs Dokumentarfilme. 14 Beiträge feiern bei goEast ihre
Deutschlandpremiere. Die international besetzte, fünfköpfige Jury
entscheidet über die Vergabe der Preise: die Goldene Lilie für den
Besten Film (10.000 Euro), den Preis der Landeshauptstadt Wiesbaden
für die Beste Regie (7.500 Euro) und den Preis des Auswärtigen Amtes
für kulturelle Vielfalt (4.000 Euro). 2018 übernimmt die
Jury-Präsidentschaft die Oscar®-nominierte ungarische Regisseurin
Ildikó Enyedi. Weitere Jury-Mitglieder sind Gennady Kofman, der
künstlerische Leiter des Docudays UA International Human Rights
Documentary Film Festival aus der Ukraine, der slowakische Regisseur
und Produzent Peter Kerekes, der polnische Filmschauspieler Mateusz
Kociukiewicz und die in Russland geborene Filmemacherin,
Drehbuchautorin und VJane Elena Tikhonova. Die FIPRESCI ist mit einer
eigenen Jury vertreten und ehrt jeweils den besten Spiel- und den
besten Dokumentarfilm mit dem Preis der Internationalen Filmkritik.

goEast Wettbewerb 

Der polnische Beitrag ES WAR EINMAL IM NOVEMBER (PEWNEGO RAZU W
LISTOPADZIE, POL, 2017) von Regisseur Andrzej Jakimowski nutzt
dokumentarische Bilder der Warschauer Aufmärsche von Rechtsextremen
und porträtiert vor diesem Hintergrund den sozialen Absturz einer
Familie. Die aberwitzige Found-Footage-Satire UNSER NEUER PRÄSIDENT
(OUR NEW PRESIDENT, RUS/USA, 2018) zeigt den US-amerikanischen
Wahlkampf aus russischer Sicht, in einer Collage aus skurrilen
Ausschnitten aus dem Staatsfernsehen und Youtube-Fragmenten. Regisseur
Maxim Pozdorovkin drehte zuvor unter anderem den Dokumentarfilm PUSSY
RIOT, A PUNK PRAYER.

Im Dokumentarfilm DIE ANDERE SEITE VON ALLEM
(DRUGA STRANA SVEGA, SRB/FRA/QAT 2017) reflektiert Regisseurin Mila
Turajli das Erbe des serbischen Bürgerkriegs und verknüpft die
Geschichte des Landes mit ihrer eigenen Familiengeschichte. Der Film
gewann 2017 den Hauptpreis beim IDFA, dem größten
Dokumentarfilmfestival weltweit.

Der Debütfilm KOPFÜBER (STRIMHOLOV,
UKR, 2017, Regie: Marina Stepanska) ist ein in der postrevolutionären
Ukraine angesiedeltes, von Generationskonflikten durchwobenes, Drama,
dessen Charaktere nach Liebe und Identität suchen. Noch ein Debütfilm:
das kosovarisch-albanische LGBTQ-drama DIE EHE (MARTESA, RKS/ALB,
2017) von Regisseurin Blerta Zeqiri. Die Hauptfigur steht vor einer
Lebensentscheidung: die eigene Sexualität weiterhin nach außen
verleugnen und heiraten, oder dem früheren Geliebten ins Ausland
folgen. "Albaner und Serben im Kosovo sind sich nur über eine Sache
einig: Homosexuelle haben keinen Platz in ihrer Gesellschaft", so die
Regisseurin.

Der auf einer wahren Begebenheit beruhende Spielfilm
UNTER TAGE (RUDAR, SVN/DEU, 2017, Regie: Hanna Slak) stellt die
Entdeckung eines 60 Jahre zurückliegenden Massakers in den
Mittelpunkt. In der Hauptrolle: Leon Lucev. Das geschichtsträchtige
Familiendrama AURORA BOREALIS (HUN, 2017) von Grande Dame Márta
Mészáros, der 2017 die goEast Hommage gewidmet war, beginnt in der
Gegenwart Österreichs und Ungarns, um dann eine filmische Reise zu
unternehmen - zurück in die Zeit der sowjetischen Besatzung.

Auch andere Beiträge stellen ungewöhnliche Lebensläufe in ihren
Mittelpunkt. Die schwarze Komödie DAS WUNDER (STEBUKLAS, LTU/BUL/POL,
2017, Regie: Egl Vertelyt) spielt in der post-sowjetischen
Trostlosigkeit der frühen 1990er Jahre. Das Leben von Kolchosleiterin
Irena wird durch die plötzliche Ankunft eines Amerikaners
durcheinander gewirbelt. Regisseur Bohdan Sláma tritt zum zweiten Mal
an bei goEast: In seiner Tragikomödie DIE EISSCHWIMMERIN (BABA Z LEDU,
CZE/SVK/FRA, 2017,) bricht Witwe Hana aus der Monotonie ihres tristen
Alltags aus und entdeckt die Freude am winterlichen Eisschwimmens. Das
dokumentarische EINE GEFANGENE FRAU (A WOMAN CAPTURED, HUN/DEU, 2017,
Regie: Bernadett Tuza-Ritter) bietet verstörende Einblicke in den
Alltag einer Haussklavin - mitten in Europa. Ein starkes Porträt,
stellvertretend für die geschätzten 1,2 Millionen Sklavinnen und
Sklaven in europäischen Privathaushalten. Im ungewöhnlichen Thriller
SVETA (KAZ, 2017, Regie: Zhanna Issabayeva) legt eine gehörlose Russin
im heutigen Kasachstan die Opferrolle ab und nimmt Rache an der
Gesellschaft. DIE TOTE NATION (TARA MOARTA, ROU, 2017, Regie: Radu
Jude) fügt fotografische Porträts, Tagebucheinträge und
Radioausschnitte eines jüdischen Arztes zu einer Collage über das
Leben und den zunehmenden Antisemitismus in Rumänien in den Jahren
1937 bis 1946 zusammen. DER SAGENWALD (SENGIRE, LTU/EST/DEU, 2017) ist
ein poetischer Naturfilm über das verborgene Leben in einem der
wenigen Urwälder Europas. Regisseur und Kameramann Mindaugas Survila
kommt dabei ganz ohne Musik und Kommentarstimme aus. In REZO (ZNAESH',
MAMA, GDE YA BYL, RUS, 2017) fügen sich fantasievoll animierte Bilder
zu einem Rausch, der das Leben in Georgien von Revaz "Rezo" Gabriadze
porträtiert, zusammen. Schillernde Figuren wie Stalin, Lenin und sogar
ein deutscher Kriegsgefangener aus Wiesbaden treten in den
Kindheitserinnerungen von Rezo auf. Regie führte Sohn Levan Gabriadze,
produziert hat Timur Bekmanbetov.

Märchenhaft und düster geht es in
NOVEMBER (EST/NDL/POL, 2017, Regie: Rainer Sarnet) zu. Ein heidnisches
Dorf wird von Werwölfen, Geistern und der Pest heimgesucht,
Schauspieler Dieter Laser (The Human Centipede) tritt in einer
Nebenrolle als deutscher Adliger auf. Der vielfach ausgezeichnete
Kameramann Mart Taniel drehte die Geschichte in kontrastreichem
Schwarz-Weiß. Auch der russische Regisseur usbekischer Abstammung,
Rustam Khamdamov, wählte Schwarz-Weiß für sein surreales Volksmärchen
DER UNERSCHÖPFLICHE BEUTEL (MESHOK BEZ DNA, Russland 2017). Ryunosuke
Akutagawas RASHOMON dient als Vorlage für die Erzählungen einer
russischen Hofdame, die tief in einen mittelalterlichen Zauberwald
führen, der gleichzeitig Tatort eines rätselhaften Mordes ist.

Die filmischen Erzählweisen des diesjährigen goEast Wettbewerbs sind
genauso vielfältig wie die Gesellschaften aus denen sie entstammen.
Ein spannendes Rennen ist garantiert!

Das komplette Filmprogramm ist jetzt online: 

http://archiv.filmfestival-goeast.de/downloads/goEast_Program_2018_web.pdf

goEast - Festival des mittel- und osteuropäischen Films wird vom
Deutschen Filminstitut veranstaltet und von zahlreichen Partnern
unterstützt: Hauptförderer sind die Landeshauptstadt Wiesbaden, das
Hessische Ministerium für Wissenschaft und Kunst, der Kulturfonds
Frankfurt RheinMain, SKODA AUTO Deutschland, die BHF-BANK-Stiftung,
die Adolf und Luisa Haeuser-Stiftung für Kunst und Kulturpflege, die
Stiftung "Erinnerung, Verantwortung und Zukunft" (EVZ), das Auswärtige
Amt und der Deutsch-Tschechische Zukunftsfonds. Medienpartner sind
u.a. 3sat, die Frankfurter Allgemeine Zeitung und hr-iNFO.

VERANSTALTER

Deutsches Filminstitut - DIF

goEast Filmfestival

Schaumainkai 41

D-60596 Frankfurt am Main

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 3. April 2018

goEast Festivalbüro

Friedrichstraße 32, 65185 Wiesbaden

Telefon: +49-611-236 843-0, Fax: +49-611-236 843-49

E-Mail: info@filmfestival-goEast.de

Internet: www.filmfestival-goEast.de
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PREIS/2184: EMIL 2018 - "Die Sendung mit der Maus" gewinnt Kinderfernsehpreis (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 4. April 2018

EMIL 2018

"Die Sendung mit der Maus" gewinnt Kinderfernsehpreis



Der WDR kann sich zum wiederholten Mal über einen
EMIL-Kinderfernsehpreis für "Die Sendung mit der Maus" freuen. In der
Kategorie "Publikumspreis Wissen: Das beste Erklärstück" wird die
Maus-Sachgeschichte "Dresdner Frauenkirche" ausgezeichnet.

Im Beitrag, der im August 2017 zum ersten Mal zu sehen war, geht es um
die Farbe der Steine des berühmten Bauwerks. Um zu klären, warum die
Steine der Kirche so unterschiedliche Farben haben, reiste
Maus-Reporterin Siham El Maimouni ins Jahr 1726 zurück - als der
Grundstein für die Dresdner Frauenkirche gelegt wurde. Gleichzeitig
rollt sie die wechselvolle Geschichte des Bauwerks auf.

In der Jurybegründung heißt es: "Der Beitrag über die Dresdner
Frauenkirche ist nur knapp sieben Minuten lang - und doch ist alles
drin: wann sie von wem gebaut wurde, warum sie aus hellen und dunklen
Steinen besteht, wieso sie zerstört wurde und aus Trümmern
wiederaufstand. Faktenbasiert und unterlegt mit anschaulichen
Spielszenen erfährt der Zuschauer das Wesentliche über die wohl
bekannteste evangelische Kirche Deutschlands. 'Die Sendung mit der
Maus' war schon öfter für einen EMIL gut, umso schöner, dass nun auch
die Leser entschieden haben, dass das Erklärstück über die Dresdner
Frauenkirche preiswürdig ist. Bei der Online-Abstimmung erhielt der
Beitrag die meisten Stimmen - und die TV Spielfilm-Jury schließt sich
dieser Meinung gern an."

Der renommierte EMIL wird seit 1995 jährlich von der
Programmzeitschrift TV Spielfilm verliehen. Er würdigt herausragende
Kinder- und Jugend-TV-Produktionen sowie Spiel- und Kinofilme. Der
"Publikumspreis Wissen: Das beste Erklärstück" wurde in diesem Jahr
zum ersten Mal verliehen.

Der Beitrag wurde produziert von gomie production GmbH,

verantwortliche Redakteurin ist Manuela Kalupke (WDR).

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. April 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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FILM/1548: "Debüt im rbb" - neue Staffel deutscher Nachwuchsfilme, 5.-26.4.2018 (rbb)


rbb - Rundfunk Berlin-Brandenburg

"Debüt im rbb": ab 5. April neue Staffel deutscher Nachwuchsfilme

Fernsehpremiere für zwei LEUCHTSTOFF-Produktionen



Das rbb Fernsehen startet am 5. April die neunte Staffel "Debüt im rbb".
Die Reihe präsentiert wöchentlich am Donnerstagabend vier Nachwuchsfilme,
die dramaturgisch und visuell neue Wege gehen. Den Auftakt macht die
LEUCHTSTOFF-Produktion "Anishoara".

Die in Moldawien geborene Regisseurin Ana-Felicia Scutelnicu erzählt in
ihrem dffb-Abschlussfilm "Anishoara" (5. April, 23.40 Uhr) auf
beeindruckende Weise vom Erwachsenwerden ihrer jungen Protagonistin anhand
der vier Jahreszeiten. Das rbb Fernsehen zeigt den Film in deutscher
Erstausstrahlung.

Im vielbeachteten Drama "Die Erfindung der Liebe" von Lola Randl (12. April
um 23.45 Uhr) ist die 2011 während der Dreharbeiten verstorbene
Schauspielerin Maria Kwiatkowsky ein letztes Mal zu sehen. Lola Randl
studierte an der Kunsthochschule für Medien in Köln.

Am 19. April um 23.45 Uhr sendet das rbb Fernsehen Johannes Nabers
preisgekrönten Film "Zeit der Kannibalen", eine bitterböse, schwarze
Komödie mit Devid Striesow, Sebastian Blomberg und Katharina Schüttler in
den Hauptrollen. Johannes Naber ist Absolvent der Filmakademie
Baden-Württemberg.

Die Frühjahrstaffel der Nachwuchsfilmreihe endet mit der Erstausstrahlung
der LEUCHTSTOFF-Produktion "Meteorstraße" (26. April, 23.45 Uhr) von Aline
Fischer, die unter anderem an der Filmuniversität Babelsberg KONRAD WOLF
Regie studiert hat. Ihr eindrucksvoller Abschlussfilm über junge Migranten
in Berlin eröffnete 2016 die Berlinale-Sektion "Perspektive Deutsches
Kino".

Seit April 2014 heißt es im rbb Fernsehen zweimal pro Jahr - im Frühjahr
und im Herbst - "Debüt im rbb". Damit gibt der rbb dem Filmnachwuchs eine
regelmäßige Plattform. Im Herbst 2018 setzt das rbb Fernsehen die Reihe mit
der zehnten Staffel fort.


Donnerstag, 05. April, 23.40 Uhr

"Anishoara"

D/MD 2016, Regie: Ana-Felicia Scutelnicu, Darsteller: Ana Morari, Andrei
Morari

Die 15-jährige Anishoara lebt allein mit ihrem Großvater und ihrem kleinen
Bruder in einem kleinen moldawischen Dorf, mitten zwischen sanften Hügeln.
Sie hilft bei der Ernte, singt für Touristen, erlebt ihre erste Liebe und
sieht zum ersten Mal das Meer. Es ist Anishoaras letztes Jahr der Kindheit
in diesem Tal, bevor sie aufbricht. (Erstausstrahlung)


Donnerstag, 12. April, 23.45 Uhr

"Die Erfindung der Liebe"

D/L 2013, Regie: Lola Randl, Darsteller: Maria Kwiatkowsky, Bastian Trost

Während der Dreharbeiten zu einem Film verstirbt plötzlich die
Hauptdarstellerin und das Projekt steht vor dem Ende. Verzweifelt sucht das
Filmteam nach einer Lösung und ersetzt schließlich den Star durch eine
Praktikantin, deren Gesicht in der Nachbearbeitung digital ersetzt werden
soll. Doch fortan werden die Dreharbeiten von persönlichen Ängsten,
Animositäten und Unsicherheiten überschattet.


Donnerstag, 19. April, 23.45 Uhr

"Zeit der Kannibalen"

D 2014, Regie: Johannes Naber, Darsteller: Sebastian Blomberg, Devid
Striesow, Katharina Schüttler

Die Unternehmensberater Öllers und Niederländer sind ein eingespieltes
Team. Ihr Leben spielt sich in Hotels in Schwellen- und Entwicklungsländern
ab: dort treffen die Vertreter der "Company" ihre Kunden und unterbreiten
ihnen dubiose Vorschläge zur Profitmaximierung. Da werden sie mit dem
Selbstmord eines Kollegen konfrontiert, der gerade die heiß begehrte
Beförderung erhalten hat.


Donnerstag, 26. April, 23.45 Uhr

"Meteorstraße"

D 2016, Regie: Aline Fischer, Darsteller: Hussein Eliraqui, Oktay Özdemir

Der 18-jährige Palästinenser Mohammed lebt alleine mit seinem älteren
Bruder in Berlin, seit seine Eltern abgeschoben wurden. Er träumt davon, zu
ihnen zu ziehen, soll jedoch seine Ausbildung beenden und gerät in dem
Versuch sich zu behaupten gegen einen strengen Chef, einen unberechenbaren
Bruder und ein misstrauisches Umfeld auf einen einsamen Weg.
(Erstausstrahlung)

Stand vom 27.03.2018

 * 

Quelle:

rbb - Rundfunk Berlin-Brandenburg

Standort Berlin - Masurenallee 8-14, 14057 Berlin

Standort Babelsberg - Marlene-Dietrich-Allee 20, 14482 Potsdam

Telefon: 0331 / 97 99 3 - 0

E-Mail: internet@rbb-online.de

Internet: http://www.rbb-online.de
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MELDUNG/403: WDR - So gut ist unser Brot im Westen, 6.+8.4.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Der Vorkoster 

Wir kriegen's gebacken - so gut ist unser Brot im Westen!

Freitag, 06.04.2018, 21.00 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: So 11.27 Uhr



- Wir kriegen's gebacken - so gut ist unser Brot im Westen!
Ob auf dem Frühstückstisch oder zum Abendessen, eine gute Brotzeit ist
bei Groß und Klein beliebt. Aber welche Brot-Spezialitäten gibt es bei
uns im Westen? Und was haben sie zu bieten?

Spitzenkoch Björn Freitag macht sich auf die Reise und sieht sich in
den Backstuben im Land um. Für welches Brot schlagen die Herzen am
Niederrhein? Und welche Spezialität lieben die Westfalen?

Brot-Spezialitäten international: Der westfälische Pumpernickel hat
sich weltweit einen Namen gemacht. Der Vorkoster bekommt einen
Einblick in die besondere Herstellung.

Über 500 verschiedene Brotsorten gibt es bei uns, doch woran erkennt
man Qualität? Und welche Spezialitäten verbergen sich hinter
Poschweck, Mangbrot und Stuten? Björn Freitag wirft einen genauen
Blick auf Krume, Kruste & Co.

Altes Brot ist für die Tonne? Der Vorkoster verrät, wie Sie aus
trockenem Brot noch leckere Gerichte zubereiten können.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 4. April 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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REPORTAGE/490: WDR - Glücklich ohne Partner, 5.4.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Glücklich ohne Partner

Ein Film von Julia Zinke

Menschen hautnah

Donnerstag, 05.04.2018, 22.40 - 23.10 Uhr, WDR Fernsehen



Britta M. ist selbstbewusst, gutaussehend - und sie ist Single.
Nicht ganz freiwillig: "Wenn man in einem gewissen Alter ist, kann es
richtig schwer werden." Diese Erfahrung musste die 38-Jährige mehrfach
machen. Eine romantische Hochzeit, eine kleine Familie - das ist nach
wie vor ihr Traum. Im Freundeskreis sind Kinder selbstverständlich.
Doch in zwischen hat Britta auch die Vorzüge ihrer Unabhängigkeit
entdeckt: "Ich bin gerade an einem Punkt im Leben, wo ich von der Idee
abgehe, einen Partner zu haben, zu heiraten, Kinder zu kriegen."

Matthias T. hat sich bewusst für ein Leben ohne Partnerin
entschieden. Der 36-Jährige ist vor sieben Jahren in einen
katholischen Orden eingetreten und lebt seitdem enthaltsam. Zuvor
hatte er Beziehungen zu Frauen. Warum hat er sich für diesen
"strengen" Weg entschieden? Wie groß ist der Verzicht wirklich und was
kann ihm das Ordensleben stattdessen geben? "Da ist eine Gottesliebe,
die ich spüre, die mich dazu motiviert, diese Versprechen zu äußern
und danach zu leben." Der große Tag steht für Matthias Terhorst nun
noch bevor: Er will die Weihe auf Lebenszeit. Machen sich kurz vorher
doch nochmal Zweifel breit?

"Glücklich ohne Partner" begleitet zwei Menschen auf ihrem Weg, der
von üblichen Lebensmodellen abweicht.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 3. April 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100
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Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/999: Deutschlandfunk - Das Knastcamp von Ebrach, 6.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Das Knastcamp von Ebrach

Die APO in der bayerischen Provinz

Von Daniel Guthmann und Joachim Palutzki

Deutschlandfunk/BR 2018

Das Feature

Freitag, 6. April 2018, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Im Juli 1969 stellt die APO ein bayerisches Dorf auf den Kopf. Mit
Demos und Diskussionen soll für die Freilassung eines Studenten
gekämpft werden, der im fränkischen Ebrach im Gefängnis sitzt. Doch
das Knastcamp gerät zum Fiasko. Die Demonstranten stoßen auf das
komplette Unverständnis der Landbevölkerung und der lokalen Behörden.
Der damalige CSU-Chef Franz Josef Strauß bezeichnet die ungebetenen
Besucher als "Tiere, auf die die Anwendung der für Menschen gemachten
Gesetze nicht möglich ist." Am Ende muss die Polizei die Studenten auf
ihrer Zeltwiese vor nächtlichen Attacken einer selbsternannten
Bürgerwehr schützen. Unter den Teilnehmern sind Gudrun Ensslin, Fritz
Teufel, Irmgard Möller und viele andere, die unmittelbar danach als
Linksterroristen in den Untergrund gehen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. März 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1672: Deutschlandfunk Kultur - Eine Stabkirche im Harz soll versetzt werden, 5.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Aus Schutz vor Vandalismus

Eine Stabkirche im Harz soll versetzt werden

Von Christoph Richter

Länderreport

Donnerstag, 5. April 2018, 13.05 - 14.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Im Oberharzer Mischwald steht eine verwunschene Stabkirche. Eine
Kirche komplett aus Holz und von einer Stabkonstruktion gehalten. Von
diesen skandinavischen Modellen gibt es drei in Deutschland. Die im
Wald in Stiege ist allerdings in Gefahr. Die Farbe blättert ab, die
Fensterscheiben sind eingeworfen. Damit der Holzbau nicht weiter
zerstört wird, soll er in den Ort umziehen. Ein Verein will die Kirche
umsetzen lassen. Baugrundgutachten und einen Pachtvertrag gibt es
bereits. Laut einer Machbarkeitsstudie kostet das Projekt eine halbe
Million Euro. Der Verein ist sich sicher, dass er das Geld
zusammenbekommt. Dann ist nur noch die Frage: wie die Kirche umgesetzt
werden soll - mit einem LKW, der Bahn oder einem Lasten-Helikopter der
Bundeswehr?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. März 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2525: Deutschlandfunk Kultur - Cadavre Exquis, 6.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Cadavre Exquis

Ein Melodram

Mit Werken von Antye Greie-Ripatti, Neele Hülcker und Elisabeth Hager,
Gordon Kampe, Antje Vowinckel, Marion Wörle und Leslie Dunton-Downer
sowie Berliner Jugendlichen

Konzerthaus Berlin/Dlf Kultur 2018/ca. 54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 6. April 2018, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Jemand zeichnet einen Kopf. Das Papier wird umgeknickt,
weitergereicht. Die nächste Person skizziert den Oberkörper. Knick.
Beine. Eine Figur entsteht. Diese spielerische Methode entstammt dem
Surrealismus und heißt Cadavre Exquis. 2017 wurde sie von der
Konzertreihe 'Open your Ears' zum Kompositionsprinzip für Musik und
Libretto ernannt. Das entstandene Melodram hörten am Tag der
Uraufführung neben den Besucherinnen und Besuchern, auch die
Komponistinnen und Komponisten und die Librettistinnen und
Librettisten zum allersten Mal. Wir senden den Mitschnitt vom 15.
März.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. März 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2524: Deutschlandfunk - Bach als Mittelpunkt, 5.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Bach als Mittelpunkt

Die Organistin und Cembalistin Hedwig Bilgram (*1933)

Von Bernd Heyder

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 5. April 2018, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Mit ihrem selbstbewussten Generalbassspiel auf der Orgel und dem
Cembalo prägte sie das Klangbild der Interpretationen von Karl Richter
mit seinem Münchener Bach-Chor und -Orchester entscheidend. Ihre
Duoprogramme mit Maurice André waren seit den 60er-Jahren so etwas wie
eine Initialzündung für die heute geradezu klassische Paarung von
Trompete und Orgel. Das hat in der allgemeinen Wahrnehmung den Rang
von Hedwig Bilgram als Solointerpretin fast ein wenig in den
Hintergrund treten lassen. Die Sendung anlässlich ihres 85.
Geburtstages stellt die langjährige Professorin an der Musikhochschule
München gleichermaßen in Solo- und in Ensembleaufnahmen vor, wie auch
in eigenen Erinnerungen an eine ereignisreiche Karriere.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. März 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de
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THEMENREIHE/322: Deutschlandfunk Kultur - Marx trifft auf Politik, 24.3.-5.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 22.2.2018

Neue Sendereihe zum 200. Geburtstag von Karl Marx

Marx trifft auf Politik 

Marx-Sachbuchautoren treffen auf Vertreter der im Bundestag
vertretenen Parteien: Ist der Marxismus tot?

24. März bis 5. Mai, jeden Samstag um 17.30 - 18.00 Uhr in der Sendung
Tacheles



Ab 24. März widmet sich die Sendung Tacheles sieben Mal der Gegenwart
des Denkens von Karl Marx.

Im Deutschlandfunk Kultur werden Vertreter der sieben im Bundestag
vertretenen Parteien mit den Meinungen von Autorinnen und Autoren
neuer Sachbücher zu Marx konfrontiert. Marx trifft auf Realpolitik,
bis 5. Mai an jedem Samstag von 17.30 - 18.00 Uhr.

Karl Marx ist tot, sein Geburtstag jährt sich am 5. Mai zum 200. Mal -
doch wie verhält es sich mit Marxismus? Deutschlandfunk Kultur befragt
Autorinnen und Autoren und prominente Parteivertreter, welche
Inspiration das Werk von Marx heute noch bietet. Hilft die Lektüre des
Theoretikers bei aktuellen Debatten über Globalisierung oder weltweite
Flüchtlingsbewegungen? Was sagt die CDU zu Marx' These, Religion sei
Opium für das Volk? Wie prägend ist Marx für Die Linke heute noch? Wie
entgegnet ein Sozialdemokrat auf das Marx'sche Diktum, Arbeit sei die
"Existenzbedingung" des Menschen?


Marx trifft auf Politik 

24. März: Jürgen Neffe ("Marx - der Unvollendete"), Prof. Dr. Matthias
Zimmer, MdB CDU

31. März: Thomas Steinfeld ("Herr der Gespenster. Die Gedanken des
Karl Marx"), Niels Annen, MdB SPD, Staatsminister im Auswärtigen Amt

7. April: Kurt Bayertz ("Interpretieren, um zu verändern: Karl Marx
und seine Philosophie"), Marc Jongen, MdB AfD

14. April: Gerd Koenen ("Die Farbe Rot"), Klaus Lederer, Die Linke

21. April: Urs Marti-Brander ("Die Freiheit des Karl Marx"), Christian
Lindner, Vorsitzender der FDP

28. April: Christina Morina ("Die Erfindung des Marxismus"), N.N.,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

5. Mai: Gregor Gysi ("Marx und Wir"), N.N., CSU

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1725: Bonn - 10-Finger-System auf der PC-Tastatur ab 10. April 2018


Flinke Finger auf der PC-Tastatur



BN - Vom "Zwei-Finger-Suchsystem" zum schnellen Tippen führt der
VHS-Kurs "Zehn-Finger-Schreiben am PC". Ab Dienstag, 10. April 2018,
17 Uhr, können Interessierte in sieben Doppelstunden das "blind
schreiben" erlernen. Der Kurs findet im Gebäude der VHS in Bad
Godesberg, Am Michaelshof 2, statt.

Das Zehn-Finger-System ermöglicht den Teilnehmenden, mit viel Spaß und
innerhalb kürzester Zeit die Tastatur zu beherrschen. Das innovative
Lernsystem berücksichtigt verschiedene Lerntypen und sorgt durch das
Zusammenspiel mehrerer Sinne für schnelleres und effizienteres Lernen.
Weitere Infos zum Kurs 5757 gibt es unter www.vhs-bonn.de oder bei
Margret Wichelhoven unter 0228 - 77 49 04.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 29. März 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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DIAGNOSTIK/562: Tattoo-Elektroden aus dem Tintenstrahldrucker zur medizinischen Langzeitdiagnostik (idw)


Technische Universität Graz - 27.03.2018

Tattoo-Elektroden aus dem Tintenstrahldrucker zur medizinischen Langzeitdiagnostik



Elektroden für das Langzeitmonitoring elektrischer Herz- oder
Muskelimpulse in Form von temporären Tattoos, hergestellt mit einem
Tintenstrahldrucker: Eine internationale Forschungsgruppe unter
Beteiligung der TU Graz stellt diese neuartige Methode in Advanced Science
vor.

Bei Diagnoseverfahren wie dem Elektrokardiogramm (EKG) oder der
Elektromyografie (EMG) kommen heute vorzugsweise Gel-Elektroden zur
Übertragung elektrischer Impulse von Herz oder Muskeln zum Einsatz. In der
klinischen Praxis schränken die oft steifen und sperrigen Elektroden die
Mobilität von Patientinnen und Patienten jedoch spürbar ein und sind wenig
komfortabel. Da das Gel auf den Elektroden zudem bereits nach kurzer Zeit
austrocknet, sind die Möglichkeiten der Messungen über längere Zeiträume
mit dieser Art von Elektrode beschränkt.

Francesco Greco vom Institut für Festköperphysik der TU Graz stellt nun in
Advanced Science gemeinsam mit Forscherinnen und Forschern des Instituto
Italiano di Tecnologia (IIT) Pontedera, der Università degli Studi in
Mailand sowie der Scuola Superiore S.Anna in Pisa eine neuartige Methode
vor, welche die elektrische Impulsübertragung von Mensch auf Maschine mit
gedruckten Tattoo-Elektroden auf das nächste Level hebt.

Gedruckte Tattoo-Elektroden für die Langzeitdiagnostik

Bei der nun vorgestellten Methode werden leitfähige Polymere in einem
Tintenstrahldruckverfahren auf handelsübliches temporäres Tattoo-Papier
gedruckt und so Einzelelektroden oder Multielektroden-Anordnungen
hergestellt. Die zur Übertragung der Signale notwendigen externen
Verbindungen sind ebenfalls direkt in die Tätowierung integriert. Die
Tattoo-Elektroden werden dann wie temporäre Abziehbilder auf die Haut
aufgebracht und sind für den Träger oder die Trägerin kaum spürbar.
Aufgrund ihrer extrem geringen Dicke von unter einem Mikrometer passen
sich die Tattoo-Elektroden den Unebenheiten menschlicher Haut perfekt an
und lassen sich auch an Körperstellen anbringen, die für die Applikation
herkömmlicher Elektroden nicht geeignet sind, wie etwa das Gesicht.
Francesco Greco, Materialwissenschafter am Institut für Festkörperphysik
der TU Graz erklärt: "Uns ist mit dieser Methode ein großer Schritt in der
Weiterentwicklung der epidermalen Elektronik gelungen. Wir sind auf
direktem Weg zu einem extrem kostengünstigen und ebenso einfach wie
vielseitig anwendbaren System mit enormem Marktpotenzial." Vonseiten
internationaler biomedizinischer Unternehmen bestehe bereits konkretes
Interesse an der gemeinsamen Entwicklung marktfähiger Produkte berichtet
Greco.

Individualisierung epidermaler Elektronik

Eine weitere Besonderheit der Tattoo-Elektroden aus dem Drucker ist, dass
selbst eine Perforation des Tattoos etwa durch Haarwachstum die
Leistungsfähigkeit der Elektrode und die Signalübertragung nicht
beeinträchtigt. Dies ist besonders bei Langzeitanwendungen relevant, denn
nachwachsende Haare führen bei herkömmlichen Messmethoden häufig zur
Ungenauigkeit der Ergebnisse. In den Tests der
italienisch-österreichischen Forschungsgruppe wurden einwandfreie Übertragungen von
bis zu drei Tagen erprobt. Dies, so erklärt Greco, ermöglicht die Messung
elektrophysiologischer Signale von Patientinnen und Patienten oder
Sportlerinnen und Sportlern über längere Zeiträume ohne deren normale
Aktivität zu beeinflussen oder einzuschränken. Auch können die Elektroden
aus dem Drucker in unterschiedlichen Größen und Anordnungen produziert und
individuell an die jeweilige Körperstelle angepasst werden, an der die
Messung vorgenommen werden soll.

Das ultimative Ziel der Forschung beschreibt Francesco Greco so: "Wir
arbeiten an der Entwicklung von drahtlosen Tattoo-Elektroden mit
integriertem Transistor, die es ermöglichen würden, Signale sowohl zu
empfangen als auch zu senden. Wir könnten so nicht nur Impulse messen,
sondern Körperregionen gezielt stimulieren."

Francesco Greco vom Institut für Festkörperphysik der TU Graz arbeitet zu
diesem Forschungsthema eng mit dem Team von Paolo Cavallari, Professor für
Humanphysiologie an der Università degli Studi in Mailand und Professor
Christian Cipriani, Leiter des Biorobotik Instituts der Scuola Superiore
S.Anna in Pisa zusammen, sowie mit seiner ehemaligen Forschungsgruppe am
Instituto Italiano di Tecnologia (IIT) Pontedera.


Zum Originalpaper in Advanced Sciences:

Ultraconformable Temporary Tattoo Electrodes for Electrophysiology
L.M. Ferrari, S. Sudha, S. Tarantino, R. Esposti, F. Bolzoni, P.
Cavallari, C. Cipriani, V. Mattoli, F. Greco

Advanced Sciences, Volume5, Issue3, March 2018.

DOI: 10.1002/advs.201700771

An der TU Graz ist dieses Forschungsgebiet im Field of Expertise "Advanced
Materials Science" verankert, einem von fünf strategischen
Forschungsschwerpunkten.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://doi.org/10.1002/advs.201700771 

Link zum Paper in Advanced Sciences

https://www.tugraz.at/tu-graz/services/news-stories/medienservice/einzelansicht/article/tattoo-elektroden-aus-dem-tintenstrahldrucker/ 

Weiteres Bildmaterial zum Download

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution475

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Graz, Mag. Susanne Eigner, 27.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ERNÄHRUNG/1433: Kinder vor Zuckerbomben-Drinks schützen (idw)


Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten - 27.03.2018

Kinder vor Zuckerbomben-Drinks schützen

Kinderärzte und Ernährungsexperten begrüßen Softdrink-Abgabe in
Großbritannien und fordern auch in Deutschland effektivere Maßnahmen gegen
Übergewicht



Würden Sie Ihrem Kind täglich zwei Handvoll Gummibärchen geben? Besser
nicht. Aber so viel Zucker, wie darin enthalten ist, nehmen 11- bis
17-Jährige in Deutschland durchschnittlich täglich durch Softdrinks auf.
Großbritannien unternimmt nun etwas gegen die flüssigen Kalorienbomben: Ab
dem 6. April 2018 wird dort auf Softdrinks eine Herstellerabgabe erhoben.
Die Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten (DANK) fordert eine
ähnliche Maßnahme auch für Deutschland, um den hohen Softdrink-Konsum zu
senken. "Wir dürfen nicht weiter zusehen, wie durch überzuckerte Produkte
die Gesundheit unserer Kinder gefährdet wird. Und das gilt nicht nur für
Softdrinks", sagt Kinder- und Jugendarzt PD Dr. med. Burkhard Rodeck,
Generalsekretär der Deutschen Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin.

Die britische Softdrink-Abgabe beträgt 18 Pence (20 Cent) pro Liter, wenn
das Getränk 5 g oder mehr Zucker pro 100 ml enthält. Ab 8 g Zucker steigt
sie auf 28 Pence (32 Cent). Bereits vor Inkrafttreten zeigt die Maßnahme
Wirkung: Mehrere Hersteller haben den Zuckergehalt in ihren Produkten
deutlich gesenkt. Dass eine Abgabe auch den Konsum bremst, beweist
Berkeley/Kalifornien, wo diese bereits eingeführt wurde. Der Absatz von
Softdrinks sank in Folge um bis zu 21 % - ein großer Gewinn für die
Gesundheit der Konsumenten.

In Deutschland hingegen liegt der Konsum von Softdrinks weiter auf hohem
Niveau. 11- bis 17-Jährige trinken im Durchschnitt täglich über
300 ml Cola, Fanta oder Ähnliches - fast eine ganze Dose! Das entspricht
30 Gramm Zucker, etwa so viel wie in 65 g (oder zwei Handvoll)
Gummibärchen enthalten sind. "Mit Appellen an die Eltern ist dieser Trend
nicht aufzuhalten", sagt Rodeck, "hier ist die Politik gefordert."
Projekte zu gesunder Ernährung in Schulen reichen in keiner Weise, um den
riskanten Trend zu stoppen: "Wir brauchen Maßnahmen, die dauerhaft sind
und die ganze Bevölkerung erreichen."

Die Experten fordern, in Deutschland den Mehrwertsteuersatz für Softdrinks
von derzeit 19 % auf 29 % anzuheben. Für ungesunde Produkte, wie
Fertigpizzas sollte der Satz auf 19 % (statt heute 7 %) steigen. Im
Gegenzug sollten dafür Obst und Gemüse (heute 7%) gänzlich von der
Mehrwertsteuer befreit werden. Eine Studie der Universität Hamburg hatte
berechnet1, welche Auswirkungen diese Staffelung auf die Ernährung und das
Körpergewicht hätte. Ergebnis: Der Anteil stark übergewichtiger Menschen
würde nicht weiter ansteigen, sondern bei Männern um circa 8 % und bei
Frauen um 3 % sinken.

Weltweit ergreifen viele Industrieländer bereits politische Maßnahmen
gegen Übergewicht. Doch in Deutschland scheitern diese vor allem am
Lobbyismus der Lebensmittelindustrie. Die neue Bundesregierung hat nun im
Koalitionsvertrag eine "nationale Strategie zur Reduzierung von
Übergewicht vor allem bei Kindern und Jugendlichen" angekündigt. "Dazu
müssen unbedingt steuerliche Maßnahmen gegen den hohen Softdrink-Konsum
gehören", sagt DANK-Sprecherin Barbara Bitzer.


QUELLE:

1 Effertz, Tobias (2017): Die Auswirkungen der Besteuerung von
Lebensmitteln auf Ernährungsverhalten, Körpergewicht und Gesundheitskosten
in Deutschland, Universität Hamburg

(http://kurzelinks.de/steuerstudie)


Über die Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten (DANK)

Die Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten (DANK) ist ein
Zusammenschluss von 22 medizinisch-wissenschaftlichen Fachgesellschaften,
Verbänden und Forschungseinrichtungen, der sich für nachhaltige und
bundesweite Primärprävention in Deutschland einsetzt. Denn
nichtübertragbare Krankheiten sind weltweit Todesursache Nummer eins. In
Deutschland gehen rund zwei Drittel der vorzeitigen Todesfälle darauf
zurück, z.B. auf Krebs, Herz-Kreislauferkrankungen, Diabetes und
chronische Atemwegserkrankungen (COPD). Nichtübertragbare Krankheiten
bürden PatientInnen und Familien viel Leid und der Gesellschaft enorme
Kosten auf. Mit geeigneten Präventionsmaßnahmen sind diese Krankheiten
häufig vermeidbar.


DANK fokussiert dabei auf folgende Ziele und Maßnahmen aus dem WHO Global
Action Plan for the Prevention and Control of NCDs 2013-2020, da diese
besonders wirksam sind:


	Reduzierung des Tabakkonsums (u.a. durch regelmäßige, spürbare Tabaksteuererhöhungen)

	Verringerung des schädlichen Alkoholkonsums (u.a. durch Erhöhung der Alkoholsteuer und Erhebung nach Alkoholgehalt)

	Verhinderung der Zunahme von Diabetes und Adipositas (u.a. durch eine Zucker-Fett-Salzsteuer)

	Steigerung der körperlichen Aktivität (u.a. durch eine tägliche Sportstunde in Kita und Schule)



Homepage:

www.dank-allianz.de


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dank-allianz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2151

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten, Kerstin Ullrich, 27.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GENTECHNIK/281: Modifizierte Mücken - CRISPR/Cas9 zur Bekämpfung von Malaria (idw)


Wissenschaftliche Abteilung, Französische Botschaft in der Bundesrepublik Deutschland - 28.03.2018

Modifizierte Mücken: CRISPR/Cas9 zur Bekämpfung von Malaria



Die Entfernung eines einzigen Gens bei der Stechmückenart Anopheles
gambiae (dem wichtigsten Überträger des Malaria-Erregers auf den Menschen)
kann diese gegenüber dem Malaria-Erreger Plasmodium resistent machen und
somit ihre Fähigkeit der Übertragung auf den Menschen begrenzen. Die
Ergebnisse der Studie (an dem auch das Inserm [1] beteiligt war) wurde am
8. März 2018 in der Fachzeitschrift PLoS Pathogens [2] veröffentlicht.

Die Forscher nutzten die CRISP/Cas9-Methode (auch Genschere genannt), um
das Gen FREP1 (fibrinogen-related protein 1) des Anopheles gambiae-Genoms
zu entfernen. Bei den so genetisch veränderten Mücken war der Parasit kaum
überlebens- und vermehrungsfähig.

FREP1 ist ein Protein, das es dem Malaria-Erreger Plasmodium ermöglicht,
im Darm der Mücke zu überleben und sich so weit zu entwickeln, bis er
durch einen Stich auf den Menschen übertragen werden kann. Der Erreger
Plasmodium durchläuft zahlreiche Etappen, bis er die Speicheldrüsen der
Mücke erreicht hat und auf den Menschen übertragen wird.

Die Entfernung des Protein-kodierenden Gens macht die Mücken somit
resistent gegen den Parasiten: Die Prävalenz (Häufigkeit einer bestimmten
Krankheit in der Bevölkerung) der Parasiten-Infektion konnte bei den
modifizierten Mücken im Vergleich zu wildlebenden Mücken fast halbiert
werden.

Die Gen-Entfernung hat jedoch einen Einfluss auf die Entwicklung der
Mücke. Die Knockout-Insekten [3] brauchten im Vergleich zu ihren
wildlebenden Artgenossen zwei Tage länger bis sie ausgewachsen waren, sie
ernährten sich 2,6 Mal seltener und produzierten weniger und weniger
lebensfähige Eier. Sie erreichten jedoch die gleiche Größe wie ihre nicht
modifizierten Artgenossen und hatten die gleiche Lebenserwartung. Es
bleibt jedoch die Frage, ob sie in der Natur in der Lage wären, mit ihren
wildlebenden Artgenossen zu konkurrieren, damit eine ausreichende
Vermehrung gewährleistet wird, um die Übertragung des Malaria-Parasiten zu
verhindern.

Um diese Nebenwirkungen zu vermeiden, hoffen die Forscher nun, dass es
ausreicht das FREP1-Protein im Darm ausgewachsener Mücken auszuschalten.

[1] Inserm - Institut für Gesundheit und medizinische Forschung

[2]
http://journals.plos.org/plospathogens/article?id=10.1371/journal.ppat.1006898

[3] Versuchstiere in der Grundlagenforschung, bei denen ein Gen
ausgeschaltet wurde, um dessen Funktion zu erforschen

Quelle:

Artikel aus Le Quotidien du Médecin, 09/03/2018

https://www.lequotidiendumedecin.fr/actualites/article/2018/03/09/moustiques-modifies-crisprcas9-au-secours-de-la-lutte-contre-le-palu_855900

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.wissenschaft-frankreich.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution688

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftliche Abteilung, Französische Botschaft in der Bundesrepublik Deutschland

Marie de Chalup, 28.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STATISTIK/101: Baden-Württemberg - Erblindungsrisiko bei Menschen mit und ohne Diabetes deutlich gesunken (idw)


Deutsches Diabetes-Zentrum - 27.03.2018

Baden-Württemberg: Erblindungsrisiko bei Menschen mit und ohne Diabetes deutlich gesunken




	Rate der Neuerblindungen bei Menschen mit Diabetes in Baden-Württemberg zwischen 2008 und 2012 annähernd halbiert

	Abnahme der Neuerblindungsraten bei Menschen ohne Diabetes in diesem Zeitraum um knapp 30 Prozent

	Kontinuierlicher Rückgang vermutlich auf eine verbesserte Früherkennung und Therapie von Augenerkrankungen und Verbesserung der Versorgung bei diabetischer Retinopathie zurückzuführen




Für Deutschland fehlten bislang belastbare Zahlen zum Vergleich der
Neuerblindungen bei Personen mit und ohne Diabetes und deren zeitlichen
Verlauf. Forscher am Deutschen Diabetes-Zentrum (DDZ) haben nun berechnet,
dass das Erblindungsrisiko in der Bevölkerung in Süddeutschland deutlich
abgenommen hat - bei Personen mit Diabetes mehr als bei Personen ohne
Diabetes. Das Ergebnis der Auswertung lässt vermuten, dass sich neben der
Versorgung bei diabetischer Retinopathie auch die Früherkennung und
Therapie des grauen und grünen Stars (Katarakt, Glaukom) sowie der
altersbedingten Makula-Degeneration verbessert hat.

Fast neun Prozent der Menschen (ca. 415 Millionen) weltweit leiden an
Diabetes. Dieser ist eine häufige Ursache für eine Erblindung. Bereits
Anfang der 1990er Jahre wurden in Folge dessen Maßnahmen ergriffen, die
Anzahl an Erblindungen bei Personen mit Diabetes zu verringern. So wurden
beispielsweise in Deutschland Leitlinien eingeführt, die regelmäßige
Untersuchungen des Augenhintergrundes empfahlen, um die diabetische
Retinopathie frühzeitig erkennen und behandeln zu können. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler am Deutschen Diabetes-Zentrum
(DDZ) haben deshalb Neuerblindungen bei Menschen mit und ohne Diabetes in
Baden-Württemberg in Kooperation mit dem Landesgesundheitsamt und den
örtlichen Sozialhilfeträgern Baden-Württembergs untersucht. Die Studie
dazu wurde in der Zeitschrift "Diabetes Care" veröffentlicht.

Datenbasis und Ergebnisse

Die Datenbasis für die Untersuchung bilden neu anerkannte
Blindengeldempfänger in etwa 50 Prozent aller Landkreise und kreisfreien
Städte in Baden-Württemberg, welche für den Zeitraum 2008-2012 erfasst
wurden. Insgesamt wurden dabei 1.897 Personen neu als Blindengeldempfänger
registriert (davon 23,7 % Personen mit Diabetes). Zwischen 2008 und 2012
ging die Zahl der neu als Blindengeldempfänger registrierten Personen in
der Gruppe der Bevölkerung mit Diabetes zurück: Von 100.000 Personen mit
Diabetes waren es in 2008 rund 17 Personen, während es in 2012 nur noch
rund 9 Personen waren. Ebenso wurde erstmals eine Abnahme der Zahl der neu
als Blindengeldempfänger registrierten Personen ohne Diabetes
festgestellt: Von 100.000 Personen ohne Diabetes waren es im Jahr 2008
rund 9 Personen. In 2012 waren 7 Personen betroffen. Dabei gab es keine
geschlechterspezifischen Unterschiede - für Männer und Frauen wurden
ähnliche Ergebnisse abgeleitet. Das relative Risiko, welches angibt, wie
viel höher das Erblindungsrisiko in der Bevölkerung mit Diabetes im
Vergleich zur Bevölkerung ohne Diabetes ist, sank von Faktor 2 im Jahr
2008 auf den Faktor 1,4 in 2012. "Die Reduktion verlief somit deutlich
stärker bei Personen mit Diabetes - besonders in der letzten Dekade",
erklärt Prof. Dr. Dr. Andrea Icks, Direktorin des Instituts für
Gesundheitsökonomie und Versorgungsforschung am DDZ.

Fazit

Zusammenfassend lässt sich ableiten, dass das Erblindungsrisiko in
Baden-Württemberg mit sowie ohne Diabetes deutlich abgenommen hat. Der
beobachtete Rückgang besteht dabei unabhängig von der Alterung der
Bevölkerung. Daher vermuten die Autoren der Studie, dass der
kontinuierliche Rückgang der Erblindungen auf die Verbesserung der
Versorgung bei diabetischer Retinopathie sowie durch das frühere
Identifizieren und Behandeln anderer Augenerkrankungen wie Katarakt,
Glaukom und der senilen Makula-Degeneration zurückzuführen ist.

Ein Vergleich mit Studienergebnissen aus anderen Ländern ist schwierig, da
sich die Definitionen und Erfassung von Erblindungen wesentlich
voneinander unterscheiden. In Deutschland ist die Definition von
Erblindung - Sehfähigkeit von weniger als ein Fünfzigstel der normalen
Sehkraft - sehr streng. Um einen Einblick zu bekommen, ob vergleichbare
Ergebnisse auch in Deutschland in anderen Regionen für einen längeren bzw.
aktuelleren Zeitraum beobachtet werden, wird derzeit eine entsprechende
Auswertung für Daten aus Sachsen für den Zeitraum 2008-2016 durchgeführt.


Originalpublikation: 

Claessen H, Kvitkina T, Narres M, Trautner C, Zöllner
I, Icks A. Decreasing incidence of blindness in people with and without
diabetes in southern Germany, 2008-2012. Diabetes Care 41(3):478-484. 

doi:
10.2337/dc17-2031. Epub 2018 Jan 9.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://ddz.uni-duesseldorf.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1280
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VORSORGE/782: Forschung - Bluter und ihre Behandlung ... Gefahrensignale an Immunantwort gegen Faktor-VIII beteiligt (idw)


Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 28.03.2018

Bluter und ihre Behandlung - Gefahrensignale an Immunantwort gegen Faktor-VIII beteiligt



Bei Patienten mit Bluterkrankheit (Hämophilie A) wird der fehlende
Blutgerinnungsfaktor VIII intravenös gegeben und so ersetzt. Ein Teil der
Patienten entwickelt jedoch Antikörper (Inhibitoren) gegen Faktor VIII,
was im schlimmsten Fall zu unkontrollierbaren Blutungen führen kann.
Forscher des Paul-Ehrlich-Instituts (PEI) haben jetzt nachgewiesen, dass
es nur in Gegenwart von sogenannten Gefahrensignalen zu den unerwünschten
Immunreaktionen kommt. Vor allem Gedächtnis-T-Zellen werden in der Folge
über ein Antigen-Prozessierungsverfahren aktiviert. Über die Ergebnisse
berichtet Thromb. Haemost. in seiner Online-Ausgabe vom 19. März 2018.

Die Hämophilie A (Bluterkrankheit) ist die häufigste vererbbare
Blutgerinnungsstörung. Sie wird durch verschiedene Mutationen im
sogenannten Faktor VIII (F8)-Gen verursacht. Abhängig von der Art der
Mutation wird der Gerinnungsfaktor VIII in nicht ausreichender Menge und
Funktion gebildet oder er fehlt völlig. Der fehlende Gerinnungsfaktor wird
durch intravenöse Gabe von sogenannten Faktor-VIII-Konzentraten ersetzt.
Allerdings entwickelt rund ein Viertel der behandelten Patienten mit
schwerer Hämophilie Antikörper (Inhibitoren) gegen Faktor VIII - der
Körper behandelt den Gerinnungsfaktor wie einen Fremdkörper und
inaktiviert ihn mit seinem Immunsystem.

Ein wesentlicher Risikofaktor für die Entwicklung dieser Inhibitoren ist
eine ausgeprägte F8-Mutation. Allerdings entwickeln nicht alle Patienten,
die eine solche Mutation aufweisen, Inhibitoren und umgekehrt finden sich
Inhibitoren auch bei einem Teil der Patienten mit nur geringen
Veränderungen des F8-Gens. Noch komplizierter wird die Aufklärung der
zugrundeliegenden Mechanismen dadurch, dass auch bei einem Teil gesunder
Menschen Antikörper gegen Faktor VIII nachgewiesen werden können.

Inhibitoren gegen die Faktor-VIII-Konzentrate machen die Behandlung der
betroffenen Patienten teilweise sehr schwierig und können im Extremfall zu
unkontrollierbaren Blutungen führen. Aus dem Grund erforschen
Wissenschaftler um Priv.-Doz. Dr. Zoe Waibler, Leiterin des Fachgebiets
Produktprüfung immunologischer Arzneimittel der Abteilung Immunologie des
Paul-Ehrlich-Instituts, die zugrundliegenden Mechanismen auf der Suche
nach einer Möglichkeit, die Bildung der Inhibitoren zu verhindern. In
vorausgegangenen Forschungsarbeiten hatten sie gezeigt, dass bestimmte
"Gefahrensignale" im Blut, wie z.B. bestimmte Oberflächenmoleküle von
Bakterien (LPS, Lipopolysaccharide), die den Körper auf einen Erreger
hinweisen, die Immunogenität der Faktor-VIII-Präparate steigern [1]. Mit
Immunogenität wird die Fähigkeit von Molekülen bezeichnet, eine
Immunreaktion hervorzurufen. Auch beispielsweise Zellstress infolge
chirurgischer Eingriffe sendet über die Ausschüttung bestimmter
Botenstoffe Gefahrensignale aus.

Die gesteigerte Immunogenität der Faktor-VIII-Präparate sorgt dafür, dass
vermehrt sogenannte dendritische Zellen (DC, "dendritic cells") aktiviert
werden. Diese Immunzellen präsentieren auf ihrer Oberfläche Antigene,
d.h. Molekülstrukturen, gegen die eine Immunantwort vermittelt werden
soll. Sie gehören zum angeborenen Immunsystem. Im Verbund mit weiteren
Molekülen führt dies zur Bildung einer Subgruppe von Immunzellen des
erworbenen Immunsystems, den CD4-positiven T-Zellen, die auch als
T-Helferzellen bezeichnet werden.

Das Team um Waibler konnte jetzt zeigen, dass DC, die durch Faktor-VIII-Konzentrat
und das Gefahrensignal LPS synergistisch aktiviert wurden, eine
sehr viel stärkere T-Helferzell-Aktivierung vermitteln als DC, die jeweils
nur mit Faktor VIII oder LPS alleine vorbehandelt wurden. Darüber hinaus
konnten sie die Abhängigkeit der T-Zell-Aktivierung von weiteren
immunologischen Prozessierungsschritten aufklären.

"Unsere Ergebnisse sind ein weiterer Schritt auf dem Weg, diese komplexen
immunologischen Prozesse aufzuklären. Dies ist Voraussetzung dafür,
Behandlungsansätze zu entwickeln, die die Bildung dieser Inhibitoren gegen
Faktor-VIII-Präparate verhindern", erläutert Waibler die Bedeutung der
Ergebnisse.

1. Miller L et al.: Danger signal-dependent activation of human
dendritic cells by plasma-derived factor VIII products. Thromb Haemost.
2015 Aug;114(2):268-76


Originalpublikation

Miller L, Ringler E, Kistner KM, Waibler Z; ABIRISK Consortium (2017):

Human dendritic cells synergistically activated by FVIII plus LPS induce
activation of autologous CD4+ T cells. 

Thromb Haemost. 2018 Mar 19. 

doi:
10.1055/s-0038-1637734


Das Paul-Ehrlich-Institut in Langen bei Frankfurt am Main ist als
Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel eine
Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Gesundheit (BMG). Es erforscht, bewertet und lässt biomedizinische
Human-Arzneimittel und Veterinär-Impfstoffe zu und ist für die Genehmigung
klinischer Prüfungen sowie die Pharmakovigilanz - Erfassung und Bewertung
möglicher Nebenwirkungen - zuständig. Die staatliche Chargenprüfung,
wissenschaftliche Beratung/Scientific Advice und Inspektionen gehören zu
den weiteren Aufgaben des Instituts. Unverzichtbare Basis für die
vielseitigen Aufgaben ist die eigene experimentelle Forschung auf dem
Gebiet der Biomedizin und der Lebenswissenschaften. Das
Paul-Ehrlich-Institut mit seinen rund 800 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nimmt zudem
Beratungsfunktionen in nationalem (Bundesregierung, Länder) und
internationalem Umfeld (Weltgesundheitsorganisation, Europäische
Arzneimittelbehörde, Europäische Kommission, Europarat und andere) wahr.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/?term=Human+dendritic+cells+synergistically+activated+by+FVIII+plus+LPS+induce+activation+of+autologous+CD4%2B+T+cells 

Link zum Abstract

https://www.pei.de/DE/infos/presse/pressemitteilungen/2018/05-bluter-behandlung-gefahrensignale-an-immunantwort-gegen-faktorVIII-beteiligt.html 

Diese Pressemitteilung finden Sie auf den Seiten des Paul-Ehrlich-Instituts

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution430
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VORSORGE/781: Eine internationale Sichtweise auf das Darmkrebs-Screening (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 28.03.2018

Eine internationale Sichtweise auf das Darmkrebs-Screening



Eine Expertengruppe der Internationalen Krebsforschungsagentur IARC der
Weltgesundheitsorganisation veröffentlichte eine umfassende Bewertung der
Darmkrebs-Screening-Verfahren: Stuhltests und endoskopische Untersuchungen
können die Darmkrebssterblichkeit senken, so die Expertenrunde, an der
auch Wissenschaftler aus dem Deutschen Krebsforschungszentrum beteiligt
waren. Das Screeningangebot muss jedoch an die Leistungsfähigkeit des
jeweiligen Gesundheitssystems angepasst sein.

Darmkrebs macht weltweit rund zehn Prozent aller Krebsneuerkrankungen aus.
Mit steigendem Einkommen der Länder steigen auch die
Darmkrebs-Neuerkrankungsraten. Anders verhält es sich mit den Überlebensraten:
Überleben in den wohlhabenden Industrienationen etwa 60 Prozent der
Betroffenen die ersten fünf Jahre nach einer Darmkrebsdiagnose, so sind es
im armen Teil der Welt höchstens 30 Prozent der Erkrankten.

Eine Reihe von Screeningverfahren soll Darmkrebs bereits in einem frühen
Stadium aufspüren und damit die Krebssterblichkeit und auch die
Neuerkrankungsrate reduzieren. Doch für welche der Verfahren ist dies
bislang ausreichend wissenschaftlich belegt? Eine hochkarätig besetzte
internationale Expertengruppe hat nun im Auftrag der
Krebsforschungsagentur IARC der Weltgesundheitsorganisation die zu den
verschiedenen Screening-Verfahren publizierten Studien daraufhin geprüft.
An der Bewertung beteiligt war auch Michael Hoffmeister aus dem Deutschen
Krebsforschungszentrum.

Die IARC-Experten vergaben die Prädikate "ausreichend nachgewiesen" oder
"eingeschränkt nachgewiesen", dass ein Verfahren die Neuerkrankungsrate
bzw. die Sterblichkeitsrate tatsächlich reduziert - oder sie fanden
unzureichende bzw. gar keine Nachweise.

Als ausreichend nachgewiesen, die Darmkrebssterblichkeit zu reduzieren,
stuften die Forscher die beiden stuhlbasierten Untersuchungen ein
(immunologische Tests und der Guaiac-Enzymtest) - vorausgesetzt, sie
werden regelmäßig alle zwei Jahre durchgeführt.

Als ebenso ausreichend nachgewiesen bewerteten die IARC-Experten die
Beweislage dafür, dass eine einzige Untersuchung mit einem der
endoskopischen Verfahren die Sterblichkeit reduziert: Dazu zählt die so
genannte "kleine Darmspiegelung" (Sigmoidoskopie), die nur den letzten
Teil des Dickdarms erfasst, sowie die Koloskopie, bei der der gesamte
Dickdarm inspiziert wird.

Die Reduktion der Darmkrebs-Neuerkrankungsrate dagegen ist nach den
Erkenntnissen der IARC-Forscher bislang jedoch nur für die beiden
endoskopischen Verfahren ausreichend belegt. Hier liegen Ergebnisse aus
großen randomisierten Studien für die Sigmoidoskopie und zahlreiche
Ergebnisse aus Beobachtungsstudien für die Koloskopie vor.

"Für die Koloskopie stehen die Ergebnisse von vier großen randomisierten
Studien noch aus. Trotzdem ist nach Meinung der meisten Experten eine
Risikoreduktion für Neuerkrankungen ausreichend nachgewiesen, da in der
Koloskopie eine Sigmoidoskopie enthalten ist und man bei der Spiegelung
des gesamten Darms von einer noch größeren Effektivität ausgehen kann",
sagt Michael Hoffmeister.

"Für den immunologischen Stuhltest dagegen ist die Studienlage
hinsichtlich der Reduktion der Neuerkrankungsrate noch nicht ausreichend.
Jedoch gibt es Hinweise, dass die immunologischen Stuhltests, wenn sie
regelmäßig im Abstand von zwei Jahren durchgeführt werden, ähnlich viele
Vorstufen und Karzinome im Darm aufspüren können wie eine einmalige
Koloskopie." Sowohl bei den endoskopischen Verfahren als auch bei den
Stuhltests überwog der Nutzen die Risiken der Untersuchung.

Die bisherige Studienlage zum Screening des Dickdarms mit einer
Computertomographie konnte die IARC-Experten dagegen nicht überzeugen.

Die IARC nimmt mit ihren Beurteilungen eine internationale Sichtweise ein:
"Nicht jedes Land hat die Ressourcen, allen Menschen im Rahmen des
Screenings eine aufwändige Untersuchung wie die Koloskopie anzubieten",
erklärt Michael Hoffmeister. "Daher ist es wichtig, auch effektive
kostengünstigere Verfahren empfehlen zu können, die an die
Leistungsfähigkeit der jeweiligen Gesundheitssysteme angepasst sind."

Béatrice Lauby-Secretan et al. for the International Agency for research
on Cancer Handbook Working Group: The IARC Perspective on Colorectal
Cancer Screening.

New England Journal of Medicine 2018

DOI: 10.1056/NEJMsr1714643

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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HERZ/1041: Koronare Herzkrankheit ... Disease-Management-Programme könnte um zwei Themen erweitert werden (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 28.03.2018

Koronare Herzkrankheit: DMP könnte um zwei Themen erweitert werden

- Aktualisierungsbedarf bei fast allen Versorgungsaspekten

- Anzahl und Qualität von Leitlinien deutlich gestiegen



Disease-Management-Programme (DMP) sollen in regelmäßigen Abständen
aktualisiert werden, um sie an den jeweiligen Stand des medizinischen
Wissens anzupassen. Das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) hat deshalb aktuelle evidenzbasierte Leitlinien
zur koronaren Herzkrankheit (KHK) recherchiert, deren Empfehlungen zu
Kernaussagen zusammengefasst und überprüft, ob sich aus ihnen ein
Aktualisierungsbedarf ergibt. Der Abschlussbericht liegt nun vor. Demnach
sehen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler bei allen
Versorgungsaspekten mit Ausnahme der "Rehabilitation" einen
Aktualisierungsbedarf. "Monitoring und Follow-up" sowie "spezielle Formen
der Angina Pectoris" könnten neu in das DMP aufgenommen werden.

Bereits das dritte Update

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat den gesetzlichen Auftrag, in
regelmäßigen Abständen zu prüfen, ob DMP inhaltlich noch dem Stand der
wissenschaftlichen Erkenntnisse entsprechen und sie gegebenenfalls zu
aktualisieren. Für das 2003 eingeführte DMPKHK hatte das Institut bereits
zweimal eine entsprechende Recherche und Auswertung von Leitlinien
durchgeführt und 2008 und 2011 die Ergebnisse vorgelegt.

Wie die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler nun feststellen, hat sich
die wissenschaftliche Basis für eine Aktualisierung in den vergangenen 10
Jahren erheblich verbreitert: So hat sich sowohl die Zahl der in die
IQWiG-Berichte einbezogenen Leitlinien als auch die der ausgewerteten
Empfehlungen verdoppelt. Inzwischen sind es 44 Leitlinien mit rund 1959
Empfehlungen. Gleichzeitig hat sich auch die Qualität der Leitlinien
inzwischen verbessert, sodass sie auch für das IQWiG besser nutzbar sind.

Kein Aktualisierungsbedarf bei "Rehabilitation"

Im Vergleich zum Vorbericht konnte das IQWiG weitere Leitlinien auswerten.
So war es möglich, zusätzliche Kernaussagen zu formulieren. Das gilt
insbesondere für die Themen "medikamentöse Therapie" und "Rehabilitation".
Lediglich bei "Therapiezielen" waren Kernaussagen weiterhin nicht möglich.

Dabei war bei fast allen Versorgungsaspekten ein Aktualisierungsbedarf zu
erkennen. Einzige Ausnahme ist die "Rehabilitation". Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler identifizierten zudem zwei
Themen, die im DMP bisher nicht abgebildet sind: "Monitoring und
Follow-up" sowie "spezielle Formen der Angina". Hier könnte das DMP also ergänzt
werden.

Schließlich zeigte der Abgleich mit den aktuellen Leitlinien, dass keiner
der bisherigen Gliederungspunkte der DMP-Richtlinie veraltet ist.

Begleiterkrankungen häufiger thematisiert

Begleiterkrankungen werden in den Leitlinien inzwischen ausführlicher
thematisiert. Gerade KHK-Patienten haben selten lediglich gesundheitliche
Probleme mit dem Herzen. Vielmehr treten bei ihnen beispielsweise auch
Diabetes mellitus oder Fettstoffwechselstörungen häufig auf.

Auf Defizite stieß das IQWiG dagegen beim Aspekt "Schulungen": Mit einer
Ausnahme ist in den neueren Leitlinien hierzu nichts zu finden. In den
älteren Leitlinien hatten die Autorinnen und Autoren dagegen noch häufiger
Empfehlungen zu Schulungen gegeben.

Gibt es genügend Herzsportgruppen?

Regelmäßige Bewegung, insbesondere sogenannter Koronarsport, wird von
nationalen und internationalen Leitlinien seit langem empfohlen. Doch für
Patientinnen und Patienten scheint dies nur schwer umsetzbar. Darauf
wiesen auch die externen Sachverständigen des Instituts hin. In
Deutschland nehmen nur rund 2 % der Betroffenen an Herzsportgruppen teil.
Das könnte auch daran liegen, dass es zu wenige Angebote gibt. Bei den
Herzsportgruppen muss immer auch eine Ärztin oder ein Arzt anwesend sein.
Sie oder er kann allerdings drei Gruppen parallel betreuen.

Zum Ablauf der Berichtserstellung

Die vorläufigen Ergebnisse, den sogenannten Vorbericht, hatte das IQWiG im
September 2017 veröffentlicht und zur Diskussion gestellt. Nach dem Ende
des Stellungnahmeverfahrens wurde der Vorbericht überarbeitet und als
Abschlussbericht im Januar 2018 an den Auftraggeber versandt. Die
eingereichten schriftlichen Stellungnahmen werden in einem eigenen
Dokument zeitgleich mit dem Abschlussbericht publiziert. Der Bericht wurde
gemeinsam mit externen Sachverständigen erstellt.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906
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NEBENWIRKUNG/284: Blutdruck senken mit Nebenwirkungen (idw)


Universitätsspital Bern - 28.03.2018

Blutdruck senken mit Nebenwirkungen



Wem Bluthochdruck diagnostiziert wird, der bekommt häufig einen ACE-Hemmer
verschrieben. Doch wieso dessen Nebenwirkungen in Kauf nehmen, wenn es
eine genau gleich wirksame, aber verträglichere Alternative gibt?

Bis zu 40 Prozent mehr Menschen haben Bluthochdruck, seit die
amerikanischen Fachgesellschaften die Kriterien dafür heruntergesetzt
haben (neu 130/80 mmHg). Die neuen internationalen Richtlinien empfehlen
ACE-Hemmer als Blutdrucksenker. Diese Medikamente sind jedoch mit
Nebenwirkungen behaftet: Häufig auftretender chronischer trockener Husten
führt dazu, dass Patientinnen und Patienten die Therapie oft abbrechen. In
sehr seltenen Fällen kann es zu akuten lebensbedrohlichen
Erstickungsanfällen kommen, einem sogenannten Angio-Ödem. Doch es gibt
eine alternative und sicherere Wirkstoffklasse. Das zeigt eine
Vergleichsstudie, welche die Universitätsklinik für Kardiologie am
Inselspital am 26. März 2018 im Fachjournal JACC veröffentlichte.

Ähnlich gute Wirkung - weniger gravierende Nebenwirkungen

Die Forschungsgruppe um Prof. Dr. med. Franz Messerli und Prof. Dr. med.
Stefano Rimoldi verglich die blutdrucksenkende Wirkung von ACE-Hemmern und
Angiotensin-Rezeptor-Blockern (ARBs) bei Menschen ohne kardiovaskuläre
Grunderkrankung sowie bei solchen mit Erkrankungen der Herzkrankgefässe,
Herzinsuffizienz, Diabetes oder chronischer Nierenerkrankung. Auch die
Nebenwirkungen der jeweiligen Patientengruppe wurden retrospektiv
untersucht. Insgesamt schlossen sie die Daten von 254 301 Patientinnen und
Patienten in die Untersuchung ein.

Der Vergleich ergab, dass ARBs in allen Patientengruppen eine ähnliche
gute oder sogar bessere blutdrucksenkende Wirkung aufwiesen wie
ACE-Hemmer. Beide Wirkstoffe senkten das Risiko für Todesfälle, Herzinfarkt,
Herzversagen, Hirnschlag oder Nierenversagen gleichermassen gut -
besonders auch bei weiteren Risikofaktoren wie einer Herzerkrankung oder
Diabetes. Dabei kam es unter ARBs zu signifikant weniger Nebenwirkungen.
Es gab deutlich weniger lebensbedrohliche Erstickungsanfälle. Der trockene
Husten blieb aus. Teils linderte das Medikament sogar Kopfschmerzen und
andere Beschwerden, welche der Bluthochdruck hervorgerufen hatte.

Neuer Behandlungsstandard in Sicht?

Da heute zwischen 30 und 40 Millionen Menschen weltweit ACE-Hemmer
erhalten, könnte die äusserst seltene Nebenwirkung des Angio-Ödems
statistisch immerhin mehrere hundert Todesfälle im Jahr verursachen. Unter
diesen Voraussetzungen und aufgrund der nun vorliegenden Verlgeichsdaten
müssten ARBs zur besseren Wahl bei Bluthochdruck werden. In der Schweiz
erhalten aktuell noch etwa 20 Prozent der Patientinnen und Patienten
ACE-Hemmer.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.onlinejacc.org/content/71/13/1474?download=true

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65108

Blutdruck senken mit Nebenwirkungen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1809
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STUDIE/606: KiGGS-Studie - Gesunde Ernährung darf nicht vom sozialen Status abhängen (idw)


Deutsche Diabetes Gesellschaft - 28.03.2018

KiGGS-Studie: Gesunde Ernährung darf nicht vom sozialen Status abhängen



Mädchen und Jungen aus benachteiligten Familien sind nach wie vor sehr
viel häufiger von Übergewicht und Adipositas betroffen als Gleichaltrige
mit hohem sozialen Status. Zu diesem Ergebnis kommt eine aktuelle Studie
zur Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in Deutschland (KiGGS), die
das Robert Koch-Institut zum dritten Mal in Folge durchgeführt hat. Aus
Sicht der Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG) ist es gesellschaftlich
und gesundheitspolitisch nicht zu verantworten, dass die soziale Herkunft
die Gesundheit der Heranwachsenden derart stark beeinflusst.

"Die Politik darf nicht dabei zusehen, dass die Chancen für ein gesundes
Aufwachsen ungleich verteilt sind", sagt DDG-Präsident Professor Dr. med.
Dirk Müller-Wieland. Bevölkerungsweite Präventionsmaßnahmen seien daher
dringend erforderlich.

Laut Studie ist jedes siebte Kind in Deutschland zu dick: Über 15,4
Prozent der Kinder und Jugendliche zwischen drei und 17 Jahren sind
übergewichtig, rund 5,9 Prozent sogar adipös. Gewichtszunahme im
Kindes- und Jugendalter führt zu einem hohen Leidensdruck und wirkt sich negativ
auf die Gesundheit der Heranwachsenden aus. So begünstigt ein hoher
Body-Mass-Index (BMI) Störungen des Fettstoff- und Glukosestoffwechsels und
erhöht damit die Wahrscheinlichkeit für die Entstehung von Diabetes Typ 2.
Auffällig ist, dass Kinder und Jugendliche mit sozial schwachem Status die
höchsten Risiken für Übergewicht, Zuckerkonsum und Bewegungsmangel haben.
"Die Studie zeigt deutlich, dass Gesundheit in Deutschland von sozialen
Herkunftskriterien abhängt", so Müller-Wieland.

Wie die Langzeitstudie belegt, sind sozial benachteiligte Kinder und
Jugendliche körperlich weniger aktiv als Gleichaltrige, was Übergewicht
begünstigt. Obwohl der Anteil Heranwachsender, die täglich gesüßte
Softdrinks zu sich nehmen, in den vergangenen zehn Jahren gesunken ist,
liegt der Konsum von Softdrinks in Deutschland weiter auf hohem Niveau.
11- bis 17-Jährige trinken im Durchschnitt täglich über 300 Milliliter
Cola, Fanta oder Ähnliches pro Tag - fast eine ganze Dose! Das entspricht
30 Gramm Zucker, etwa so viel wie in 65 Gramm (oder zwei Handvoll)
Gummibärchen enthalten sind. "Auch hier ist der überproportional hohe
Konsum bei sozial schwachen Kindern und Jugendlichen auffällig", bedauert
Müller-Wieland. Insgesamt sind Heranwachsende aus bildungsfernen Schichten
rund viermal so häufig von Adipositas betroffen wie sozial besser
situierte Altersgenosse, bilanziert die KiGGS-Studie.

Zwar haben viele Kindertagesstätten und Schulen gesüßte Getränke aus ihrem
Angebot gestrichen. Doch reicht das nach Auffassung der DDG bei Weitem
noch nicht aus. "Für die Verpflegung in Schulen und Kitaeinrichtungen
müssen die Standards der Deutschen Gesellschaft für Ernährung verbindlich
eingeführt werden", plädiert DDG-Geschäftsführerin Barbara Bitzer. Es sei
offensichtlich, dass die bisherigen Präventionsstrategien insbesondere
sozialschwache Bevölkerungsschichten nicht erreicht haben. Folgerichtig
müsse endlich ein Paradigmenwechsel von einer Verhaltens- zu einer
Verhältnisprävention erfolgen. "Gesunde Ernährung muss allen Kindern in
Bildungs- und Betreuungseinrichtungen zugänglich sein, unabhängig von
ihrem Sozialstatus", so Bitzer.

Ebenso sollte täglich mindestens eine Stunde Sport in Kindertagesstätten
und Schulen verpflichtend angeboten werden. Mehr als drei Viertel der
Mädchen und zwei Drittel der Jungen in Deutschland verfehlen die
Empfehlung der Weltgesundheitsorganisation (WHO), knapp eine Stunde lang
am Tag körperlich aktiv zu sein. "Es besteht akuter Bedarf an
Bewegungsförderung", betont Bitzer.

Auch ein gestuftes Mehrwertsteuersystem für Lebensmittel ist für die DDG
längst überfällig. So sollten ungesunde Produkte mit hohem Anteil an
Zucker, Fett und Salz sowie süße Softdrinks mit dem vollen
Mehrwertsteuersatz belegt werden, gesunde Lebensmittel wie Obst und Gemüse
hingegen von der Mehrwertsteuer befreit werden. Ein sinnvolles Plus wäre
eine zusätzliche Besteuerung von Soft Drinks mit 28 Prozent
Mehrwertsteuer. Ebenso fordert die DDG ein Verbot für an Kinder gerichtete
Werbung für ungesunde Lebensmittel. "Die Politik muss es den Menschen
erleichtern, einen gesunden Lebensstil zu pflegen", sagt Müller-Wieland.
"Das würde dazu beitragen, dass künftig immer weniger Menschen an Diabetes
erkranken."


Quellenangaben:

Robert Koch-Institut: Die allgemeine Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen in Deutschland - Querschnittergebnisse aus KiGGS Welle 2 und
Trends

https://www.rki.de/DE/Content/Gesundheitsmonitoring/JoHM/2018/JoHM_Inhalt_18_01.html

Effertz, Tobias (2017): Die Auswirkungen der Besteuerung von Lebensmitteln
auf Ernährungsverhalten, Körpergewicht und Gesundheitskosten in
Deutschland, Universität Hamburg, URL:

http://www.ddg.info/fileadmin/Redakteur/Studie-gesunde-MwSt.pdf


Über die Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG):

Die Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG) ist mit mehr als 9.000
Mitgliedern eine der großen medizinisch-wissenschaftlichen
Fachgesellschaften in Deutschland. Sie unterstützt Wissenschaft und
Forschung, engagiert sich in Fort- und Weiterbildung, zertifiziert
Behandlungseinrichtungen und entwickelt Leitlinien. Ziel ist eine
wirksamere Prävention und Behandlung der Volkskrankheit Diabetes, von der
mehr als sechs Millionen Menschen in Deutschland betroffen sind. Zu diesem
Zweck unternimmt sie auch umfangreiche gesundheitspolitische Aktivitäten.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1246

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Diabetes Gesellschaft, Kerstin Ullrich, 28.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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Jahrbuch Sucht - Daten und Fakten



Berlin / Hamm, 28. März 2018 - Das DHS Jahrbuch Sucht 2018 der
Deutschen Hauptstelle für Suchtfragen e.V. liefert die neuesten
Zahlen, Fakten und Trends zum Konsum legaler und illegaler Drogen
sowie zu abhängigem Verhalten.

Alkohol

In diesem Jahrbuch greifen wir erstmals auf eine verbesserte
Ermittlung des Gesamtverbrauches an Trinkalkohol in Deutschland
zurück. Im Jahr 2015 betrug der Alkoholkonsum 10,7 Liter Reinalkohol
pro Bundesbürgerin oder -bürger im Lebensalter ab 15 Jahren. Der
Gesamtverbrauch an alkoholischen Getränken sank im Jahr 2016 gegenüber
dem Vorjahr um 1,25 % auf 133,8 Liter pro Kopf der Bevölkerung. Auf
den gesamten Alkoholkonsum, gemessen in Reinalkohol pro Kopf,
entfallen 5,0 Liter auf Bier, 2,3 Liter auf Wein, 1,8 Liter auf
Spirituosen und 0,4 Liter auf Schaumwein.

Trotz eines geringen Konsumrückgangs kann keine Entwarnung gegeben
werden. Wie die Ergebnisse repräsentativer Umfragen und Hochrechnungen
des Statistischen Bundesamtes zeigen, sind insgesamt 3,38 Mio.
Erwachsene in Deutschland von einer alkoholbezogenen Störung in den
letzten zwölf Monaten betroffen (Missbrauch: 1,61 Mio.; Abhängigkeit:
1,77 Mio.) 74.000 Todesfälle werden jährlich durch Alkoholkonsum oder
den kombinierten Konsum von Tabak und Alkohol verursacht.

Die Zahlen der Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen, die in
2016 aufgrund eines akuten Alkoholmissbrauchs in Krankenhäusern
stationär behandelt wurden, bleibt weiterhin hoch: Mit 22.309
Patienten zwischen 10 und 20 Jahren ist die Zahl sogar um 1,8 % zum
Vorjahreswert gestiegen. Im Vergleich zur Behandlungszahl des Jahres
2000 (ca. 9.500 Behandlungsfälle) entspricht dies einer Steigerung von
134,5 %.

Mit 322.608 Behandlungsfällen wurde im Jahr 2016 die Diagnose
'Psychische und Verhaltensstörungen durch Alkohol (F 10)' als
zweithäufigste Hauptdiagnose in Krankenhäusern gestellt. Bei Männern
war dies die häufigste Hauptdiagnose in Krankenhäusern (234.785
Behandlungsfälle).

Eine aktuelle Untersuchung beziffert die direkten und indirekten
Kosten des Alkoholkonsums in Deutschland auf rund 40 Mrd. Euro. Dem
stehen Einnahmen des Staates aus alkoholbezogenen Steuern von nur
3,165 Mrd. Euro (2016) gegenüber.

Die Ausgaben für Alkoholwerbung in TV, Rundfunk, auf Plakaten und in
der Presse belaufen sich 2016 auf 557 Mio. Euro, ungeachtet der
Ausgaben für Sponsoring und Werbung im Internet.

Tabak und E-Zigaretten

Der Verbrauch von Zigaretten und von Pfeifentabak ist 2017 wieder
gestiegen: In Deutschland wurden 75.838 Millionen Zigaretten
konsumiert. Im Vergleich zu 75.016 Millionen Stück im Vorjahr
entspricht dies einer Erhöhung um 1,1 %. Außerordentlich stark
zugenommen hat der Konsum von Pfeifentabak. Der Anstieg von 2.521
Tonnen im Jahr 2016 auf 3.245 Tonnen in 2017 entspricht 28,7 %. Der
Feinschnittverbrauch sank um 3,7 %, von 25.188 Tonnen auf 24.258
Tonnen. Ebenso ist der Konsum von Zigarren und Zigarillos auf 2.823
Millionen Stück (im Vorjahr 3.049 Millionen Stück; -7,4 %)
zurückgegangen.

Einer im Mai 2016 durchgeführten Befragung zufolge hat jede/r achte
Deutsche ab 14 Jahren (11,8 %) schon einmal E-Zigaretten probiert. Bei
Männern lag der entsprechende Anteil mit rund 15 % gegenüber 9 %
deutlich höher als bei Frauen. Bei einem Großteil blieb es jedoch bei
einmaligem Konsum: lediglich 1,4 % aller Personen verwendeten
E-Zigaretten aktuell zum Zeitpunkt der Befragung, 2,2 % haben in der
Vergangenheit regelmäßig E-Zigaretten genutzt.

Im Jahr 2013 starben rund 121.000 Menschen an den Folgen des Rauchens.
Das waren 13,5 % aller Todesfälle. Hinzu kommen schätzungsweise 3.300
Todesfälle durch Passivrauchen. Die durch das Rauchen entstandenen
Kosten belaufen sich in Deutschland jährlich auf 79,09 Mrd. Euro,
davon sind 25,41 Mrd. Euro direkte Kosten zum Beispiel für die
Behandlungen tabakbedingter Krankheiten, Arzneimittel etc. und 53,7
Mrd. Euro indirekte Kosten zum Beispiel durch Produktivitätsausfälle.

Psychotrope Medikamente

Im Jahre 2016 wurden in der Bundesrepublik Deutschland rund 1,54
Milliarden Arzneimittelpackungen verkauft (keine Veränderung gegenüber
dem Vorjahr). Der Anteil der rezeptpflichtigen und nicht
rezeptpflichtigen Mittel hält sich bei den Mengen die Waage, auf die
jeweiligen Kategorien entfallen je etwa 50 %, also jeweils um die 750
Mio. Packungen.

Die Umsätze der pharmazeutischen Unternehmer stiegen im Jahre 2016 auf
31,5 Mrd. Euro (+3,1 %), über Apotheken wurden 1,5 Milliarden
Packungen verkauft. Die GKV und die privaten Krankenversicherungen
sind die 'Hauptnachfrager' rezeptpflichtiger Mittel. Zu Lasten der GKV
wurden 2016 für rund 36 Mrd. Euro Arzneimittel in den Apotheken
abgegeben (ohne Einrechnung der Rezepturen der Onkologie von knapp 2
Mrd. Euro).

Wenn es um Missbrauch und Abhängigkeit von Arzneimitteln geht, zeigt
sich die übliche Situation: Die Langzeitanwendung von Tranquilizern
und Schlafmitteln (z.B. mit den Wirkstoffen Lorazepam, Diazepam,
Zolpidem und Zopiclon) steht im Mittelpunkt, wenn es um die Ursachen
für die Arzneimittelabhängigkeit von etwa 1,2 bis 1,5 Millionen
Menschen in Deutschland geht. Dazu zählen überwiegend ältere Menschen,
davon sind die meisten Frauen.

Illegale Drogen

Basierend auf den aktuellsten Bevölkerungssurveys des Jahres 2015
haben in Deutschland etwa 479.000 Jugendliche im Alter von 12 bis 17
Jahren sowie 14,4 Mio. Erwachsene im Alter von 18 bis 64 Jahren
zumindest einmal in ihrem Leben eine illegale Droge konsumiert. Nach
wie vor ist Cannabis in allen Altersgruppen die am weitesten
verbreitete illegale Droge und wurde von 7,3 % der 12- bis 17-jährigen
Jugendlichen und 6,1 % der 18- bis 64-jährigen Erwachsenen im Zeitraum
der letzten 12 Monate konsumiert. Über den Zeitraum der letzten 25
Jahre zeigen die Prävalenz des Konsums irgendeiner illegalen Droge
sowie die Cannabisprävalenz bei 18- bis 59-jährigen Erwachsenen bei
einem wellenförmigen Verlauf einen insgesamt zunehmenden Trend.

Im Jahr 2016 wurden in Deutschland 1.333 drogenbedingte Todesfälle
polizeilich registriert. Dies entspricht einem Anstieg von 8,7 %
gegenüber dem Vorjahr. Damit ist die Zahl der drogenbedingten
Todesfälle im vierten Jahr in Folge erneut gestiegen. Diese
Entwicklung steht einem zuvor mehrere Jahre zu beobachtenden
rückläufigen Trend drogenbedingter Todesfälle gegenüber.

Pathologisches Glücksspiel

Die Lebenszeit-Prävalenz der Teilnahme an irgendeinem Glücksspiel ist
in der Bevölkerung seit 2009 von 87,1 % auf 75,3 % im Jahr 2017
zurückgegangen. Die 12-Monats-Prävalenz hat sich im Vergleich zu der
Vorerhebung bei 37,3 % stabilisiert. Nach aktuellen Prävalenzzahlen
ist bei 0,56 % der bundesdeutschen Bevölkerung (326.000 Personen) ein
problematisches Spielverhalten und bei 0,31 % (180.000 Personen) ein
pathologisches Spielverhalten erkennbar.

Die ambulante Beratungsnachfrage durch pathologische Spieler/-innen
hat sich leicht erhöht. Ihr Anteil in den Suchtberatungsstellen lag,
bezogen auf Einzeldiagnosen, bei 8,0 % (2015: 7,8 %), der Anteil der
Hauptdiagnosen betrug 7,0 % (2015: 6,8 %). Eine Hochrechnung auf die
Gesamtzahl der betreuten Spieler/-innen in ambulanten
Suchtberatungsstellen verweist auf rund 24.100 Fälle mit der
Einzeldiagnose 'Pathologisches Spielen' (Hauptdiagnose: 21.000), nach
23.600 im Jahr 2015. Spieler/-innen an Geldspielautomaten bilden mit
72,3 % nach wie vor mit Abstand die größte Gruppe. In stationären
Einrichtungen ist nach den Einzel- und Hauptdiagnosen der Anteil
pathologischer Spieler/-innen an der Gesamtzahl der Patienten im
Vergleich zum Vorjahr von 5,3 % auf 6,9 % bzw. von 2,6 % auf 3,8 %
gestiegen.

Die Umsätze (Spieleinsätze) auf dem legalen deutschen
Glücksspiel-Markt sind 2016 im Vergleich zum Vorjahr um 6,3 % auf 45,2
Mrd. Euro gestiegen. Einen Anstieg des Umsatzes und Bruttospielertrags
um 8,7 % auf 29,9 Mrd. Euro bzw. 6,85 Mrd. Euro verzeichneten die
264.000 aufgestellten gewerblichen Geldspielautomaten in Spielhallen
und gastronomischen Betrieben. Seit der Novellierung der
Spielverordnung im Jahr 2006, der Erhöhung der Spielanreize und der
Expansion des Angebots hat sich der Ertrag um 191,5 % erhöht.


Die Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen e.V. (DHS) stellt
fest: 

Nach wie vor sind die legalen Drogen Alkohol, Tabak und Medikamente
für den größten Teil der Suchtproblematik in Deutschland
verantwortlich. Die nur geringfügigen Konsumveränderungen bestätigen
zum wiederholten Male die Forderungen der DHS nach effektiven
Präventionsmaßnahmen, wie Preiserhöhungen, Angebotsreduzierung und
Werbeeinschränkungen. Zudem sind die Optimierung des Jugendschutzes
und das Verbot der Abgabe an Jugendliche unter 18 Jahren notwendig.
Verhaltens- und Verhältnisprävention müssen flächendeckend und
kontinuierlich eingesetzt werden, damit Deutschland endlich die
internationalen Spitzenplätze im gesundheitsschädlichen Konsum legaler
Drogen verlässt. Darüber hinaus müssen in der Prävention die
unterschiedlichen Problemlagen von Männern und Frauen sowie die
soziale Benachteiligung stärker berücksichtigt werden.

[1] mailto:info@dhs.de

 * 
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Passivtrinken - eine folgenschwere Gefahr für Unbeteiligte



Berlin / Hamm, 28. März 2018 - Der Konsum keines anderen Suchtmittels
ist gesellschaftlich derart akzeptiert wie der des Alkohols. Dessen
Risiken werden häufig verdrängt - auch die für das persönliche Umfeld.
Dazu muss nicht zwingend eine Abhängigkeit vorliegen, bereits der
akute Konsum kann Dritte schädigen. Betroffene sind in erster Linie
Angehörige und Partner, Kinder und Jugendliche sowie Ungeborene. Hinzu
kommen Kollegen und Mitarbeitende, Beifahrer alkoholisierter Fahrer,
Unfallopfer und ihre Angehörigen sowie Steuer- und Beitragszahler. Sie
alle sind von folgenschweren Konsequenzen des Konsums betroffen, auch
wenn sie nicht unbedingt selbst Alkohol trinken. Dies alles fällt
unter den Begriff des 'Passivtrinkens'.

Alkohol hat demnach nicht nur für Konsumierende weitreichende
Konsequenzen. Passivtrinken beeinträchtigt auch Unbeteiligte massiv in
nahezu allen Lebensbereichen. Die Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen
e.V. (DHS) fordert daher einen wirksamen Schutz für Unbeteiligte.

Angehörige und Kinder leiden am meisten unter Passivtrinken

Dramatisch ist das Passivtrinken für Ungeborene und Kinder. Nach einer
aktuellen europaweiten Studie trinken mehr als ein Viertel der Frauen
in Deutschland in der Schwangerschaft Alkohol. Pro Jahr sind in
Deutschland 10.000 Kinder schon bei ihrer Geburt alkoholgeschädigt -
geistig und körperlich ('Fetale Alkohol-Spektrum Störung' FASD). Diese
Schädigungen sind nicht reversibel, viele von ihnen brauchen
lebenslange Betreuung. Insgesamt gehen Experten von rund 1,5 Millionen
Menschen mit einer FASD in Deutschland aus. Fazit: Es gibt für
Schwangere keine unbedenkliche Menge Alkohol.

Kinder, die mit alkoholkranken Eltern leben, können dieser Situation
kaum ausweichen. Rund 2,65 Millionen Kinder wachsen in einer
Suchtfamilie auf. Sie erleiden eine schwerwiegende Beeinträchtigung
und Gefährdung ihrer persönlichen Entwicklung. Überdurchschnittlich
oft kommt es in diesen Familien zu sexuellen Übergriffen, Missbrauch
und körperlicher Gewalt. Es herrscht eine Atmosphäre der Angst und
Unberechenbarkeit, die einen nachhaltigen Einfluss auf die seelische
Entwicklung der Kinder nimmt. Forschungsergebnisse belegen, dass
Kinder, die diesen und weiteren familiären Belastungsfaktoren
ausgesetzt sind, ein erhöhtes Risiko aufweisen, selbst suchtkrank zu
werden oder andere psychische Störungen zu entwickeln.

Angehörige können unter den Auswirkungen des akuten und abhängigen
Konsums leiden. Etwa acht Millionen Angehörige alkoholkranker Menschen
in Deutschland erfahren zahlreiche Belastungen, sorgen sich um die
Gesundheit des alkoholabhängigen Angehörigen, fühlen sich hilflos und
ohnmächtig, einsam, alleinverantwortlich und oftmals nicht ernst
genommen. In Extremfällen erfahren sie gar regelmäßig körperliche und
sexuelle Gewalt. Hinzu kommen Zukunftsängste, finanzielle Belastungen,
Trauer und Verlust, Scham und Schuldgefühle.*

Passivtrinken im Straßenverkehr

Es kommen insbesondere bei Alkoholunfällen Menschen zu Schaden, die
selbst nichts getrunken haben: Mitfahrer, Unfallbeteiligte oder andere
Verkehrsteilnehmer. Auch Angehörige oder Unfallzeugen, die
Schockierendes miterleben, sind Opfer des Alkoholkonsums anderer.
Stirbt ein Mensch bei einem Verkehrsunfall, sind laut Deutschem
Verkehrssicherheitsrat im Durchschnitt 113 andere Menschen unmittelbar
betroffen. Darunter sind elf Angehörige, vier enge Freunde, 56
Bekannte - und 42 Einsatzkräfte von Sanitätsdiensten, Feuerwehren oder
Polizei. Bei 225 Personen, die 2016 bei Alkoholunfällen ums Leben
gekommen sind, wären das allein über 24.400 Betroffene. Etwa jeder 14.
Verkehrstote stirbt, weil ein Verkehrsteilnehmer zu viel Alkohol
getrunken hat.

Im Jahr 2016 wurden zudem 16.770 Menschen bei einem Alkoholunfall
verletzt. Auch die Zahl der Schwerverletzten liegt bei Alkoholunfällen
deutlich höher als bei Verkehrsunfällen ohne Alkoholeinfluss: Während
bei allen Unfällen mit Personenschaden 219 Schwerverletzte auf 1.000
Unfälle kamen, waren es bei Alkoholunfällen 337 Schwerverletzte. Auch
wenn sie überleben, haben viele der Verletzten ihr Leben lang mit den
Folgen zu kämpfen: Sie sind Pflegefälle, haben ihren Arbeitsplatz und
ihre Lebensqualität verloren.

Insbesondere Männer neigen dazu, alkoholisiert zu fahren: Laut
Statistischem Bundesamt werden am alljährlichen 'Vatertag' zwei- bis
dreimal so viele Alkoholunfälle registriert wie an anderen Tagen. In
2015 gab es an diesem Tag 254 Alkoholunfälle, das sind 160 mehr als an
einem durchschnittlichen Tag. Nur an Neujahr 2015 war die Bilanz noch
schlechter.

Verluste für Betriebe und Volkswirtschaft

Auch im Arbeitsleben kann Passivtrinken durch trinkende Kollegen
erhebliche Auswirkungen nach sich ziehen: Produktivitätsausfälle, die
Kollegen im Betrieb auffangen müssen, Arbeitsunfälle, die nicht
trinkenden Mitarbeitenden Schaden zufügen, Qualitätsverluste der
eigenen Arbeit, die durch fehlerhafte Leistungen von
Alkoholkonsumenten verursacht werden. Es ist davon auszugehen, dass 5%
der Arbeitnehmer - von der Geschäftsführung bis zur Aushilfskraft -
problematisch Alkohol konsumieren, weitere 5% sind abhängig.

Schließlich sind alle Steuerzahler und Beitragszahler in Renten- und
Krankenversicherungen Geschädigte des Passivtrinkens: Eine aktuelle
Untersuchung beziffert die direkten und indirekten Kosten des
Alkoholkonsums in Deutschland auf rund 40 Mrd. Euro. Dem stehen
Einnahmen des Staates aus alkoholbezogenen Steuern von nur 3,165 Mrd.
Euro gegenüber.

Bereits 2007 hat die EU-Kommission im Zusammenhang mit Alkohol
Schwerpunktbereiche ermittelt, die in allen Mitgliedsstaaten relevant
sind und in denen ein gemeinschaftliches Vorgehen gefordert wird. Die
Mehrzahl dieser Schwerpunktbereiche thematisiert die Schädigung
Dritter ebenso wie den aktiven Alkoholkonsum:


	Schutz von Jugendlichen, Kindern und des Kindes im Mutterleib,

	Senkung der Zahl von Verletzungen durch alkoholbedingte Straßenverkehrsunfälle,

	Vorbeugung alkoholbedingter Schädigung bei Erwachsenen und Verringerung der negativen Auswirkungen auf den Arbeitsplatz.



An der Aktualität dieser Schwerpunkte hat sich auch nach über zehn
Jahren nichts geändert: 'Deutschland ist ein
Alkohol-Höchstkonsumland', sagt Christina Rummel, stellvertretende
Geschäftsführerin der Deutschen Hauptstelle für Suchtfragen. "Es muss
bewusst werden, dass Passivtrinken ähnlich gravierende Folgen für
Unbeteiligte hat wie das Passivrauchen."

Forderungen der DHS

Die DHS fordert effektive Präventionsmaßnahmen, u.a.


	Preiserhöhungen,

	Angebotsreduzierung,

	Werbeeinschränkungen sowie

	die Ausdehnung des Jugendschutzes: Kein Alkoholverkauf an Minderjährige.



Diese Maßnahmen sind dringend erforderlich, wenn Millionen Einzelne
und die Gesellschaft vor den massiven Beeinträchtigungen durch
Passivtrinken geschützt werden sollen. Keine dieser wirksamen
Maßnahmen standen auf den Agenden der vergangenen Bundesregierungen.
Höchste Zeit für einen Wandel.


* Auch Angehörige erhalten Hilfe. Unter
www.suchthilfeverzeichnis.de sind Hilfeeinrichtungen in ganz Deutschland zu finden.

** Um unter anderem auf die Gefahren des Passivtrinkens am
Arbeitsplatz aufmerksam zu machen, findet vom 18. bis 26. Mai 2019 die
nächste DHS Aktionswoche Alkohol mit dem Schwerpunkt 'Kein Alkohol am
Arbeitsplatz!' statt (weitere Informationen unter 

www.aktionswoche-alkohol.de sowie www.sucht-am-arbeitsplatz.de).

Quelle: siehe DHS Jahrbuch Sucht 2018, S. 198 ff.

 * 

Quelle:

Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen e.V. (DHS)

Pressemitteilung vom 28. März 2018

Christina Rummel

Stellv. Geschäftsführerin / Referentin für Grundsatzfragen

Westenwall 4, 59065 Hamm

Telefon: +49 2381 9015-24

E-Mail: rummel@dhs.de

Internet: www.dhs.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





POP-ROCK/5253: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Planet Pluto - Deutschsprachige Singer/Songwriter und dynamischer Indie-Rock, 11.5.2018


Kulturcafé Komm du - Mai 2018

Planet Pluto: Deutschsprachige Singer/Songwriter-Musik und energiegeladener Indie-Rock

Konzert am Freitag, den 11. Mai 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer für Freitag, den 11.5.2018 mit einem Foto der Band 'Planet Pluto' - Foto im Flyer: © by Kai Treffan Fotografie]

[image: Plakat zum Konzert mit der Hamburger Indie-Rock-Band 'Planet Pluto' am Freitag, 11.5.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: © by Kai Treffan Fotografie]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 11.05.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Planet Pluto - Deutschsprachige Singer/Songwriter und dynamischer Indie-Rock

"Vielleicht", sagt Alex Kallenberg, Sänger, Songschreiber, Gitarrist
und Frontman von Planet Pluto, "bin ich nicht der beste
Sänger, aber mir ist wichtig, daß ich mit meinen Melodien und Texten
etwas verkörpere, was ich wirklich bin". Während Alex die Texte
allein schreibt, findet der weitere Entstehungsprozeß eines Songs
gemeinsam mit den anderen Bandmitgliedern Corinna Hoff (Piano &
Gesang), Pascal Schmitt (Gitarre), Jan-Michael Rogalla (Bass) und
Clemens Wittke (Schlagzeug) statt. Mit ihrer Kombination von
nachdenklicher, kreativer Singer/Songwriter-Musik und
energiegeladenem Indie-Rock geht es bei Planet Pluto immer
darum, auf dem Weg zu sein. Die im Zuge eines Abschlußprojektes an
der Pop Akademie Hamburg gegründete Band fühlt sich auf kleinen wie
großen Bühnen zuhause und brachte zwei bemerkenswerte Alben heraus.


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die fünf Musiker der Indie-Rock Band 'Planet Pluto' - Foto: © by Kai Treffan Fotografie]

Deutschsprachige Singer/Songwriter Musik und energiegeladener Indie-Rock - 

wie in ihren Texten geht es bei der Band "Planet Pluto" immer auch darum "Auf dem Weg" zu sein.

V.l.n.r.: Jan-Michael Rogalla, Pascal Schmitt, Alex Kallenberg, Corinna Hoff und Clemens Wittke

Foto: © by Kai Treffan Fotografie




Zu Planet Pluto gehören:

Alex Kallenberg (Gitarre & Gesang)

Corinna Hoff (Piano & Gesang)

Pascal Schmitt (Gitarre)

Jan-Michael Rogalla (Bass)

Clemens Wittke (Drums)


Diskografie:

"Willkommen Zuhause" (2015)

"Auf dem Weg" (2016)


Weitere Informationen:

Planet Pluto - Homepage

https://www.planetpluto-band.com/

Planet Pluto bei Soundcloud

https://soundcloud.com/planet-pluto

Planet Pluto - Diese Wände (Official Video)

https://www.youtube.com/watch?v=BjvuV0C92qA

Planet Pluto - Besser [Official Video]

https://www.youtube.com/watch?v=E3sYTYbTzm4

Planet Pluto: "Auf dem Weg" zum Album - der Film

https://www.youtube.com/watch?v=UuWg8c8VSxY




[image: Eingang des Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/086: Oldenburg - Ernst Kreneks Kompositionen für Blasorchester, 06.04.18


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Kreneks Kompositionen für Blasorchester

Komponisten-Colloquium startet am 6. April ins Sommersemester



Oldenburg. Mit Ernst Kreneks Kompositionen für Blasorchester aus den
1920er-Jahren startet das Komponisten-Colloquium "Musik unserer Zeit"
am Freitag, 6. April, in das Sommersemester. Unter dem Titel
"Imitierend. Karikierend. Seriell", führt der Musikwissenschaftler
Paul Tillmann Haas ins Thema ein. Die öffentliche Veranstaltung
beginnt um 18.00 Uhr im Kammermusiksaal der Universität (Campus
Haarentor, Gebäude A11, Ammerländer Heerstraße 69). Der Eintritt ist
frei.

Paul Tillmann Haas studierte Historische Musikwissenschaft und
Slavistik in Heidelberg und Hamburg. Er promoviert an der Universität
Hamburg zur Geschichte der Blasorchesterkomposition im 20.
Jahrhundert. Veranstalter des Colloquiums "Musik unserer Zeit" sind
die Komponistin und Hochschullehrerin Prof. Violeta Dinescu und
Musikwissenschaftler Roberto Reale vom Institut für Musik.

Weblinks

www.komponisten-colloquium.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 085/18 vom 3. April 2018

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

Redaktion: Dr. Corinna Dahm-Brey

26111 Oldenburg

Tel: 0441 / 7 98 - 54 46, Fax: 0441 / 7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8664: Aus aller Welt - 04.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Erdogan, Ruhani und Putin wollen Ende der Gewalt in Syrien

Bei einem Syrien-Gipfel in Ankara bekannten sich die Präsidenten der
Türkei, des Iran und von Rußland dazu, ihre Bemühungen für ein Ende 
der Gewalt in den sogenannten Deeskalationszonen zu verstärken. In 
ihrer Abschlußerklärung bekräftigten Recep Tayyip Erdogan, Hassan 
Ruhani und Wladimir Putin zudem ihre Entschlossenheit, aktiv in dem
Bürgerkriegsland zusammenzuarbeiten, um zu einer dauerhaften
Waffenruhe zwischen den Konfliktparteien zu gelangen.

4. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8664: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Schwerverletzte durch Messerstiche

Bei einer Massenschlägerei auf einer Osterkirmes in der Dortmunder
Nordstadt sind am Dienstagabend zwei junge Männer durch Messerstiche
schwer verletzt worden. Fünf Männer im Alter von 17 bis 24 Jahren
wurden festgenommen. Sie sollen zwei Mitarbeiter eines
Sicherheitsunternehmens angegriffen und leicht verletzt haben. Eine
zweite Gruppe junger Männer kam den Securityleuten zu Hilfe. Bei der
anschließenden Auseinandersetzung setzte die fünfköpfige Gruppe
Messer ein, wobei zwei 20jährige aus Essen Stichverletzungen
davontrugen.

4. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8661: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bundeswehrsoldaten unter niederländischem Kommando

Im Rahmen der deutsch-niederländischen Militärkooperation wird die
Bundeswehr rund 450 Soldaten einer Flugabwehrraketengruppe dem
niederländischen bodengestützten Flugabwehrkommando in Vredepeel
unterstellen. Die betroffene Flugabwehrraketengruppe 61. wird
allerdings an ihrem Standort im schleswig-holsteinischen Todendorf
(Panker) stationiert bleiben. Im Zuge der Verteidigungszusammenarbeit
wollen die Länder sich auch etwa bei der Anschaffung neuer Ausrüstung
oder Waffensysteme abstimmen.

4. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8663: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD kritisiert Seehofers Pläne zum Familiennachzug

Innenminister Horst Seehofer (CSU) will den Familiennachzug
einschränken. Einem Bericht des Redaktionsnetzwerks Deutschland
zufolge will Seehofer den Familiennachzug bei Flüchtlingen mit
eingeschränktem Schutz an strenge Kriterien knüpfen. So soll etwa
Empfängern von Sozialleistungen wie Hartz IV das Nachholen enger
Angehöriger verwehrt werden können. Der innenpolitische Sprecher der
Bundestagsfraktion, Burkhard Lischka (SPD), kritisierte das Vorhaben
und verwies im Gespräch mit der Rheinischen Post auf die
Vereinbarungen im Koalitionsvertrag. SPD-Innenpolitiker Ralf Stegner
warnte die CSU vor nicht abgestimmten Verschärfungen beim
Familiennachzug. Die SPD werde keinen Millimeter über den
Koalitionsvertrag hinausgehen, sagte Stegner. Er hatte auf seiten der
SPD die Koalitionsverhandlungen zum Familiennachzug geführt.

4. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8662: Tragisches und Kurioses - 04.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Feuer in Moskauer Einkaufszentrum

Ein Brand in einem Moskauer Einkaufszentrum hat einen Großeinsatz der
Feuerwehr ausgelöst. Mindestens 600 Menschen konnten in Sicherheit
gebracht werden. Ein Mensch starb nach offiziellen Angaben in einem
Rettungswagen. Drei Einsatzkräfte wurden bei den Löscharbeiten
verletzt. Nach ersten Erkenntnissen war das Feuer im Lager einer
Spielzeugabteilung ausgebrochen. Die Brandursache war zunächst
unklar. Das vierstöckige Kaufhaus befindet sich im Osten der
Millionenmetropole.

4. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7747: Aus Forschung und Technik - 04.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Erste Experimente für Horizons-Mission erreichen ISS

Die unbemannte Raumkapsel Dragon des privaten
US-Raumfahrtunternehmens SpaceX hat zwei Tage nach dem Start vom
Weltraumbahnhof Cape Canaveral die Internationale Raumstation ISS
erreicht. Die Kapsel wurde mit Hilfe des Roboterarms Canadarm2
eingefangen und an das Modul Harmony angekoppelt. Wie die NASA
mitteilte, wird die ISS-Besatzung die 2.600 Kilogramm Nachschub im
Laufe des Tages ausladen. Zur Lieferung der Dragon gehören nicht nur
Proviant und Ausrüstung, sondern auch Material für wissenschaftliche
Experimente, darunter die ersten Experimente für die Horizons-Mission
des deutschen ESA-Astronauten Alexander Gerst, der am 6. Juni zur
Station startet. Die Raumkapsel soll einen Monat an der ISS
angekoppelt bleiben und schließlich mit rund 1,8 Tonnen Stationsmüll
beladen zur Erde zurückkehren.

4. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7760: Aus aller Welt - 04.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Erneut Palästinenser an Grenze des Gazastreifens erschossen

Die israelische Armee hat am Dienstag östlich von Bureidsch an der
Grenze des Gazastreifens einen 25jährigen Palästinenser erschossen.
Das meldete das Gesundheitsministerium in Gaza. Der Vorfall wurde
zunächst nicht unabhängig bestätigt. Bei Massenprotesten am
vergangenen Freitag hatten israelische Scharfschützen über den
Grenzzaun hinweg mindestens 18 Demonstranten getötet. Hunderte wurden
verletzt.

4. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7721: Medizin und Gesundheitswesen - 04.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Wirkstoff gegen Malaria und die übertragenden Moskitos entwickelt

Tropenmediziner schöpfen neue Hoffnung. Ein neues Medikament soll
helfen, die Malaria auch in Hochendemie-Ländern einzudämmen. Wie das
Deutsche Ärzteblatt schreibt, ist Ivermectin das bisher einzige
zugelassene Endektozid, das gegen äußere wie innere Parasiten wirksam
ist. Eine Studie von Feiko ter Kuile von der Liverpool School of
Tropical Medicine und Mitarbeitern zeigt, daß die Behandlung von
Malariapatienten, sollten sie erneut gestochen werden, auch die
Moskitos abtötet. Somit könnte Ivermectin helfen, die Parasiten im
Blut der Patienten abzutöten, und gleichzeitig könnten die Überträger
bekämpft werden. Zwar muß die Dosis deutlich höher sein als bei der
Anwendung beim Menschen, damit der Wirkstoff, den die Mücken beim 
Stich zusammen mit dem Blut aufsaugen, seine tödliche Wirkung 
entfaltet. Doch aufgrund der guten Verträglichkeit von Ivermectin 
halten Experten dies für durchaus möglich.

4. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7748: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.04.2018 (SB)




VOM TAGE



OPCW soll Giftanschlag von Salisbury aufklären

Die britische Regierung ist offenbar nicht bereit, bei der Aufklärung
des Giftanschlags auf den Ex-Spion Sergej Skripal und seine Tochter
Julija mit Vertretern Rußlands zu kooperieren. Am Mittwoch befaßte
sich die Organisation für das Verbot chemischer Waffen (OPCW) auf
einer Krisensitzung hinter verschlossenen Türen mit dem Attentat vom
4. März im britischen Salisbury. Die russische Regierung hatte die
OPCW-Sitzung beantragt. Rußlands Botschafter in den Niederlanden,
Alexander Schulgin, versicherte, seine Regierung sei zur Kooperation
innerhalb der OPCW und mit dieser bereit. Die Europäische Union
forderte Moskau auf, die OPCW voll zu unterstützen. Die
Bundesregierung erneuerte ihre Behauptung, mit hoher
Wahrscheinlichkeit stecke Rußland hinter dem Attentat. Der Leiter des
russischen Auslandsgeheimdienstes, Sergej Naryschkin, äußerte am
Mittwoch während einer internationalen Sicherheitskonferenz in Moskau
die Vermutung, britische und amerikanische Geheimdienste seien für
den Giftanschlag verantwortlich. Laut Naryschkin handelt es sich um
eine groteske Provokation.

4. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7673: Sprache, Kunst und Medium - 04.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Hakenkreuz von Kirchenglocke entfernt

Nach monatelangem Streit um den Umgang mit einer während der Nazi-Zeit
aufgehängten Kreuzkirchenglocke im niedersächsischen Schweringen
(Kreis Nienburg) haben Unbekannte die Initiative ergriffen und ein
Hakenkreuz, das während Renovierungsarbeiten im sonst nicht
zugänglichen Glockenturm entdeckt wurde, mit einem Winkelschleifer
entfernt, wie NDR Niedersachsen berichtete.

Zuvor war das Geläut nach Diskussionen in der Gemeinde im März
stillgelegt worden. Nach Angaben von Pastor Hellwege hieß es in einem
Bekennerschreiben u. a., die Glocke sei "vom Dreck der
Nationalsozialisten" gereinigt worden. Anzeige wurde laut Polizei
bisher nicht erstattet.

4. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7738: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Flugabwehrraketengruppe unter niederländischem Kommando

Am Mittwoch wurde die Flugabwehrraketengruppe 61 der deutschen
Luftwaffe aus dem schleswig-holsteinischen Todendorf (Kreis Stormarn)
dem Defensie Grondgebonden Luchtverdedigingscommando im
niederländischen Vredepeel unterstellt. Die rund 450 deutschen
Soldaten und Soldatinnen bleiben in Todendorf stationiert. Im
Kriegsfall und bei Auslandseinsätzen kommen sie wieder unter
deutsches Kommando.

4. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7752: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Merkel gratuliert Ägyptens Präsidenten al-Sisi zur Wiederwahl

Bundeskanzlerin Merkel hat dem ägyptischen Präsidenten al-Sisi zur
Wiederwahl gratuliert. Der Ex-Militär hatte vor einer Woche bei einer
Wahlbeteiligung von 41 Prozent und faktisch ohne Gegenkandidaten 97
Prozent der Wählerstimmen auf sich gezogen. In ihrem Schreiben an ihn
unterstrich Merkel ihre Überzeugung, daß ein Politikansatz, der
umfassende politische Partizipationsmöglichkeiten für die
Zivilgesellschaft erlaubt, zu dauerhaftem Erfolg führen kann.

4. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7723: Tragisches und Kurioses - 04.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Nagelneue Flüchtlingsunterkunft wird wieder abgebaut

In Dresden soll ein nie genutztes Containerdorf für 700 Flüchtlinge
wieder abgebaut werden. 

Wie das Sächsische Immobilien- und Baumanagement mitteilte, hatte der
Freistaat die Erstaufnahmeeinrichtung im Stadtteil Johannstadt Anfang
2016 errichten und ausstatten lassen. Die Anlage mit Wohnunterkünften,
Kantine und Spielplatz kostete rund 6,6 Millionen Euro. Asylanwärter
waren dort jedoch nie eingezogen. Weil der Mietvertrag im kommenden
Sommer ausläuft, wird das Dorf wieder abgebaut.

4. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7749: Arbeit, Soziales und Familie - 04.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Rekord für Linienverkehr von Bussen und Bahnen

Im vergangenen Jahr haben jeden Tag durchschnittlich 31,5 Millionen
Fahrgäste Busse und Bahnen genutzt. Insgesamt stiegt das
Fahrgastaufkommen im öffentlichen Nah- und Fernverkehr um 1,1 Prozent
auf einen neuen Rekord von mehr als 11,5 Milliarden Fahrten, wie das
Statistische Bundesamt meldete. Demnach wurde der größte Zuwachs bei
den Bahnunternehmen registriert. Im Nahverkehr wurden mit knapp 2,7
Milliarden Fahrten 2,4 Prozent mehr Fahrgäste befördert. Der
Fernverkehr kam mit 2,3 Prozent zusätzlich auf 142 Millionen Fahrten.
Der Fernverkehr mit Bussen war gegenüber dem Vorjahr um 0,8 Prozent
rückläufig, entsprechend knapp 23 Millionen Fahrten. Die Statistiker
führen die Zuwächse auf höhere Zahlen bei Einwohnern, Erwerbstätigen,
Schülern und Studenten zurück.

4. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7732: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Trump will Umweltauflagen für Neuwagen lockern

US-Präsident Donald Trump ist fraglos nicht gerade für seine
Umweltfreundlichkeit bekannt. Daß hier kein Wandel zu erwarten ist,
hat die US-Regierung gerade wieder unterstrichen. Wie afp meldete,
will Trump die Auflagen für Spritverbrauch und Emissionen neuer Autos
lockern. Wie der Chef der Umweltbehörde EPA, Scott Pruitt, mitteilte,
sind die von Barack Obama kurz vor seinem Amtsende festgesetzten
Umweltstandards für Neufahrzeuge viel zu streng gewesen. So sahen die
Effizienzstandards vor, daß der Durchschnittsverbrauch bis zum Jahr
2025 auf umgerechnet 4,3 Liter pro 100 Kilometer sinken sollte. Auch
eine unter Obama eingeführte Sonderregelung für Kalifornien steht auf
dem Prüfstand. Sie erlaubt es dem US-Bundesstaat bislang, für sich
selbst striktere Effizienzstandards für Autos festzusetzen als die
landesweit geltenden Vorgaben. Gut möglich, daß die Autoindustrie
auch hier Lockerungen erwarten kann.

4. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7737: Märkte und Finanzen - 04.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Neue Runde im Handelsstreit von China und den USA

Die USA werden künftig Sonderzölle auf rund 1300 Produkte aus
China in Höhe von 25 Prozent erheben. Unter anderem geht es um
Importe im Telekommunikationsbereich und um Flugzeugteile. Wenige
Stunden nach Bekanntgabe kündigte die chinesische Regierung Zölle auf
106 Waren aus den USA an. Dem chinesischen Staatsfernsehen zufolge
geht es unter anderem um Sojabohnen, Autos und Chemieprodukte aus den
USA. Der Handelswert wird mit 50 Milliarden Dollar angegeben. Das
Volumen entspricht den Sonderabgaben, welche die USA auf chinesische
Produkte erheben. Den Handelsstreit hatte die US-Regierung mit Zöllen
auf Stahl- und Aluminiumprodukte aus der Volksrepublik losgetreten.
Der Botschafter Chinas in den USA bedauerte die einseitigen und
protektionistischen Aktionen der USA und wertete sie als Verletzung
der grundlegenden Prinzipien und Werte der WTO. Das Vorgehen der USA
diene weder den Interessen Chinas noch den eigenen Interessen noch
den Interessen der Weltwirtschaft.

4. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7755: Aus Forschung und Technik - 04.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Chinesisches Raumlabor in den Südpazifik gestürzt

Jetzt ist es doch geschehen. Das chinesische Raumlabor Tiangong 1 ist
abgestürzt. Nach einer dpa-Meldung sind mehrere Teile des
Himmelspalastes in den Südpazifik nahe den Inseln von
Amerikanisch-Samoa gefallen. Experten wie Holger Krag von der
Europäischen Raumfahrtagentur (ESA) halten es aber für sehr
unwahrscheinlich, daß auch Teile auf Land aufgeschlagen sind. China
hatte das Weltraumlabor 2011 ins All geschossen. Da zu ihm seit März
2016 kein Kontakt mehr bestand, war ein kontrollierter Absturz des
8,5 Tonnen schweren und zwölf Meter langen Moduls nicht möglich
gewesen.

4. April 2018
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





GALAXIS/295: Tief ins Innere von Perseus A (idw)


Max-Planck-Institut für Radioastronomie - 03.04.2018

Tief ins Innere von Perseus A



Einem internationalen Forscherteam unter Beteiligung von
Wissenschaftlern vom Bonner Max-Planck-Institut für Radioastronomie ist es
gelungen, neu gebildete Plasmajets in der Umgebung eines massereichen
Schwarzen Lochs im Zentrum einer aktiven Galaxie mit bisher unerreichter
Genauigkeit abzubilden. Radiobilder mit Hilfe einer Kombination von
miteinander vernetzten Teleskopen auf der Erde und im Weltraum ermöglichen
die Auflösung der Jetstruktur auf nur einige Hundert Schwarzschildradien
oder 0,033 Lichtjahre von der Startposition des Jets.




[image: ©: Pier Raffaele Platania INAF/IRA (Zusammenstellung); ASC Lebedev Institute (RadioAstron-Bild)]

Künstlerische Darstellung der Radioteleskope, die bei der Messung von NGC
1275 beteiligt waren. Das daraus erhaltene Radiobild zeigt einen neu
geformten Jet mit einer Länge von ca. drei Lichtjahren. 

©: Pier Raffaele Platania INAF/IRA (Zusammenstellung); ASC Lebedev
Institute (RadioAstron-Bild)



Schwarze Löcher mit einigen Milliarden Sonnenmassen treten in den Zentren
von allen massereichen Galaxien auf. Es ist bereits länger bekannt, dass
von einigen dieser massereichen Schwarzen Löcher spektakuläre Plasmajets
ausgehen, wobei fast lichtschnelles Plasma aus dem direkten Umfeld des
Schwarzen Lochs abgestrahlt wird, die sich bis weit außerhalb der Grenzen
ihrer Muttergalaxie erstrecken können. Wie diese Jets sich bilden, ist ein
schon lange bestehendes Rätsel. Eine der Hauptschwierigkeiten bei dessen
Lösung liegt darin, dass es bisher nich möglich war, die Strukturen der
vom Schwarzen Loch ausgehenden Jets genügend nahe am Startpunkt
abzubilden. Das ist erforderlich für einen dirtekten Vergleich der
Beobachtungen mit theoretischen Rechnungen und Computermodellen zur
Entstehung der Jets.

Ein internationales Team mit Wissenschaftlern aus acht Ländern hat es nun
geschafft, Bilder des Jets im Umfeld des massereichen Schwarzen Lochs in
der gigantischen Galaxie NGC 1275 (bekannt als Radioquelle unter den
Bezeichnungen Perseus A oder 3C 84) in höchster Winkelauflösung zu
erhalten. Damit können Strukturen im Jet 10mal näher an der Zentralquelle
räumlich aufgelöst werden als es vorher nur mit erdgebundenen
Radioteleskopen möglich war - das lässt vorher nicht sichtbare Details
direkt in der Region der Entstehung des Jets erkennen.

"Das Ergebnis war erstaunlich. Es zeigt sich, dass die gemessene
Breitenausdehnung des Jets wesentlich größer ist als von den zur Zeit
favorisierten Modellen zur Jetentstehung zu erwarten wäre. Danach entsteht
der Jet direkt in der Ergosphäre, dem Bereich unmittelbar außerhalb des
Ereignishorizonts eines rotierenden Schwarzen Lochs, in dem der Raum
selbst in eine Kreisbewegung um das Schwarze Loch gezogen wird", erklärt
der Erstautor der Veröffentlichung in "Nature Astronomy", Professor
Gabriele Giovannini vom Nationalen Institut für Astrophysik (INAF) in
Italien.

"Das könnte andeuten, dass zumindest der äußere Teil des Jets von der
Akkretionsscheibe ausgeht, die das Schwarze Loch umgibt. Unsere Ergebnisse
zeigen noch nicht schlüssig, dass die derzeitigen Modelle, in denen der
Jet von der Ergosphäre ausgeht, falsch sind, aber sie ermöglichen den
Theoretikern doch einsichten in die Struktur der Jets nahe am
Ausgangspunkt und damit Hinweise zur Weiterentwicklung der Mosdelle",
ergänzt der Leiter des RadioAstron-Beobachtungsprogramms, in dessen Rahmen
die Ergebnisse erhalten wurden, Dr. Tuomas Savolainen von der
Aalto-Universität in Finnland.

Die Untersuchung zeigt weiterhin, dass die Jetstruktur in NGC 1275
deutlich von der Struktur des Jets in der relativ nahen Galaxie Messier 87
abweicht, der einzigen anderen Galaxie, in der die Struktur des Jets mit
Beobachtungen entsprechend nahe am zentralen Schwarzen Loch abgebildet
werden konnte. Die Forscher glauben, dass die beobachtete Abweichung auf
einen Altersunterschied zwischen den beiden Jets zurückgeführt werden
kann. "Der Jet in NGC 1275 wurde vor gut 10 Jahren erst neu gestartet und
ist immer noch in seiner Ausformung begriffen. Das bietet eine
einzigartige Gelegenheit, das Wachstum des Jets an einem Schwarzen Loch in
einer sehr frühen Phase zu verfolgen", erklärt Professor Masanori Nakamura
von der Academia Sinica in Taiwan.

"Die Untersuchung des Zentralbereichs von NGC 1275 setzt unser
Forschungsprogramm zu aktiven Galaxienkernen bei höchstmöglicher Auflösung
fort. Mit einer Entfernung von gerade mal 70 Megaparsec oder 230 Millionen
Lichtjahren bis zu dieser Galaxie sind wir in der Lage, die Struktur des
Jets in einer vorher nicht gekannten Genauigkeit von nur einigen Hundert
Schwarzschildradien oder 12 Lichttagen abzubilden", schließt Professor
Anton Zensus, Direktor am Bonner Max-Planck-Institut für Radioastronomie
und Leiter der VLBI-Forschungsabteilung, ebenfalls ein Ko-Autor der
Veröffentlichung.

Ein Radioteleskop im Weltall - und Dutzende auf der Erdoberfläche


Die deutliche Verbesserung in der Bildschärfe bei den Untersuchungen des
Jets im Zentrum von NGC 1275 wird ermöglicht durch das
Weltraum-Radiointerferometer RadioAstron, das sich aus einem
10-Meter-Radioteleskop in einer Umlaufbahn um die Erde sowie ca. zwei Dutzend der
größten erdgebundenen Radioteleskope zusammensetzt. Wenn die von den
einzelnen Teleskopen aufgenommenen Radiosignale interferometrisch
miteinander kombiniert werden, erzielt dieses Netzwerk die Winkelauflösung
eines virtuellen Einzelteleskops von bis zu 350.000 km Durchmesser; das
entspricht nahezu dem Abstand zwischen Erde und Mond. Das macht
RadioAstron zu dem Teleskop mit der höchsten Winkelauflösung in der
Geschichte der Astronomie. Das RadioAstron-Projekt wird geleitet vom Astro
Space Center des Lebedev-Physicalinstituts der Russischen Akademie der
Wissenschaften und der Lavochkin Scientific and Production Association
unter einem Vertrag mit der russischen Weltraumorganisation ROSCOSMOS, in
Zusammenarbeit mit Partnerorganisationen in Russland und in anderen
Ländern.




[image: ©: Paul Boven (boven@jive.eu). Satellitenbild: Blue Marble Next Generation, mit freundlicher Genehmigung durch NASA Visible Earth (visibleearth.nasa.gov).nasa.gov)]

Radioteleskope im erdgebundenen globalen Netzwerk, die zusammen mit
RadioAstron an den Beobachtungen von Perseus A beteiligt waren.

© Paul Boven (boven@jive.eu). Satellitenbild: Blue Marble Next
Generation, mit freundlicher Genehmigung durch NASA Visible Earth (visibleearth.nasa.gov).nasa.gov)



"Das RadioAstron-Projekt ist stolz darauf, dass die einzigartige
Kombination des russischen Weltraumteleskops mit einigen der größten
erdgebundenen Radioteleskope weltweit es ermöglicht, diese jungen
relativistischen Jets in der unmittelbaren Umgebung von massereichen
Schwarzen Löchern zu untersuchen", kommentiert Professor Yuri Kovalev vom
Lebedev-Institut in Moskau, der Projektwissenschaftler von RadioAstron.

Die beiden Erstautoren innerhalb des Forschungsteams sind Gabriele
Giovannini von der Universität Bologna & dem INAF-Institut in Italien, und
Tuomas Savolainen von der Aalto-Universität & dem
Metsähovi-Radio-Observatorium in Finnland. Autoren vom MPIfR sind Thomas
Krichbaum, Andrei Lobanov und Anton Zensus sowie Tuomas Savolainen und Yuri
Kovalev, beide mit MPIfR-Affiliation.

Yuri Kovalev war als Humboldt-Stipendiat im Bonner Max-Planck-Institut für
Radioastronomie und ist für den Friedrich-Wilhelm-Bessel-Forschungspreis
der Alexander-von-Humboldt-Stiftung ausgewählt.


Originalveröffentlichung:

A wide and collimated radio jet in 3C84 on the scale of a few hundred
gravitational radii, G. Giovannini et al., in: Advance Online Publication
(AOP) auf der Nature Astronomy Website am 2. April 2018. DOI:
10.1038/s41550-018-0431-2. 

https://www.nature.com/natastron/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1664

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Radioastronomie, Norbert Junkes, 03.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/526: Mit dem Vierten sieht man besser - Vieräugiges fossiles Reptil entdeckt (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 02.04.2018

Mit dem Vierten sieht man besser: Vieräugiges fossiles Reptil
entdeckt



Frankfurt, 02.04.2018. Senckenberg-Wissenschaftler haben mit einem
internationalen Team den Nachweis für eine vieräugige Echse erbracht.
Anhand der ausgestorbenen Art Saniwa ensidens zeigen sie, dass der Waran
zu Lebzeiten hinter dem sogenannten "Dritten Auge" ein weiteres
Sinnesorgan besaß. Sie liefern damit den ersten Beleg für ein vieräugiges
höheres Wirbeltier. Die Studie erscheint heute im Fachjournal "Current
Biology".




[image: Bild: © A. Lachmann / Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung / Digimorph.org]

An dem fossilen Waran wurde ein viertes Auge entdeckt.

Bild: © A. Lachmann / Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung / Digimorph.org



Bei vielen Eidechsen und der neuseeländischen Brückenechse ist es
vorhanden: das Scheitelauge, auch als "Drittes Auge" oder Parietalorgan
bekannt. "Ein Scheitelauge war bei den Wirbeltieren des Paläozoikums vor
über 250 Millionen Jahren regulär ausgebildet", erklärt Dr. Krister Smith
vom Senckenberg Forschungsinstitut in Frankfurt und Leiter der Studie. Er
fährt fort: "Die Geschichte des Scheitelauges schien bisher ziemlich
einfach zu sein: Wir sind davon ausgegangen, dass sich dieses Organ im
Laufe der Evolution bei allen höheren Wirbeltieren außer den Eidechsen
zurückgebildet hat." Diese Rückbildung ging mit einem Funktionswechsel zur
Zirbeldrüse einher. Dies scheint aber nach den neuesten Erkenntnissen des
US-amerikanisch-deutschen Teams rund um Smith nicht der Fall gewesen zu
sein: Die von ihnen untersuchte, fossile Waranart Saniwa ensidens besaß
hinter dem dritten Auge sogar ein weiteres primitives viertes Sehorgan.

Das Waranfossil aus dem Eozän von Nordamerika ist etwa 49 Millionen Jahre
alt und bis zu 1,30 Meter lang. Auf dessen Kopf befinden sich die beiden
zusätzlichen Sinnesorgane in einer Mittellinienposition hintereinander auf
der Schädeldecke. Die Position beider Augen widerspricht dem klassischen,
paarigen Modell der Zirbeldrüse. "Wir gehen daher davon aus, dass das
übliche 'Dritte Auge' der Eidechsen nichts mit der Zirbeldrüse zu tun hat.
Die Zirbeldrüse, aus der sich das vierte Auge entwickelte, ist zwar noch
bei Eidechsen vorhanden, befindet sich aber innerhalb des Schädels, wie
bei Säugetieren", erläutert Smith. In ihrer Studie sprechen die Forscher
daher auch von einer "Re-Evolution": Einem Auftreten bereits verschwundener
Merkmale nach sehr langer Zeit. "Ein vergleichbarer Vorgang wäre es
beispielsweise, wenn unsere heutigen Vögel wieder Zähne bekämen", ergänzt
Smith.

Die besondere Entwicklung der Sehorgane bei Echsen hat auch Folgen für die
kommende Forschung. Smith hierzu: "Es stellt sich heraus, dass die
Evolution dieser beiden Organe - Zirbeldrüse und Scheitelauge - durchaus
komplizierter ist, als bisher angenommen. Wir denken, dass Eidechsen eine
besondere Stellung bei der Entwicklung der Augen einnehmen und daher nicht
- wie bisher - als Modellorganismen für andere Wirbeltiere dienen
sollten."


Publikation

Krister T. Smith, Bhart-Anjan S. Bhullar, Gunther Köhler & Jörg
Habersetzer (2018): The Only Known Jawed Vertebrate with Four Eyes and the
Bauplan of the Pineal Complex. Current Biology, DOI

https://doi.org/10.1016/j.cub.2018.02.021

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen, Judith Jördens, 02.04.2018
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





SEISMIK/135: Aquaplaning im Gesteinsuntergrund (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ -
02.04.2018

Aquaplaning im Gesteinsuntergrund



Wasserdruck in der Tiefe löst nach Ansicht von GFZ-Forschern schwere
Erdbeben aus. Mit ihrem neuen mechanischen Modell erklären sie das
schwerste Beben, das je weltweit gemessen wurde. An der Bruchzone hat es
im Dezember 2016 erneut gebebt, was einen Teil der dort angewachsenen
Spannung gelöst haben dürfte.




[image: Abb.: © M. Moreno et al./GFZ]

Die Nazca-Platte schiebt von Westen mit mehr als 6 cm pro Jahr gegen die
Südamerikanische Platte. Dabei werden enorme Spannungen aufgebaut, die sich
in schweren Beben entladen. 

Abb.: © M. Moreno et al./GFZ



Das schwerste Erdbeben, das jemals gemessen wurde, ereignete sich an einem
Herbstsonntag vor 58 Jahren bei Valdivia in Chile. Am 22. Mai 1960 um
15.11 Uhr Ortszeit bebte die Erde dort zehn Minuten lang. Messgeräte
weltweit registrierten eine Momentmagnitude von 9.4 bis 9.6. Mehr als ein
halbes Jahrhundert später, am 25. Dezember 2016, gab es das erste große
Beben, das sich in der gleichen geologischen Bruchzone ereignete. Es hatte
eine Magnitude von 7.6. Ein internationales Team unter Leitung des
Deutschen GeoForschungsZentrums (GFZ) hat jetzt einen Mechanismus
identifiziert, der vermutlich beiden Beben zu Grunde liegt. Marcos Moreno
vom GFZ berichtet darüber gemeinsam mit Kolleginnen und Kollegen in der
Fachzeitschrift "Nature Geoscience". Das Team nutzte für seine Arbeit
nicht nur geologische Daten, sondern auch Radar-Satellitenaufnahmen,
GPS-Messungen und Schwerefeld-Daten.

Der Studie zufolge lag der Bebenherd von 2016 an der unteren Grenze einer
Gesteinsunebenheit, die zwei Erdkrustenplatten miteinander verhakt -
ungefähr so wie bei einem Klettverschluss. Über längere Zeit betrachtet,
bewegt sich die so genannte Nazca-Platte mit 68 Millimetern pro Jahr gegen
die Südamerikanische Platte und taucht unter diese ab - sie wird
"subduziert". Dieser Vorgang geschieht aber nicht gleichmäßig, sondern in
Etappen: Die meiste Zeit sind die beiden Erdplatten an den jeweiligen
Grenzen der Platten ineinander verhakt, während die weiter entfernten
Regionen weiter "schieben". Dadurch baut sich eine enorme Spannung auf,
der sich immer wieder plötzlich in gewaltigen Erdbeben entlädt. Den
Ergebnissen des Teams zufolge hatte das 1960-er Beben seinen Ursprung an
der oberen Grenze der verhakten Zone. Die Bruchzone ist seitdem wieder
"verheilt".

In ihrer Arbeit stellen die Forscherinnen und Forscher ein mechanisches
Modell vor, wonach sich die größte Spannung an der unteren Grenze der
Unebenheiten nach und nach aufbaut. Das 2016-er Beben löste diese
Spannung. Je nach Ausmaß der Unebenheit, und abhängig von den
Reibungsparametern an den Grenzflächen beider Platten, prognostiziert das
mechanische Modell des Teams die Zeitdauer, in der es zu erneuten Brüchen
in der Tiefe oder in flacheren Zonen kommt.




[image: Abb.: © M. Moreno et al./GFZ]

Das Bild zeigt die Zone, wo die Platten verhakt ("locked") sind und wo es
1960 in geringer Tiefe ("shallow") bebte und 2016 in größerer Tiefe zu
einem Beben kam.

Abb.: © M. Moreno et al./GFZ



Die Spanne von 56 Jahren zwischen beiden großen Beben weist nach dem
Modell darauf hin, dass der Druck von Flüssigkeiten (hauptsächlich Wasser)
an der Untergrenze der verhakten Zone dem des umgebenden Gesteins - dem so
genannten lithostatischen Druck - nahekommt. Dagegen ist der Wasserdruck
an der oberen Grenze etwas niedriger. Steigt nun der Wasserdruck so hoch,
dass er dem lithostatischen Druck gleichkommt, dann setzt ein Effekt wie
Aquaplaning ein und das verhakte Gestein löst sich - mit potenziell
verheerenden Folgen.

Die Forscherinnen und Forscher gehen davon aus, dass sich ihr Modell auch
auf andere Subduktionszonen weltweit anwenden lässt, wo gegenwärtig
Erdkrustenplatten miteinander verhakt sind.



Titel der Originalarbeit in "Nature Geoscience" von Marcos Moreno et al.:
Chilean megathrust earthquake recurrence linked to frictional contrast at
depth

DOI: 10.1038/s41561-018-0089-5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution42
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Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ,
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FORSCHUNG/1464: Ein "Schweizer Taschenmesser" für Elektronenstrahlen - vier Geräte in einem (idw)


Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY - 03.04.2018

Ein "Schweizer Taschenmesser" für Elektronenstrahlen - vier Geräte in
einem



Forscher bei DESY haben einen Mini-Teilchenbeschleuniger gebaut, der auf
Knopfdruck vier verschiedene Funktionen ausführen kann. Das experimentelle
Gerät namens STEAM wird mit Terahertz-Strahlung betrieben und kann
Elektronenpakete beschleunigen, komprimieren, fokussieren und analysieren.
Seine aktive Struktur ist dabei nur einige Millimeter groß. Die Entwickler
vom Center for Free-Electron Laser Science (CFEL) stellen ihren "Segmented
Terahertz Electron Accelerator and Manipulator" (STEAM) in der aktuellen
Ausgabe des Fachblatts "Nature Photonics" vor. Terahertz-Strahlung liegt
im elektromagnetischen Spektrum zwischen Mikrowellen und dem Infrarot.




[image: Bild: © DESY, Gesine Born]

STEAM im Vergleich zu einem Spielzeugauto: Das Multifunktionsgerät ist nur
rund zwei Zentimeter groß. Der eintreffende und ausgehende Elektronenstrahl
ist symbolisiert dargestellt. 

Bild: © DESY, Gesine Born



Eine der zentralen Eigenschaften des neuartigen Geräts ist die perfekte
zeitliche Abstimmung mit dem Elektronenstrahl. Diese beruht darauf, das
mit jeweils demselben Laser-Puls sowohl ein Elektronenpaket erzeugt als
auch das Gerät betrieben wird. "Wir starten mit einem infraroten
Laser-Puls und teilen ihn auf", erläutert der Hauptautor der
Veröffentlichung, Dongfang Zhang aus der CFEL-Gruppe von Franz Kärtner.
"Beide Teile werden durch nichtlineare Kristalle geleitet, die die
Laser-Wellenlänge verschieben: Für die Erzeugung des Elektronenpakets wird
die Wellenlänge des Lasers ins Ultraviolette verkürzt und der Laser auf
eine Photokathode geleitet, aus der er die Elektronenpakete herauslöst. Für
STEAM wird die Wellenlänge in den Terahertz-Bereich verlängert. Das Timing
zwischen beiden Teilen des ursprünglichen Laser-Pulses hängt dabei nur von
der Länge des Wegs ab, den sie nehmen, und lässt sich sehr genau
einstellen."

Auf diese Weise können die Wissenschaftler sehr genau kontrollieren, bei
welchem Zustand des wechselnden Terahertz-Feldes ein Elektronenpaket im
Gerät eintrifft. Je nach der genauen Ankunftszeit führt STEAM dann seine
unterschiedlichen Funktionen aus. "Ein Elektronenpaket, das den negativen
Teil des elektrischen Terahertz-Feldes triftt, wird beispielsweise
beschleunigt", erläutert Zhang. "Andere Teile des Feldes führen zum
Fokussieren oder gezielten Defokussieren des Pakets oder zu einer
Komprimierung um ungefähr den Faktor Zehn." Komprimierung bedeutet dabei
ein Zusammenstauchen des Elektronenpakets in Flugrichtung, während bei der
Fokussierung der Durchmesser des Pakets senkrecht zur Flugrichtung
schrumpft.

Darüber hinaus ermöglicht STEAM eine Untersuchung der Struktur des
Elektronenpakets entlang der Flugrichtung. Dafür wird das Paket seitlich
aufgefächert. Wenn das aufegfächerte Paket einen Detektor trifft, entsteht
ein Profil entlang der Längsachse des Pakets. Diese Methode heißt
Streaking und wird regelmäßig für die Analyse von Elektronenpaketen in
Teilchenbeschleunigern eingesetzt. STEAM kann zusätzlich zu seinen drei
anderen Funktionen auch Elektronenpakete für das Streaking passend
auffächern. "STEAM ist eine Art Schweizer Taschenmesser für
Elektronenstrahlen", sagt Zhang. Um verschiedene Funktionen an demselben
Elektronenpaket auszuführen, lassen sich mehrere der Geräte kombinieren.

Der Einsatz von Terahertz-Strahlung ist dabei auch verantwortlich für die
kompakte Bauweise des experimentellen Manipulators. "Terahertz-Strahlung
hat typischerweise eine hundertmal kleinere Wellenlänge als die
Radiofrequenz-Strahlung, die in den großen Teilchenbeschleunigern heute
eingesetzt wird. Daher lassen sich alle Strukturen in dem Gerät
entsprechend schrumpfen", erläutert Kärtner, der Leitender Wissenschaftler
bei DESY und Professor an der Universität Hamburg ist. Mit nur etwas mehr
als zwei Zentimetern Breite passt STEAM leicht in eine
Streichholzschachtel. "Und das ist nur das Gehäuse. Die aktiven Strukturen
liegen auf der Millimeterskala", ergänzt Zhang.

Die STEAM-Technologie befindet sich noch in einem experimentellen Stadium.
Die Entwickler sehen STEAM als einen ersten wichtigen Schritt auf dem Weg
zu einer künftigen Generation kompakter Terahertz-Elektronenbeschleuniger,
die heutige Anlagen ergänzen und ganz neue Anwendungen ermöglichen kann.
Der Mini-Manipulator kann aber bereits heute Anwendung finden,
Beschleuniger-Forscher rund um den Globus haben bereits Interesse für
einen Einsatz zur Untersuchung ihrer Elektronenpakete signalisiert, wie
Kärtner betont. "STEAM kann für zukünftige Tisch-Beschleuniger benutzt
werden, aber seine verschiedenen Funktionen sind auch für existierende
Anlagen interessant."



DESY zählt zu den weltweit führenden Beschleunigerzentren und erforscht
die Struktur und Funktion von Materie - vom Wechselspiel kleinster
Elementarteilchen, dem Verhalten neuartiger Nanowerkstoffe und
lebenswichtiger Biomoleküle bis hin zu den großen Rätseln des Universums.
Die Teilchenbeschleuniger und die Nachweisinstrumente, die DESY an seinen
Standorten in Hamburg und Zeuthen entwickelt und baut, sind einzigartige
Werkzeuge für die Forschung. DESY ist Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft
und wird zu 90 Prozent vom Bundesministerium für Bildung und Forschung und
zu 10 Prozent von den Ländern Hamburg und Brandenburg finanziert.


Originalveröffentlichung

Segmented Terahertz Electron Accelerator and Manipulator (STEAM); Dongfang
Zhang, Arya Fallahi, Michael Hemmer, Xiaojun Wu, Moein Fakhari, Yi Hua,
Huseyin Cankaya, Anne-Laure Calendron, Luis E. Zapata, Nicholas H. Matlis
and Franz X. Kärtner; "Nature Photonics", 2018; DOI:
10.1038/s41566-018-0138-z

https://www.nature.com/articles/s41566-018-0138-z

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution31
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY, Dr. Thomas Zoufal, 03.04.2018
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ENERGIE/1550: Literaturhinweis - Kraftwerkskomponenten gezielter prüfen (idw)


FIZ Karlsruhe - Leibniz-Institut für Informationsinfrastruktur GmbH,
- 03.04.2018

Kraftwerkskomponenten gezielter prüfen



Klassische Kraftwerke auf Basis von Kohle und Erdgas müssen künftig
deutlich flexibler arbeiten als bisher üblich. Ein Grund ist der enge
Verbund mit der Stromeinspeisung aus erneuerbaren Energien, durch den
die Kraftwerke häufiger unter Teillast laufen. Das beansprucht die
Komponenten stärker und anders als sie ursprünglich ausgelegt wurden. Das
neue BINE-Projektinfo "Materialbelastung in flexiblen Kraftwerken"
(01/2018) stellt ein neues Untersuchungs- und Bewertungskonzept für
Kraftwerke mit wechselnden Lasten vor.

Inspektionen an die tatsächliche Belastung anpassen



Damit sind Betreiber und Überwachungsinstitutionen - ohne bei der
Sicherheit Abstriche zu machen - in der Lage, die Stabilität von
Komponenten gegenüber Schädigungen exakter zu berechnen.

Bisher waren klassische Kraftwerke für den Volllastbetrieb bei
gleichbleibenden Druck- und Temperaturverhältnissen ausgelegt. Wenn
sie künftig aber nur noch den durch die Erneuerbaren nicht abgedeckten
Strombedarf produzieren sollen, bedeutet das eine neue, flexible
Betriebsweise. Für alle Komponenten heißt das: mehr Teillast, mehr An-
und Abfahrzyklen und mehr extreme und schnelle Temperaturwechsel.
Wissenschaftler haben daher die Belastungen von dickwandigen
Kraftwerkskomponenten unter den zyklischen Temperaturänderungen
untersucht. Dabei haben sie eine neue Methode zur bruchmechanischen
Schadenstoleranzanalyse entwickelt und getestet. Die Ergebnisse flossen
auch in den Entwurf einer neuen Richtlinie zum bruchmechanischen Konzept
ein, die sich derzeit in der Validierungsphase befindet.

Die Ergebnisse sind für die wirtschaftliche Kalkulation der
Kraftwerksbetreiber wichtig, weil der häufigere Teillastbetrieb höhere
Instandhaltungskosten verursacht, aber gleichzeitig die Einnahmen durch
Stromverkauf geringer ausfallen als unter Volllastbetrieb. Das
Forschungsprojekt hat der TÜV Nord gemeinsam mit der Universität Rostock
und dem Forschungszentrum Jülich durchgeführt.

Das BINE-Projektinfo ist kostenfrei beim BINE Informationsdienst von
FIZ Karlsruhe erhältlich - unter www.bine.info oder 0228 - 92379-0.



BINE Informationsdienst ist ein Service von FIZ Karlsruhe und wird vom
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) gefördert.

FIZ Karlsruhe - Leibniz-Institut für Informationsinfrastruktur ist eine
gemeinnützige Gesellschaft, die im öffentlichen Auftrag weltweit
publizierte wissenschaftliche Information zugänglich macht und
entsprechende Dienstleistungen zur Verfügung stellt. FIZ Karlsruhe
hat die Aufgabe, den nationalen und internationalen Wissenstransfer
und die Innovationsförderung zu unterstützen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution228

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

FIZ Karlsruhe - Leibniz-Institut für Informationsinfrastruktur GmbH,

Rüdiger Mack, 03.04.2018
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WERKSTOFFE/1057: Forschungsverbund zu Perowskit-Solarzellen (idw)


Universität Konstanz - 03.04.2018

Forschungsverbund zu Perowskit-Solarzellen

Deutsche Forschungsgemeinschaft bewilligt Schwerpunktprogramm zur
Erforschung des Materials Perowskit für Solarzellen - Koordination durch
Konstanzer Physiker Prof. Dr. Lukas Schmidt-Mende



Als aussichtsreiches Material für eine neue Generation an Solarzellen
gelten bestimmte Gruppen der sogenannten Perowskite, ein Hybridmaterial
aus organischen und anorganischen Materialien. Diese Perowskite bieten
nicht nur einen vergleichbar hohen Wirkungsgrad wie die etablierten
Solarzellen aus Silizium, sondern sind zudem einfacher in der Herstellung
und Verarbeitung. Zur grundlegenden Erforschung von Perowskit-Halbleitern
bewilligte die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) nun ein
Schwerpunktprogramm unter Koordination von Prof. Dr. Lukas Schmidt-Mende,
Professor für Hybride Nanostrukturen an der Universität Konstanz. Unter
dem Titel "Perowskit-Halbleiter: Von fundamentalen Eigenschaften zur
Anwendung" wird das Schwerpunktprogramm von der DFG mit jährlich rund 2,3
Millionen Euro gefördert werden, für einen Zeitraum von bis zu sechs
Jahren.

Beteiligt sein werden Universitäten und Forschungseinrichtungen aus ganz
Deutschland, aber auch aus Oxford (Großbritannien) sowie aus der Schweiz.
Das Schwerpunktprogramm wird damit zu den europaweit größten
Forschungsverbünden im Bereich der Perowskit-Forschung zählen.

Die Perowskite im Mittelpunkt der Forschung besitzen eine entscheidende
Eigenschaft: Sie können aus einer Lösung - also in flüssiger Form - bei
niedrigen Temperaturen verarbeitet werden. Auf diese Weise können sie als
Film auf Flächen aufgestrichen werden, was die Herstellung von Solarzellen
wesentlich vereinfacht. "Noch vor sechs Jahren wäre es nicht denkbar
gewesen, mit einem lösungsprozessierten Halbleiter Solarzellen mit hohen
Wirkungsgraden zu erzielen, die konkurrenzfähig zu Silizium sind. Mit
diesen Perowskiten wurde das nun erreicht", schildert Prof. Dr. Lukas
Schmidt-Mende.

Solche als Lösung hergestellten Solarzellen unterliegen typischerweise dem
Problem, dass ihre Materialstruktur auf Nanoebene eine hohe Zahl an
Defekten aufweist und in diesem Sinne keinen hohen "Reinheitsgrad"
besitzt. "Dass diese Perowskite trotzdem einen so hohen Wirkungsgrad
erbringen, ist das Spannende daran: Sie müssen eine sehr hohe
Defekttoleranz besitzen, so dass vorhandene Defekte wenig ausmachen",
erläutert Lukas Schmidt-Mende und zählt die entscheidenden
Forschungsfragen auf: "Was macht diese Perowskite zu solch einem
besonderen Material? Wieso funktionieren sie so gut, trotz aller Defekte?
Wie können sie noch verbessert werden? Gibt es andere Materialien, die
nach ähnlichem Prinzip funktionieren? Das werden Schlüsselfragen sein, mit
denen sich das Schwerpunktprogramm in den nächsten Jahren beschäftigen
wird."

Die Perowskit-Forschung zählt zu den aktuell besonders stark wachsenden
Bereichen der Materialwissenschaft. "Die Idee des Schwerpunktprogrammes
ist, ein starkes Netzwerk zu schaffen, das die Forschung weiter
voranbringt, als wenn einzelne Gruppen jeweils für sich arbeiten", so
Lukas Schmidt-Mende. Das Schwerpunktprogramm ist grundsätzlich
interdisziplinär aufgestellt und hat seinen Kern in den Fachbereichen
Physik und Chemie. Die Auswahl der konkreten Teilprojekte, die im Rahmen
des Schwerpunktprogrammes gefördert werden, wird voraussichtlich bis
Anfang 2019 erfolgen.

Faktenübersicht:


	Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) bewilligt Schwerpunktprogramm "Perowskit-Halbleiter: Von fundamentalen Eigenschaften zur Anwendung".

	Bestimmte Perowskite gelten als aussichtsreiches Material für eine neue Generation von Solarzellen, mit hohem Wirkungsgrad und hoher Defekttoleranz. Sie können aus einer Lösung verarbeitet werden, was die Herstellung von Solarzellen vereinfacht.

	Koordiniert seitens der Universität Konstanz.
 Koordinator: Prof. Dr. Lukas Schmidt-Mende, Professor für Hybride Nanostrukturen an der Universität Konstanz.

	Förderhöhe: Jährlich rund 2,3 Millionen Euro, für einen Zeitraum von bis zu sechs Jahren.

	Beteiligte Universitäten und Forschungseinrichtungen aus ganz Deutschland, aus Oxford (Großbritannien) sowie aus der Schweiz.

	Die Auswahl der geförderten Teilprojekte wird voraussichtlich bis Anfang 2019 erfolgen.



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1282
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Quelle:
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Universität Konstanz, Julia Wandt, 03.04.2018
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AUSSEN/2024: Syrienkonferenz - Hoffnung auf Frieden schwindet


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. April 2018

Syrienkonferenz: Hoffnung auf Frieden schwindet



Zur heute in Ankara stattfindenden Syrienkonferenz erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Die heute in Ankara stattfindende Syrienkonferenz lässt nicht auf einen baldigen Frieden in Syrien hoffen. Mit der Türkei, Russland, Iran und Syrien sitzen die Beteiligten des Konflikts am Tisch, die die Gewaltspirale immer weiterdrehen und sich nicht an die vereinbarte Waffenruhe halten. Die Interessenlage der Akteure kann unterschiedlicher nicht sein. Erdogan hat bereits angekündigt, dass es eine Zukunft in Syrien nur ohne Machthaber Assad geben kann. Der Iran und Russland stützen das Regime, um ihren Einfluss in der Region zu sichern. Die unterschiedlichen Interessenskonflikte werden auf dem Rücken der Zivilbevölkerung ausgetragen und verschärfen das Leid dramatisch. Die in Ankara vereinbarten "Deeskalationszonen" sind daher blanker Hohn.

Nachdem das syrische Regime mit der Unterstützung seiner Verbündeten Ost-Ghouta in Schutt und Asche gelegt hat, droht der Kampf um Idlib die nächste humanitäre Katastrophe in Syrien zu werden. Die "Deeskalationszone" um Idlib wird durch die Türkei kontrolliert, es ist jedoch davon auszugehen, dass Assad versuchen wird, nach Daraa und Qualamoun auch Idlib unter seine Kontrolle zu bringen. Bereits jetzt leben tausende Vertriebene in dieser Region und sie können nirgendwo hin, da die Türkei die Grenze geschlossen hält.

Die Internationale Gemeinschaft muss jetzt entschlossen handeln, um eine weitere Katastrophe wie in Aleppo und Ghouta zu verhindern. Spätestens jetzt zeigt sich, wie falsch der Flüchtlingsdeal mit der Türkei ist. Menschenrechtsorganisationen berichten von Schüssen auf Flüchtlinge, die die Grenze in die Türkei überqueren wollen und Präsident Erdogan plant einen Teil der 3,5 Millionen syrischen Flüchtlinge in den von der Türkei kontrollierten Gebieten anzusiedeln.

Die Bundesregierung muss erklären, wie sie sich im Fall einer Zuspitzung der Lage in Idlib verhalten will.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. April 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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AUSSEN/2023: Martin-Luther-King-Gedenken - Unvollendet in Trumps Amerika




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. April 2018

Martin-Luther-King-Gedenken - Unvollendet in Trumps Amerika
 

Anlässlich des 50. Todestages des amerikanischen Bürgerrechtlers Martin Luther King erklärt Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Mit Martin Luther King gedenken wir einer Ikone des gewaltfreien Widerstands. King hat als Bürgerrechtler gegen Rassismus, gegen Armut, und für eine gerechtere Gesellschaft gekämpft. Sein Engagement hat die USA verändert und Aktivistinnen und Aktivisten in der ganzen Welt inspiriert. Als er mit 39 Jahren ermordet wurde, war sein Traum noch nicht Wirklichkeit. King bleibt unvollendet. Viele Missstände von damals sind bis heute nicht überwunden. Noch immer gibt es in den USA drastische Einkommensunterschiede zwischen Schwarzen und Weißen. Noch immer werden Schwarze Opfer von Polizeigewalt. Und der US-Präsident verteidigt weiße Nationalisten als "sehr feine Leute". Donald Trump verschärft die Spaltung Amerikas statt das Land zu einen. Mit seinem Wahlspruch "Make America Great Again" sehnt er sich zurück in die Zeit, die Martin Luther King bekämpft hat. Wenn der Präsident dem Bürgerrechtler heute gedenkt, ist das pure Heuchelei.

Kings Anliegen bleibt aktuell: "Ungerechtigkeit an irgendeinem Ort bedroht die Gerechtigkeit an jedem anderen". Diese Ungerechtigkeit gilt es weiter zu bekämpfen - gerade in Zeiten von Trump.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. April 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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BILDUNG/890: Ausbildung garantieren - Fachkräfte sichern




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. April 2018

Ausbildung garantieren - Fachkräfte sichern

 
Zur Veröffentlichung des Berufsbildungsberichts 2018 erklärt Beate Walter-Rosenheimer, Sprecherin für Jugendpolitik und Ausbildung:
 
Die aktuellen Zahlen zum Ausbildungsmarkt müssen für Politik und Wirtschaft ein Warnruf sein. Die Betriebe müssen ihre Ausbildungen deutlich attraktiver machen. Aber auch für die neue Bildungsministerin ist das ein Auftrag. Anja Karliczek muss beweisen, dass sie es ernster mit der beruflichen Bildung meint als ihre Vorgängerin. Die Bildungsrepublik und der Wirtschaftsstandort Deutschland brauchen eine wirksame Ausbildungsgarantie, klischeefreie Berufsberatung an allen Schulformen, den Ausbau von Jugendberufsagenturen, eine faire Mindestausbildungsvergütung und ein kräftiges Investitionsprogramm für die beruflichen Schulen.
 
Deutschland braucht einen Berufsbildungspakt für Fachkräfte. Digitalisierung im Klassenzimmer und an der Werkbank, die Gleichwertigkeit der Bildungswege und die Integration von Geflüchteten können nur erfolgreich gemeistert werden, wenn sich Politik, Wirtschaft und Gewerkschaften als Verantwortungsgemeinschaft begreifen. Sie müssen die berufliche Bildung gemeinsam ins 21. Jahrhundert heben. Damit das duale System sein gesamtes Potenzial entfalten kann, müssen Bildungsgerechtigkeit und Fachkräftesicherung zusammen gedacht werden. Jugendliche brauchen direkte Wege in die Ausbildung. Betriebe brauchen gut ausgebildetes Personal.
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. April 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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INNEN/3077: Zu Berichten über den Entwurf des Bundesinnenministeriums für ein "Familiennachzugsneuregelungsgesetz" 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. April 2018

Zu Berichten über den Entwurf des Bundesinnenministeriums für ein "Familiennachzugsneuregelungsgesetz" erklärt Luise Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik:



"Wenn sich die ersten Meldungen über den Entwurf zur Neuregelung des Familiennachzugs bewahrheiten, dann wird es noch schlimmer, als befürchtet.

Der Kreis der Nachzugsberechtigten darin ist viel zu eng und lässt Geschwister zurück. Nur wer weiß, dass seine Familie in Sicherheit lebt, wird sich schnell in Deutschland integrieren können. Minister Seehofer erreicht mit dem Gesetzentwurf das Gegenteil dessen, was gute Integration möglich macht.

Sollte es eine Verknüpfung des Nachzugsrechts aus humanitären Gründen mit der Eigensicherung des Lebensunterhalts geben, wäre das absurd und geht weit an der Lebensrealität von Schutzsuchenden vorbei. Es dauert seine Zeit, bis Sprache erlernt wird und Abschlüsse anerkannt werden. Mit dieser Regelung würde durch die Hintertür das Kontingent weiter reduziert.

Ich fordere die SPD auf, sich den Plänen wenigstens dieses Mal entgegen zu stellen und Nachbesserungen zu erwirken.

Als Grüne bleiben wir dabei: Das Grundrecht auf Zusammenleben der Familie gilt nicht nur für Deutsche."
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SOZIALES/1894: Kindergrundsicherung statt Hartz IV für Kinder und Jugendliche


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. April 2018

Kindergrundsicherung statt Hartz IV für Kinder und Jugendliche



Zu den jüngsten Zahlen der Bundesagentur für Arbeit zu Kindern in Hartz IV-Bezug erklären Katja Dörner, Stellvertretende Fraktionsvorsitzende, und Sven Lehmann, Sprecher für Sozialpolitik:

Die Wahrscheinlichkeit für Kinder, in Hartz IV aufzuwachsen, ist wieder gestiegen und erreicht mit über zwei Millionen Kindern im Hartz IV-Bezug einen desaströsen Höchststand. Weder der wirtschaftliche Aufschwung noch die sinkende Arbeitslosenzahl hat die hohe Kinderarmut verringert. Es braucht neue politische Antworten zur Beseitigung der Kinderarmut. Die Große Koalition macht jedoch da weiter, wo sie 2017 aufgehört hat: statt gezielter Maßnahmen zur Bekämpfung von Kinderarmut gibt sie Geld mit der Gießkanne aus. Die geplante Kindergelderhöhung geht an armen Familien vorbei, denn das Kindergeld wird auf Hartz IV angerechnet. Die Reform des Kinderzuschlags bleibt halbherzig.

Deutschland braucht eine Regierung, die die Bekämpfung von Kinderarmut endlich ernst nimmt und Kinderarmut beseitigt. Kinder und Jugendliche sind keine kleinen Erwerbslosen. Sie gehören nicht in das Hartz IV-Regime des Förderns und Forderns. Wir brauchen ein neues System der Existenzsicherung für Kinder und Jugendliche, welches ihre Rechte und Interessen in den Mittelpunkt stellt und Teilhabe für alle Kinder garantiert. Wir Grüne fordern daher die Einführung einer existenzsichernden Kindergrundsicherung, die Kinderarmut wirksam reduziert.
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ARBEIT/1775: Abschaffung des Acht-Stunden-Tags weder notwendig noch im Interesse der Beschäftigten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. April 2018

Abschaffung des Acht-Stunden-Tags weder notwendig noch im Interesse der Beschäftigten



"Die Forderungen der Arbeitgeberverbände, den Acht-Stunden-Tag und die gesetzlichen Ruhezeiten aufzuweichen, stellen massive Angriffe auf die Rechte der Beschäftigten dar. Hierbei wird die Digitalisierung als Drohkulisse missbraucht, um auf die Politik Druck auszuüben", erklärt Jessica Tatti, Sprecherin der Fraktion DIE LINKE für Arbeit 4.0, zur Forderung der Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände nach mehr Flexibilisierung der Arbeitszeitregeln. Tatti weiter:

"Die Behauptung, das heutige Arbeitszeitgesetz sei starr, ist schlicht unwahr und geht an der betrieblichen Praxis komplett vorbei: Zig Betriebsvereinbarungen zu Langzeitkonten, Vertrauensarbeitszeit, flexiblen Arbeitszeiten oder Schichtsystemen belegen, dass Flexibilität in den Betrieben bereits gelebt wird. Die Abschaffung des Acht-Stunden-Tags ist weder notwendig noch im Interesse der Beschäftigten. Sie birgt stattdessen das gravierende Risiko, dass Arbeitgeber immer stärker in die Freizeit der Beschäftigten eingreifen, gerade weil online jederzeit hier und da Arbeit erledigt werden kann, selbst von zu Hause aus. Eine zunehmende Entgrenzung der Arbeitszeit wäre die Folge. Beschäftigte müssen ein Recht auf Feierabend haben, damit ungestörte Zeit für sich, Erholung und die Familie bleibt."

 * 
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AUSSEN/1694: Politische Lösung in Syrien unterstützen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. April 2018

Politische Lösung in Syrien unterstützen



"Der heute stattfindende Dreiergipfel der Initiatoren des Astana- und Sotschi-Prozesses kann ein Schritt für eine politische Lösung in Syrien werden, wenn dadurch ein umfassender Waffenstillstand in ganz Syrien befördert wird. Die Bundesregierung sollte diesen Prozess durch eine Beendigung der Rüstungsexporte in die Region und ein Verbot islamistischer Terrorgruppen, wie der sogenannten 'Freien Syrischen Armee' (FSA), in Deutschland unterstützen. Wer dagegen den Versuch, politische Lösungen zu finden, als 'Kriegsgipfel' denunziert, wie der neue Staatsminister Annen, stellt die deutsche Außenpolitik weiter ins Abseits und setzt offenbar selbst nur auf Krieg", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Alle innersyrischen Konfliktparteien, die sich den internationalen Vereinbarungen eines säkularen, demokratischen und souveränen Syriens verpflichtet sehen, müssen in den politischen Prozess, der in die UN-Verhandlungen in Genf überführt werden soll, einbezogen werden. Dazu gehören auch die Vertreter der Kurdinnen und Kurden in Syrien. Eine demokratische Zukunft für Syrien kann nur durch eine breite Beteiligung zivilgesellschaftlicher Gruppen am Verhandlungsprozess erreicht werden.

Den Plänen der Türkei, den Norden Syriens dauerhaft zu besetzen, die Minderheiten von dort zu vertreiben und in sogenannten Schutzzonen dafür Kämpfer islamistischer Mörderbanden und deren Familien anzusiedeln, muss eine klare Absage erteilt werden. Dazu gehört ein Stopp der Rüstungsexporte in die Türkei durch die Bundesregierung.

Das völkerrechtswidrige Bundeswehrmandat für Syrien ist vor dem Hintergrund der internationalen Verpflichtungen für ein souveränes Syrien, wie auch der Verletzungen des humanitären Kriegsvölkerrechts durch die NATO-Luftangriffe in Syrien zu beenden."
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AUSSEN/1693: Unabhängige Untersuchung und faktenbasierte Aufklärung im "Fall Skripal" überfällig


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. April 2018

Unabhängige Untersuchung und faktenbasierte Aufklärung im "Fall Skripal" überfällig



"Unabhängige unvoreingenommene Untersuchungen im Fall des Giftanschlags auf den früheren Doppelagenten Sergej Skripal und dessen Tochter sind unabdingbar und überfällig. Statt weiterer Vorverurteilungen und Schuldzuweisungen braucht es faktenbasierte Aufklärung durch die dafür zuständige Organisation für ein Verbot der Chemiewaffen (OPCW)", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Notwendig ist eine lückenlose Aufklärung des Giftanschlags in Salisbury, wozu auch eine seriöse und rasche Beantwortung der von Russland an die OPCW gestellten Fragen gehört. Die genaue Herkunft des eingesetzten Nervengiftes ist nach wie vor unklar, wie britische Experten einräumen. Die Erklärung einer bedingungslosen Solidarität mit Großbritannien durch die Bundesregierung und die Ausweisung russischer Diplomaten sind ganz offensichtlich politisch motiviert und nicht faktenbasiert, wie von Außenminister Heiko Maas zuvor behauptet. Das ist das Gegenteil einer verantwortungsvollen Außenpolitik. Diese brandgefährliche und verfehlte Eskalationsstrategie der Bundesregierung muss dringend beendet werden. Sie führt uns in einen neuen Kalten Krieg und setzt unsere Sicherheit aufs Spiel.

Es ist nicht hinnehmbar, dass die Bundesregierung den Deutschen Bundestag über die ihr vorliegenden Informationen im Fall Skripal bis heute nicht umfassend unterrichtet hat. Die Bundesregierung muss die OPCW-Experten jetzt nach allen Kräften unterstützen und eine politische Einmischung in die Untersuchungen verhindern helfen."
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BILDUNG/884: Soziale Lage der Azubis verbessern - Mindestausbildungsvergütung jetzt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. April 2018

Soziale Lage der Azubis verbessern - Mindestausbildungsvergütung jetzt



"Wenn über 25 Prozent der Ausbildungen abgebrochen werden, besteht dringender Handlungsbedarf. Wir brauchen schleunigst eine für alle geltende Mindestausbildungsvergütung und ein elternunabhängiges Mindestausbildungsgeld für anerkannte Schulberufe, mehr Ausbildungsqualität und mehr Rechtssicherheit für die Auszubildenden", erklärt Birke Bull-Bischoff, bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zu den bisher bekannt gewordenen Ergebnissen des Berufsbildungsberichts 2018. Die Abgeordnete weiter:

"146.000 Ausbildungsverträge werden vorzeitig aufgelöst, im Durchschnitt bricht jeder vierte Azubi ab. Daneben verlieren viele junge Menschen ohne einen Ausbildungsplatz im sogenannten Übergangssystem wichtige Zeit und können sich ihren Wunsch nach einer guten Berufsausbildung nicht erfüllen. Zahlreiche Ausbildungsplätze bleiben leer.

DIE LINKE setzt sich für ein einklagbares Recht auf eine gebührenfreie und voll qualifizierende Ausbildung für alle ein. Auszubildende brauchen eine Mindestausbildungsvergütung, die ein Leben unabhängig von den Eltern ermöglicht. Wir wollen eine solidarische Umlagefinanzierung, die alle Betriebe in die Pflicht nimmt, damit ausreichend duale und qualitativ hochwertige Ausbildungsplätze geschaffen werden. Daran müssen sich alle Unternehmen beteiligen und richtige Anreize schaffen. Fachkräfte brauchen sie alle. Noch zu wenige Unternehmen, die ausbilden, lassen sich auf Jugendliche mit schlechteren Startchancen ein und verbauen sich damit ihren potenziellen Fachkräftenachwuchs.

Auch die Qualität der Ausbildung muss verbessert werden. Das geht unter anderem durch mehr Mitbestimmung der Azubis in den Unternehmen, geeignete Betreuungsschlüssel und ein verbessertes Beschwerdemanagement. Wir brauchen eine umfassende Novellierung des Berufsbildungsgesetzes."
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GESUNDHEIT/1003: Für eine neue Fehlerkultur bei medizinischen Behandlungen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. April 2018

Für eine neue Fehlerkultur bei medizinischen Behandlungen



"Für Geschädigte gleicht die Auseinandersetzung mit dem Arzt oder Krankenhaus noch immer dem Kampf von David gegen Goliath. Die wenigsten wagen bei Verdacht auf einen Behandlungsfehler die Auseinandersetzung vor Schlichtungsstellen oder Gerichten. Das ist verständlich, haben diese Menschen doch mit ihrer Erkrankung und dem vermuteten Schaden aus der Behandlung zu kämpfen. Hinzu kommt, dass sie den Nachweis über den Behandlungsfehler meist selbst erbringen müssen. Die Patientenrechte müssen dringend verbessert werden, um in den Verhandlungen Chancengleichheit zu gewährleisten. Die Beweislast darf nicht länger einseitig bei den Patientinnen und Patienten liegen", kommentiert Harald Weinberg, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, den von der Bundesärztekammer vorgestellten Bericht zur Arbeit der Schlichtungsstellen. Harald Weinberg weiter:

"Fehler sind Teil menschlichen Handelns. Um sie zu vermeiden, sind ein offener Umgang und eine Entstigmatisierung notwendig. Ein besseres Fehlermanagement und anonyme Fehlermeldesysteme können zu einer besseren Fehlerkultur beitragen. Für besonders schwere Fälle sollte ein Entschädigungsfonds eingerichtet werden. Die Schlichtungsstellen dürfen nicht länger von den Haftpflichtversicherungen der Ärztinnen und Ärzte beeinflusst werden, sie müssen unabhängig finanziert und organisiert werden. Denn medizinische Gutachten entscheiden häufig über den Prozessausgang. Wir fordern daher, die Unabhängigkeit und Qualität gesetzlich zu sichern."
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GESUNDHEIT/1002: Zuckerbomben klar kennzeichnen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. April 2018

Zuckerbomben klar kennzeichnen



"Die heutigen Nährwertangaben der Lebensmittel sind unzureichend und teilweise irreführend. Wir brauchen eine klare Kennzeichnung nach dem Ampelprinzip. Der Gehalt an Zucker, Salz und Fett muss auf der Vorderseite von Lebensmittelverpackungen farblich markiert werden, damit jeder schnell und einfach vergleichen kann", erklärt Amira Mohamed Ali, Sprecherin der Fraktion DIE LINKE für Verbraucherschutz, anlässlich der Vorstellung des neuen Foodwatch-Reports zu zuckerhaltigen Getränken. Mohamed Ali weiter:

"Neben einer besseren Kennzeichnung von Lebensmitteln brauchen wir auch dringend mehr Aufklärung. Fettleibigkeit und die sogenannte Zuckerkrankheit - Diabetes mellitus - sind in Deutschland zu Volkskrankheiten geworden. Zwei Drittel der erwachsenen Männer und die Hälfte der Frauen sind übergewichtig. Auch die Zahl der betroffenen Kinder steigt von Jahr zu Jahr. Jedes sechste Kind hat bereits ungesundes Übergewicht. Diese Entwicklung muss dringend gestoppt werden. Es ist höchste Zeit, dass das Thema gesunde Ernährung an unseren Schulen auf den Stundenplan kommt."
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INNEN/4919: Seehofer paart rassistische mit sozialer Ausgrenzung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. April 2018

Seehofer paart rassistische mit sozialer Ausgrenzung



"Seehofer gelingt es, eine ohnehin schon fürchterliche Entscheidung noch weiter zu verschlimmern", kommentiert die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, Pressemeldungen zum Entwurf eines Familiennachzug-Gesetzes im Bundesinnenministerium. Jelpke weiter:

"Dass Seehofer mit seinem Gesetzentwurf noch strengere Einschränkungen an den Familiennachzug legt als im Koalitionsvertrag vorgesehen, zeigt, wie wenig der Heimatminister vom Grundrecht auf Familie hält - wenn es um Flüchtlinge geht.

Es gibt überhaupt keine legitime Grundlage dafür, Sozialleistungsbeziehern den Familiennachzug zu verweigern. Den Kindern bedürftiger Eltern das Recht auf Zusammenleben abzusprechen, bedeutet, rassistische mit sozialer Ausgrenzung zu kombinieren. Dabei ist der Schutz der Familie im Grundgesetz verankert, und das Kindeswohl ist Teil des Völkerrechts. Sie dürfen nicht zur Disposition gestellt werden - weder aufgrund der Herkunft, noch aufgrund der Vermögensverhältnisse.

Statt immer weiterer Schikanen gegen Flüchtlinge fordere ich, den Familiennachzug für alle Flüchtlinge wieder zu ermöglichen. Das wäre nicht nur im Interesse der Geflüchteten, sondern auch der Aufnahmegesellschaft, um eine schnelle und gute Integration zu ermöglichen."
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SOZIALES/2510: Kampf gegen Kinderarmut muss zur Chefsache werden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. April 2018

Kampf gegen Kinderarmut muss zur Chefsache werden



"Jedes Kind in Armut ist ein Kind in Armut zu viel. Zwei Millionen Kinder in Hartz IV sind beschämend. Der Kampf gegen Kinderarmut muss zur Chefsache werden, denn jedes Kind verdient es, die gleichen Chancen im Leben zu haben", erklärt Dietmar Bartsch, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE. Bartsch weiter:

"Wir werden die neue Bundesfamilienministerin an den Ergebnissen bei der Bekämpfung von Kinderarmut messen. Wir können und dürfen es uns nicht leisten, systematisch Kinder von gesellschaftlicher Teilhabe auszuschließen und auf ihre Fähigkeiten in Zukunft zu verzichten. Hartz IV bleibt ein menschenunwürdiges System, welches die Bundesregierung dazu nutzt, Menschen in Armut zu parken und in Billigjobs zu bringen. Wir brauchen einen öffentlich geförderten Beschäftigungssektor mit sinnvollen und gut bezahlten Jobs."
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BUNDESTAG/7063: Heute im Bundestag Nr. 211 - 04.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 211

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. April 2018, Redaktionsschluss: 14.30 Uhr

1. Desolate Lage in Nordkorea

2. Menschenrechte in Ungarns Verfassung

3. Politisch rechts motivierte Kriminalität

4. Spracherkennungssoftware beim Bamf

5. Verein Ein Prozent thematisiert

6. Verfahren gegen politische Kriminalität

7. Umgang mit Kunststoffabfällen



1. Desolate Lage in Nordkorea

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Menschenrechtslage in Nordkorea ist nach Ansicht
der Bundesregierung desolat. Die Einschätzungen der von den Vereinten
Nationen eingesetzten Untersuchungskommission von 2014 dazu würden
geteilt, heißt es in der Antwort (19/1425) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/1138) der Fraktion Die Linke. Demnach seien in
Nordkorea "schwerste systematische Verbrechen gegen die
Menschlichkeit" festgestellt worden.

Das nordkoreanische Regime entziehe sich einem Dialog über die
Menschenrechtssituation. Alle Initiativen der internationalen
Gemeinschaft, die zu einer Verbesserung der Menschenrechtslage in
Nordkorea beitragen könnten, würden unterstützt.

Auch die wirtschaftliche Lage in dem von internationalen Sanktionen
betroffenen Land ist den Angaben zufolge nicht gut. Zwar sei eine
belastbare Bewertung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung in
Nordkorea aufgrund fehlender Daten nicht möglich. Aktuelle
Beobachtungen aus der Hauptstadt Pjöngjang hätten ergeben, dass sich
die Lage dort in den vergangenen Jahren zunächst verbessert habe.

Inzwischen zeigten sich jedoch die Auswirkungen der Sanktionen auf die
städtische Elite, etwa durch steigende Benzinpreise und
Benzinknappheit. Die Landbevölkerung lebe seit Jahrzehnten
systematisch abgeschnitten von Waren- und Devisenströmen in Armut. Ein
Großteil des Staatshaushaltes werde für die Entwicklung des Nuklear-
und Raketenprogramms eingesetzt statt für die wirtschaftliche und
soziale Entwicklung des Landes.

Es sei zu begrüßen, dass Nordkorea nun auf die wiederholten
Gesprächsangebote Südkoreas eingegangen sei, heißt es in der Antwort
weiter. Die humanitäre Hilfe Deutschlands für Nordkorea lag den
Angaben zufolge 2017 bei rund 900.000 Euro.

 * 

2. Menschenrechte in Ungarns Verfassung

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/PK) Auch in Ungarn sind die Menschenrechte in der
Verfassung verankert. Wie häufig bestehe jedoch auch in Ungarn "ein
Spannungsverhältnis zwischen einem in der Verfassung verankerten Recht
und der tatsächlichen Einhaltung dieses Rechts im Einzelfall", heißt
es in der Antwort (19/1430) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/762) der Fraktion Die Linke.

Für die Überprüfung der rechtlichen Verpflichtungen Ungarns seien im
Einzelfall Kontroll- und Überwachungsgremien auf nationaler Ebene, auf
der Ebene der EU und des Europarats sowie auf internationaler Ebene
zuständig.

 * 

3. Politisch rechts motivierte Kriminalität

Inneres, Bau und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele Fälle
politisch rechts motivierter Kriminalität es nach Kenntnissen der
Bundesregierung im Februar 2018 in Deutschland gegeben hat. Ferner
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/1457) unter anderem
danach, wie viele Menschen dabei verletzt oder getötet wurden.

 * 

4. Spracherkennungssoftware beim Bamf

Inneres, Bau und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um den "Einsatz von Spracherkennungssoftware durch
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge" (Bamf) geht es in einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/1484). Wie die Fraktion
darin ausführt, gibt das Bamf seit 1998 bei sprachwissenschaftlichen
Gutachtern Sprach- und Textanalysen zur Verifikation der Herkunft von
Asylantragstellern in Auftrag. Im Frühjahr 2017 seien über
Presseberichte Pläne des Bamf bekannt geworden, zukünftig Sprachproben
von Asylbewerbern aufzunehmen und diese mittels einer speziellen
Software einer automatischen Dialektanalyse zu unterziehen.

Nach Angaben der Bundesregierung sei ein flächendeckender Einsatz der
Sprachbiometrie-Software für April 2018 geplant, schreiben die
Abgeordneten weiter. Wissen wollen sie von der Bundesregierung, in wie
vielen Fällen in den Jahren 2016 und 2017 jeweils Sprach- und
Textanalysegutachten im Auftrag des Bamf durchgeführt, um Angaben von
Asylantragstellern zur Herkunft zu überprüfen. Auch erkundigen sie
sich unter anderem danach, in wie vielen Fällen die
Dialekterkennungssoftware bereits eingesetzt wurde.

 * 

5. Verein Ein Prozent thematisiert

Inneres, Bau und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach den Kenntnissen der Bundesregierung "über den
von Beobachtern zunehmend als rechtsextrem eingeschätzten Verein ,Ein
Prozent'" erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/1486). Auch fragt sie darin unter anderem, ob und
gegebenenfalls aus welchem Anlass der Verein oder einzelne Mitglieder
des Vereins Gegenstand einer Befassung im Gemeinsamen Extremismus- und
Terrorabwehrzentrum waren.

 * 

6. Verfahren gegen politische Kriminalität

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Die Anwendung der Strafparagrafen bezüglich
krimineller und terroristischer Vereinigungen mit Blick auf die
Phänomenbereiche Politisch motivierte Kriminalität links und rechts
(PMK-links bzw. PMK-rechts) sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/1420)
der Fraktion Die Linke. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, wie viele Straf- und
Ermittlungsverfahren gemäß der Paragrafen 129a (Mitgliedschaft,
Werbung und Unterstützung einer terroristischen Vereinigung) und 129b
(terroristische Vereinigung im Ausland) des Strafgesetzbuches 2017
eingeleitet worden sind, wie deren Stand ist und welche Ergebnisse es
gibt. Die einschlägigen Paragrafen seien schon lange umstritten, heißt
es in der Anfrage. Strafverteidigervereinigungen, Menschen- und
Bürgerrechtsgruppen forderten seit Jahren deren ersatzlose
Abschaffung.

 * 

7. Umgang mit Kunststoffabfällen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Folgen des chinesischen Importstopps für
industrielle Kunststoffabfälle thematisiert die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/1387). Von der Bundesregierung wollen die
Abgeordneten unter anderem wissen, welche Industriezweige von diesem
Importstopp besonders betroffen sind. Zudem fragt die Fraktion
beispielsweise, ob die Bundesregierung Maßnahmen zur Förderung des
Recyclings der Abfälle plant.

 * 
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BUNDESTAG/7062: Heute im Bundestag Nr. 210 - 04.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 210

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. April 2018, Redaktionsschluss: 12.30 Uhr

1. Keine Einzelheiten zum Fall Yücel

2. Analysesystem im Auswärtigen Amt

3. Ausbau der Stromnetze

4. Übernahmepläne von RWE und E.ON

5. Komplexität des EEG-Gesetzes

6. Nachfragen zum Fall Yücel



1. Keine Einzelheiten zum Fall Yücel

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung will keine Einzelheiten zum
"Konsularfall" Deniz Yücel preisgeben. Der Journalist habe sich im
Winter 2016/2017 auch in Istanbul aufgehalten und sei vom
Generalkonsulat betreut worden, heißt es in der Antwort (19/1427) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/1198) der AfD-Fraktion.
Weitere Auskünfte dazu würden aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes
nicht erteilt.

 * 

2. Analysesystem im Auswärtigen Amt

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Abteilung für Krisenprävention, Stabilisierung,
Konfliktnachsorge und Humanitäre Hilfe im Auswärtigen Amt plant den
Aufbau eines Analysesystems. In der ersten Phase würden dazu 41
öffentlich zugängliche Datenquellen mit überwiegend sozialen,
wirtschaftlichen und politischen Angaben genutzt, heißt es in der
Antwort (19/1431) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/1004) der AfD-Fraktion.

Die Daten stammten zumeist von internationalen Organisationen wie der
UNO, der EU, der Weltbank sowie renommierten wissenschaftlichen
Einrichtungen. Die sogenannte Abteilung S verfügt den Angaben zufolge
derzeit über 168 Beschäftigte.

 * 

3. Ausbau der Stromnetze

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Der Ausbau von Stromnetzen ist Gegenstand einer
Kleinen Anfrage (19/1461) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
Übertragungs- und Verteilnetze seien ein wichtiger Baustein der
Energiewende, begründen die Abgeordneten ihren Vorstoß. Sie möchten
von der Bundesregierung wissen, ob mit dem neuen Koalitionsvertrag
Szenarien zum Netzausbau geändert wurden, welche Zielzahlen zum Anteil
Erneuerbarer Energien am Strommarkt hinterlegt sind und wie der Stand
bei Ausbau-Knackpunkten wie etwa Grundstücksfragen ist.

 * 

4. Übernahmepläne von RWE und E.ON

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich
nach der Kenntnis der Bundesregierung über die Transaktionspläne von
RWE und E.ON (19/1462). Die Abgeordneten fragen, wann die
Bundesregierung von den Überlegungen der zwei Konzerne erfahren hat.
Auch eventuelle Vorab-Gespräche interessieren sie, genauso wie
Informationen über womöglich weitere Übernahmen und
Geschäftsstrategien in der Branche. RWE und E.ON haben im März 2018
angekündigt, Geschäftsbereiche im großen Stil zu tauschen und sich
damit strategisch neu aufzustellen.

 * 

5. Komplexität des EEG-Gesetzes

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um Vereinfachungen beim Erneuerbare-Energien-Gesetz
geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/1464). Die Abgeordneten verweisen darauf, dass die gesetzlichen
Vorgaben von Novelle zu Novelle komplexer würden, was zusätzliche
Kosten provoziere und von Investitionen in Erneuerbare Energien
abhalte. Vor diesem Hintergrund fragen sie die Bundesregierung nach
einer Reihe von Optimierungsmöglichkeiten etwa bei der gemeinsamen
Nutzung von Stromleitungen und Anschlüssen zwischen verschiedenen
Netzen.

 * 

6. Nachfragen zum Fall Yücel

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion der AfD stellt Nachfragen zum Fall des
lange in der Türkei inhaftierten Journalisten Deniz Yücel. Sie möchten
auf dem Weg einer Kleinen Anfrage (19/1479) wissen, welche
Rüstungsunternehmen außer Rheinmetall seit der Bundestagswahl
Ausfuhrgenehmigungen in die Türkei erhalten haben. Die Fraktion hatte
bereits eine Anfrage zu dem Thema gestellt und die Frage nach
Gegenleistungen für die Freilassung von Yücel aufgeworfen.

 * 
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BUNDESTAG/7061: Heute im Bundestag Nr. 209 - 04.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 209

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. April 2018, Redaktionsschluss: 11.30 Uhr

1. Energieeffizienz in der Agrarbranche

2. Frostschutz nach dem Sturmtief Friederike

3. Beschneidungen von Frauen

4. Abweisung von Frauen an Frauenhäusern

5. Finanzierung von Bildungsvorhaben

6. Finanzierung von Forschungsvorhaben



1. Energieeffizienz in der Agrarbranche

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Bundesprogramm zur Förderung von Maßnahmen zur
Steigerung der Energieeffizienz in Landwirtschaft und Gartenbau soll
fortgeführt werden. Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung
(19/1277) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/1063)
hervor. Dazu heißt es weiter, dass sich CDU, CSU und SPD bereits im
Rahmen der Koalitionsvereinbarungen auf eine Fortsetzung geeinigt
hätten. Nach der Erfahrung mit dem derzeitigen Bundesprogramm sei eine
vergleichbare Mittelausstattung wünschenswert. Das im November 2015
aufgelegte Programm läuft Ende des Jahres 2018 aus und war mit einem
Finanzvolumen von insgesamt 65 Millionen Euro ausgestattet. Darüber
hinaus soll ein Bundesprogramm zur nachhaltigen Nutztierhaltung mit
Beginn des Jahres 2019 in Planung sein. Mit dem Programm sollen sowohl
die Aktivitäten zur Verbesserung des Tierwohls als auch die Maßnahmen
zur Verminderung der Umweltauswirkungen gebündelt werden. Die Summe
der dafür bereitgestellten Bundesmittel stehe aber noch nicht fest.

 * 

2. Frostschutz nach dem Sturmtief Friederike

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Eine Bestandsaufnahme über die im Januar durch das
Sturmtief Friederike verursachten Windwurfschäden in den Wäldern steht
im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/1456). Viele
Waldbesitzer hätten beträchtlichen Schäden zu verbuchen. Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen, wann die
Aufräumarbeiten auch in den am stärksten betroffenen Gebieten im
südlichen Niedersachsen sowie im östlichen Nordrhein-Westfalen
abgeschlossen sein werden. Außerdem wird gefragt, ob den betroffenen
Waldbesitzern für Forstschutzmaßnahmen gesonderte Fördermöglichkeiten
ermöglicht werden.

 * 

3. Beschneidungen von Frauen

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Beschneidungen von Frauen in Deutschland"
thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/1447).
Darin erkundigt sie sich, inwieweit die Bundesregierung Erkenntnisse
hat, "ob es eine Polizeistatistik zu Frauenbeschneidungen in
Deutschland gibt, insbesondere für den Zeitraum seit 2012". Auch
möchte sie unter anderem wissen, ob der Bundesregierung Erkenntnisse
vorliegen über die Anzahl von Frauen, die "beschnitten wurden oder von
Beschneidungen bedroht sind", und wie gegebenenfalls die zahlenmäßige
Entwicklung insbesondere für den Zeitraum seit 2012 ist.

 * 

4. Abweisung von Frauen an Frauenhäusern

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte wissen, wie viele Frauen
nach Kenntnis der Bundesregierung seit 2012 bundesweit an
Frauenhäusern abgewiesen worden sind. Ferner erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/1448) danach, wie hoch nach Kenntnis der
Bundesregierung "prozentual der Anteil von Frauen mit
Migrationshintergrund und davon wiederum der Anteil von asylsuchenden
Frauen" ist. Auch fragt sie unter anderem, was nach Kenntnis der
Bundesregierung die Gründe für asylsuchende Frauen zur Hilfesuche bei
Frauenhäusern sind.

 * 

5. Finanzierung von Bildungsvorhaben

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Im Koalitionsvertrag hat sich die Koalition von
CDU/CSU und SPD vorgenommen, "gerechte Bildungschancen für alle zu
gewährleisten und ein hohes Qualifikationsniveau zu sichern", zitiert
die Fraktion Die Linke den Vertrag und möchte in ihrer Kleinen Anfrage
(19/1439) wissen, wie diese Vorhaben im Bereich der allgemeinen und
beruflichen Bildung finanziert werden sollen.

Die Linke zählt auf, dass beispielsweise ein Rechtsanspruch im SGB
VIII auf Ganztagsbetreuung in der Grundschule verankert werden soll,
eine Investitionsoffensive Schule zusätzlich zum
Schulsanierungsprogramm angestoßen werden, ein Digitalpakt ins Lebens
gerufen und das Berufsbildungsgesetz novelliert werden soll.

Allerdings fehlt nach Ansicht der Abgeordneten der Linken größtenteils
die finanzielle Unterfütterung im Koalitionsvertrag. Linke will unter
anderem wissen, welche Mehrausgaben für Bildung und berufliche Bildung
die Bundesregierung für die 19. Legislaturperiode plant.

 * 

6. Finanzierung von Forschungsvorhaben

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Im Koalitionsvertrag finden sich keine Hinweise,
dass an die Ziele des Bildungsgipfels angeknüpft werden soll;
insbesondere an den Anspruch, die jährlichen Ausgaben für Bildung,
Forschung und Entwicklung bis 2015 auf zehn Prozent des
Bruttoinlandprodukts zu erhöhen. Das schreibt die Linke in ihrer
Kleinen Anfrage (19/1458). Sie unterstreicht, dass die Koalition von
CDU/CSU und SPD sich in ihrem Koalitionsvertrag vorgenommen habe,
unter anderem die High-Tech-Strategie als ressortübergreifende
Forschungs- und Innovationstrategie weiterzuentwickeln,
strukturschwache Regionen durch das Rahmenprogramm "Innovation und
Strukturwandel" mittels zielgenauer Instrumente zu fördern und die
Ziele und Maßnahmen des Pakts für Forschung und Innovation anzupassen.

Für viele der vereinbarten Maßnahmen sei offen, wie sie finanziell
untersetzt seien. Die Linke möchte wissen, welche Mehrausgaben für
Forschung und Entwicklung die Bundesregierung für die 19.
Legislaturperiode plant und wie die Erhöhung des Frauenanteils sowie
die Einhaltung von Gleichstellungsstandards bei der Förderung von
Forschungseinrichtungen konkret erfolgen sollen.

 * 
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BUNDESTAG/7060: Heute im Bundestag Nr. 208 - 04.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 208

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. April 2018, Redaktionsschluss: 11.00 Uhr

1. Auslesen verschlüsselter Inhalte

2. Probleme mit externem Postdienstleister

3. Nutzung von Satellitenbildern beim BKA

4. Waffenfabrik in Ägypten thematisiert

5. Legitimation des G-BA hinterfragt

6. AfD fragt nach Infektionskrankheiten



1. Auslesen verschlüsselter Inhalte

Inneres, Bau und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Der Umgang mit verschlüsselten Inhalten bei der
EU-Polizeiagentur Europol ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/1435) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/993). Darin schrieb die Fraktion, dass Europol "weitere fünf
Millionen Euro zur Entwicklung von Fähigkeiten zum Auslesen
verschlüsselter Inhalte" erhalten solle. Wie die Bundesregierung in
ihrer Antwort ausführt, stellt Verschlüsselung die Sicherheitsbehörden
in der EU vor wachsende Herausforderungen bei den Ermittlungen. Daher
sei es notwendig, dass Europol den betroffenen Sicherheitsbehörden die
erforderliche Unterstützung zukommen lassen kann. Dies könne auch mit
der Ausstattung von Europol mit Finanzmitteln einhergehen.

 * 

2. Probleme mit externem Postdienstleister

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Probleme mit einem externen Postdienstleister bei
Bundesbehörden und Bundesministerien geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/1436) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/1065). Wie die Abgeordneten darin schrieben, ist
Medienberichten zufolge "die privat adressierte Post an
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Abgeordneten verschiedener
Fraktionen im Deutschen Bundestag, die Lohnsteuerbescheinigungen für
das Jahr 2017 enthielt, vom zuständigen Referat der
Bundestagsverwaltung verschickt, aber zumindest zum Teil nicht
zugestellt worden".

Die Bundesregierung wurde über den Postverlust am 22. Februar 2018
durch den Bundestag informiert, wie sie in ihrer Antwort darlegt.
Danach wurde aufgrund des aktuellen Vorfalls "Nacherfüllung verlangt".
Nach dem Kenntnisstand der Bundesregierung sei diese ausgeführt und
die Briefsendungen zugestellt worden. Die Aufwendungen für die zweite
Zustellung seien "durch die Auftragnehmerin getragen und somit nicht
in Rechnung gestellt" worden. Als weitere Konsequenz sei sie am 26.
Februar 2018 abgemahnt worden.

Auf die Frage nach Schlussfolgerungen aus dem Postverlust führt die
Bundesregierung aus, dass für die Neuausschreibung "die bisherigen
Erfahrungen im Bereich Briefversand berücksichtigt" würden. Ferner
werde die Bundesnetzagentur als lizenzerteilende Stelle durch das
Beschaffungsamt des Bundesinnenministeriums über den Vorfall
informiert.

Zugleich verweist die Bundesregierung darauf, dass ihr keine weiteren
Vorfälle bekannt seien, "die mit dem hier in Frage stehenden
vergleichbar wären". Sie sehe "keine Anlass, die Zuverlässigkeit der
Auftragnehmerin in Zweifel zu ziehen", die über eine gültige Lizenz
gemäß Paragraf 6 des Postgesetzes verfüge.

 * 

3. Nutzung von Satellitenbildern beim BKA

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Nutzung von Bildern aus der
Satellitenaufklärung durch das Bundeskriminalamt (BKA) und die
Bundespolizei berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/1437)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/1142). Danach
werden im BKA Bilder aus Satellitenaufklärung anlassbezogen zur
Objektaufklärung, zur Vorbereitung von Exekutivmaßnahmen und zur
Aufklärung von Tatorten im Inland genutzt. Satellitenbilder werden
auch zur Gefährdungs- und Lageeinschätzung im Ausland herangezogen,
wenn zum Beispiel die Region aufgrund politischer oder topographischer
Gegebenheiten außerhalb staatlicher Kontrolle liegt, wie die
Bundesregierung weiter ausführt. Zur Vorbereitung von Reisen in
Krisengebiete greife die BKA-Abteilung Sicherungsgruppe auf eine
Satellitenbilderdatenbank der Bundeswehr zurück.

Alle übrigen Anfragen werden der Antwort zufolge anlassbezogen vom
ZKI-DE (Zentrum für satellitengestützte Kriseninformation) bearbeitet.
In Ermittlungsverfahren oder bei Maßnahmen der Gefahrenabwehr der
Bundespolizei werde Kartenmaterial des Bundesamts für Kartographie und
Geodäsie "oder, soweit sinnvoll, allgemein zugängliche Quellen wie zum
Beispiel Google Earth oder Google Maps mit den dort hinterlegten
Satellitenbildern genutzt".

 * 

4. Waffenfabrik in Ägypten thematisiert

Inneres, Bau und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Ausbildungs- und Ausrüstungshilfen sowie
Rüstungsexporte nach Nordafrika und in den Sahel zur Grenzüberwachung"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/1405). Darin erkundigen sich die Abgeordneten unter anderem
danach, was der Bundesregierung "über den Bau einer Waffenfabrik durch
das Unternehmen Rheinmetall Denel Munition mit Sitz in Südafrika,
einer Tochter des deutschen Rüstungskonzerns Rheinmetall, in Ägypten
bekannt" ist.

 * 

5. Legitimation des G-BA hinterfragt

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/1408) mit der verfassungsrechtlichen Legitimation des
Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA). Laut Presseberichten solle das
Bundesgesundheitsministerium drei Gutachten zu dem Thema in Auftrag
gegeben haben. Die Abgeordneten wollen nun wissen, zu welchem Ergebnis
die Gutachten gekommen sind.

Der G-BA ist die höchste Beschlussinstanz innerhalb der
Selbstverwaltung des Gesundheitssystems. Der Bundesausschuss legt
unter anderem den Leistungskatalog der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) fest, bewertet Arzneimittel,
Untersuchungsmethoden und Qualitätsstandards.

 * 

6. AfD fragt nach Infektionskrankheiten

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Entwicklung verschiedener
Infektionskrankheiten seit 2012 befasst sich die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/1446). Mit der massenhaften Einwanderung würden
zahlreiche, überwiegend ansteckende Krankheiten nach Deutschland
eingeschleppt.

Die Abgeordneten fragen die Bundesregierung nun nach Infektionszahlen
für Masern, Lepra, Malaria, HIV, Krätze, Typhus und
Läuserückfallfieber. Auch nach Darmparasiten erkundigt sich die
AfD-Fraktion sowie nach den Mehrkosten für die Krankenkassen durch die
Betreuung von Ausländern, die unter Infektionskrankheiten leiden.

 * 
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BUNDESTAG/7059: Heute im Bundestag Nr. 207 - 04.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 207

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. April 2018, Redaktionsschluss: 10.30 Uhr

1. Vorzeitige Auszahlung der GAK-Mittel

2. Stand beim EU-Kanada-Handelsabkommen

3. Gas-Importe werden wichtiger

4. Regierung verteidigt Air-Berlin-Kredit

5. 740-Meter-Netz für Güterzüge

6. Leistungen an Hinterbliebene von Soldaten



1. Vorzeitige Auszahlung der GAK-Mittel

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Bundesmittel aus der Gemeinschaftsaufgabe
Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) sollen nach Willen der Fraktion
Die Linke in diesem Jahr schon vor Verabschiedung des Bundeshaushaltes
umfänglich bereitgestellt werden. Die Bundesregierung soll demnach den
Bundesländern ermöglichen, GAK-Bundesmittel nicht nur für
Altverpflichtungen abzurufen, sondern auch Zahlungsverpflichtungen für
neue Investitionsvorhaben eingehen zu können. Dies soll durch
außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen gewährleistet werden,
fordern die Linken in einem Antrag (19/1341).

Zur Begründung führt die Fraktion an, dass durch die lange
Regierungsbildung und der absehbar späten Verabschiedung des
Bundeshaushaltes 2018 "massive Investitionsausfälle" zu befürchten
sind. Neue Investitionsvorhaben müssten erst auf den Beschluss des
Haushaltes sowie die Freigabe der Mittel durch die Bundesregierung
warten, kritisieren die Linken. Dabei sei die GAK "ein zentrales
Förderinstrument zur Entwicklung des Ländlichen Raumes".

Die Fraktion fordert weiterhin von der Bundesregierung, das
Jährlichkeitsprinzip bei GAK-Mitteln aufzuheben. Damit würde den
Ländern die Verwendung erleichtert. Zudem soll nach Willen der Linken
der Mittelansatz von 765 Millionen Euro (2017) ab 2018 um 200
Millionen Euro erhöht werden.

 * 

2. Stand beim EU-Kanada-Handelsabkommen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die bisherigen Erfahrungen mit dem Handelsabkommen
zwischen der EU und Kanada (Ceta) thematisiert eine Antwort der
Bundesregierung (19/1400) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/774). Teile des Abkommens werden seit September 2017
vorläufig angewendet. Aufgrund der Kürze dieses Zeitraums seien
verlässliche Daten, aus denen sich konkrete Aussagen ableiten ließen,
kaum möglich, argumentiert die Bundesregierung. Manche Verfahren seien
außerdem noch nicht in Gang gesetzt - etwa rund um die umstrittenen
Streitbeilegungsmaßnahmen. Die Bundesregierung habe auch noch kein
Vertragsgesetz zur Ratifzierung von Ceta eingebracht.

 * 

3. Gas-Importe werden wichtiger

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung geht davon aus, dass in
Deutschland die Abhängigkeit von Gas-Importen zunimmt. Aus
rohstoffgeologischer Sicht könne die Erdgabsversorgung der Welt noch
über viele Jahrzehnte gesichert werden, schreibt die Bundesregierung
in der Antwort (19/1401) auf eine Kleine Anfrage (19/844) der Fraktion
Die Linke. Zugleich werde in Deutschland und Europa weniger Erdgas
gefördert, das erhöhe die Abhängigkeit von Einfuhren. Die Versorgung
sei gesichert, erklärt die Bundesregierung - und zwar über Pipelines
und so genannte Anlande-Terminals von Flüssiggas (LNG).

Letzteres kann auch aus Ländern stammen, die Erdgas mittels der
umstrittenen Fracking-Methode gewinnen. Ob und welche Mengen über
welche Länder genau in Europa ankommen, ist unklar, wie aus der
Antwort hervorgeht: "Der Bundesregierung sind keine administrativen
Verfahren bekannt, um die Zusammensetzung der LNG-Importe nach der
Fördermethode zu erfassen." Selbst könne sie ebenfalls keine konkreten
Angaben etwa zum Anteil an mit Fracking gefördertem Gas an den
US-Exporten machen. "Sobald ,gefracktes' Erdgas ins Gasnetz
eingespeist wird, ist es von konventionell produziertem Erdgas weder
zu trennen noch zu unterscheiden."

 * 

4. Regierung verteidigt Air-Berlin-Kredit

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat den 150 Millionen Euro
schweren Überbrückungskredit für die Fluggesellschaft Air Berlin
verteidigt. Mit der Finanzhilfe für das insolvente Unternehmen sei im
Sommer 2017 die Rückkehr zehntausender Urlauber in die Heimat
gesichert worden, schreibt die Bundesregierung in der Antwort
(19/1402) auf eine Kleine Anfrage (19/1019) der FDP-Fraktion. Bislang
seien 61 Millionen Euro zurückgezahlt worden, weitere Zahlungen würden
für die nächsten Wochen erwartet.

Zugleich verwehrt sich die Bundesregierung gegen Kritik, der Kredit
sei leichtfertig vergeben worden. Für das Darlehen seien alle
rechtlich möglichen und wirtschaftlich sinnvollen Sicherheiten vom
Bund gefordert und letztlich auch bestellt worden. Die Entscheidung
über die Sicherheiten hätten mehrere Ministerien gemeinsam gefällt,
zudem seien verschiedene Gremien der KfW-Bank in die Vorgänge
eingebunden gewesen. Die FDP-Fraktion hatte in ihrer Anfrage auf
Medienberichte verwiesen, wonach der Kredit für Air Berlin weitaus
weniger abgesichert war als von der Bundesregierung behauptet.

 * 

5. 740-Meter-Netz für Güterzüge

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion erkundigt sich nach dem Ausbaustand
für ein Netz, das mehr Produktivität im Güterverkehr verspricht. In
einer Kleinen Anfrage (19/1417) nehmen die Abgeordneten Bezug auf eine
schriftliche Mitteilung der Bundesregierung, in der ein entsprechendes
Programm für ein 740-Meter-Netz für Güterzüge angekündigt worden war.
Nun fragen sie nach den genauen Stellen, an denen dieser Ausbau
erfolgen soll, Möglichkeiten einer Digitalisierung des Netzes und
erforderlichen Umbauten wie Ausweichgleisen und Gleisanschlüssen.

 * 

6. Leistungen an Hinterbliebene von Soldaten

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Leistungen an Hinterbliebene von
Bundeswehrsoldaten" thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/1440). Darin erkundigt sie sich danach, in wie viele
Fällen nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2001 bis 2017
an Hinterbliebene von Bundeswehrsoldaten, die während eines
Auslandseinsatzes ums Leben gekommen sind, Versorgungsleistungen
gezahlt wurden. Auch möchte sie unter anderem wissen, wie hoch nach
Kenntnis der Bundesregierung in diesen Jahren die jährlichen Summen
der Versorgungsleistungen an Hinterbliebene dieser Soldaten waren.

 * 
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BUNDESTAG/7058: Heute im Bundestag Nr. 206 - 04.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 206

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. April 2018, Redaktionsschluss: 10.00 Uhr

1. Elektroquote für Pkw gefordert

2. AfD kritisiert EU-Flottengrenzwerte

3. Energieziele 2020 im Verkehrssektor

4. Smart City-Aktivitäten des Bundes

5. Grüne fragen nach CO2-Bepreisung



1. Elektroquote für Pkw gefordert

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Mit unter anderem dem Ende des Steuerprivilegs für
Diesel und der Einführung einer Elektroquote für Pkw können nach
Ansicht des Sachverständigenrates für Umweltfragen der Bundesregierung
(SRU) in den kommenden Jahren die "strategischen Weichen für die
Verkehrswende" gestellt werden. Konkret schlägt der SRU in einem
Sondergutachten ("Umsteuern erforderlich: Klimaschutz im
Verkehrssektor") vor, für das Jahr 2025 eine verbindliche Quote von
mindestens 25 Prozent rein elektrischer Fahrzeuge bei den
Neuzulassungen festzuschreiben. 2030 soll die Quote demnach bei
mindestens 50 Prozent liegen. Das Gutachten liegt als Unterrichtung
(19/1100) vor.

Das Expertengremium fordert in dem Gutachten zudem, dass sich die
Bundesregierung für "anspruchsvolle Zielvorgaben" für EU-
Flottengrenzwerte 2025 und 2030 einsetzen solle. Die Grenzwerte
sollten zudem zu Flottenzielwerten für den durchschnittlichen
Endenergieverbrauch weiterentwickelt werden. Nach Ansicht des SRU
sollen die Zielwerte zudem mit antriebsspezifischen
Mindesteffizienzvorgaben kombiniert werden. Auch Grenzwerte bzw.
Effizienzvorgaben für schwere Nutzfahrzeuge sollten nach Auffassung
des SRU eingeführt werden.

Mit Blick auf den Schiffsverkehr fordert der SRU, auf nationaler Ebene
das Steuerprivileg für Schiffskraftstoff - als einen "ersten Schritt
hin zu mehr Kostenwahrheit" - abzuschaffen. Auf europäischer Ebene
müsse auf eine CO2-Bepreisung des Kraftstoffes hingearbeitet werden.
Bis 2050 solle im Rahmen der International Maritime Organization eine
vollständige Dekarbonisierung des Schiffsverkehrs angestrebt werden.

Handlungsbedarf sieht der SRU ebenfalls im Luftverkehr. Auch hier
schlägt das Gremium eine Kombination nationaler, europäischer und
internationaler Maßnahmen vor. National ließe sich demnach durch die
Besteuerung von Kerosin eine Wirkung erzielen, wenn dies in
Kooperation mit anderen Staaten geschehe. Auf EU-Ebene könne
klimapolitisch durch eine Verschärfung der Reduktionsziele gehandelt
werden, schlägt der SRU vor.

 * 

2. AfD kritisiert EU-Flottengrenzwerte

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion kritisiert die von EU-Kommission
und -Rat (Kom (2017) 676 endg.; Ratsdok. 14217/17) vorgeschlagenen
neuen Flottengrenzwerte für CO2-Emissionen. In einem Antrag (19/1376)
fordert die AfD, diesen Vorschlag als Verletzung der Subsidiarität und
Verhältnismäßigkeit zu rügen. Der Vorschlag würde Strafzahlungen fast
nur zu Lasten der deutschen Automobilindustrie nach sich ziehen und zu
"gravierenden Entlassungen" bei Herstellern und Zulieferern führen,
führt die Fraktion aus.

 * 

3. Energieziele 2020 im Verkehrssektor

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung geht davon aus, dass die EU-
Vorgaben für 2020 zum Mindestanteil erneuerbarer Energien im
Verkehrssektor erreicht werden. Dies geht aus einer Antwort (19/1219)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/904)
hervor. Im Jahr 2020 sollen demnach mindestens zehn Prozent des
Endenergieverbrauches im Verkehrssektor aus erneuerbaren Quellen
stammen.

 * 

4. Smart City-Aktivitäten des Bundes

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Umsetzung der "Smart City"-Charta sowie weiterer
Aktivitäten des Bundes in diesem Bereich sind Gegenstand einer Antwort
der Bundesregierung (19/1221) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/934). Darin führt die Bundesregierung unter anderem
Forschungsvorhaben und -programme mit Smart-City-Bezug sowie die
Beteiligung von Privatunternehmen daran aus. Zudem stellt die
Bundesregierung unter anderem dar, an welchen Smart-City-Projekten die
Bundesrepublik im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit beteiligt ist.

 * 

5. Grüne fragen nach CO2-Bepreisung

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Pläne der Bundesregierung zum europäischen
Emissionshandel sowie zu einer möglichen CO2-Bepreisung sind Thema
einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1412).
Die Grünen wollen unter anderem wissen, inwiefern eine mögliche
CO2-Bepreisung schon Gegenstand von Gesprächen mit G20-Staaten in
diesem Jahr war.

 * 
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BAYERN/4895: SPD-Gesetz gegen Kinderarbeit bei Grabsteinen wirkt (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 3. April 2018

SPD-Gesetz gegen Kinderarbeit bei Grabsteinen wirkt

Knapp die Hälfte Bayerns verbietet Grabsteine aus Kinderarbeit - SPD-Sozialpolitikerin Angelika Weikert: Jetzt muss die andere Hälfte überzeugt werden



Knapp 600 Kommunen in Bayern verbieten Grabsteine aus Kinderarbeit auf ihren Friedhöfen. Ein voller Erfolg für die SPD-Landtagsfraktion, welche das Gesetz, das dies den Kommunen ermöglicht, 2016 gegen jahrelangen Widerstand der CSU durchsetzen konnte.

Eine parlamentarische Anfrage (PDF, 114 kB) der SPD-Sozialpolitikerin Angelika Weikert ergab, dass in etwa der Hälfte aller bayerischen Städte und Gemeinden ein solches Verbot inzwischen eingeführt wurde oder geplant ist. "Die andere Hälfte muss nun bald folgen. Die Staatsregierung muss die Verantwortlichen überzeugen, dass man gegen Kinderarbeit ankämpfen muss."

Die SPD-Landtagsfraktion hatte im Schulterschluss mit Kommunen, Kirchen und Menschenrechtsorganisationen über mehrere Jahre hinweg mit einer ganzen Reihe von Initiativen, Appellen und Gutachten auf die Staatsregierung eingewirkt. "Unser hartnäckiger Einsatz hat sich ausgezahlt. Das Gesetz wirkt und ist offenbar auch unter den Herstellern akzeptiert. Es hat bisher keinerlei Klagen oder Einwände dagegen gibt", stellt Weikert fest "Das ist ein Ansporn, sich für eine weitere flächendeckende Umsetzung stark zu machen und zu prüfen, in welchen anderen Bereichen es mehr Einsatz gegen Kinderarbeit braucht."

 * 
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BAYERN/4894: Nicht einmal 5 Prozent der Neuzulassungen des staatlichen Fuhrparks sind elektrisch (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 2. April 2018

SPD-Anfrage: Noch nicht einmal fünf Prozent der Neuzulassungen des staatlichen Fuhrparks sind elektrisch

CSU-Regierung hat ihr selbst gestecktes Ziel deutlich verfehlt



Die bayerische Staatsregierung hat ihr erklärtes Ziel, bei Neuanschaffungen im staatlichen Fuhrpark die Zahl elektromobiler Fahrzeuge auf 20 Prozent zu erhöhen, deutlich verfehlt. Das offenbart eine parlamentarische Anfrage von SPD-Landtagsfraktionschef Markus Rinderspacher. Demnach hat der Freistaat letztes Jahr 1.821 neue Dienstfahrzeuge angeschafft, davon waren nur 47 mit Elektroantrieb, weitere 42 waren mit einem Hybrid-Antrieb ausgestattet. Damit kommt der Freistaat auf eine Quote von lediglich 4,89 Prozent.

Rinderspacher kritisiert, "dass die CSU-Alleinregierung hinter ihren eigenen bescheidenen Zielen weit zurückbleibt" und einen Landtagsbeschluss von März 2016 nicht umsetzt. Das Parlament hatte eine Beschaffungsinitiative für elektromobile Fahrzeuge anstelle von Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor beschlossen.

"Die CSU-Alleinregierung ist bei der Förderung der Elektromobilität kein Vorbild. Sie setzt weiter auf einen fossilen Fuhrpark statt auf moderne und umweltfreundliche Dienstwagen", betont Rinderspacher. "Wenn der Freistaat keine Vorreiterrolle bei der Elektromobilität übernimmt, ist das ein fatales Signal für die Modernisierung der Mobilität in Bayern. Die Verbreitung der Elektromobilität in Bayern muss leider weitgehend ohne staatliche Begleitung stattfinden. Lippenbekenntnisse der CSU alleine reichen weder für eine saubere Luft in den Städten noch für die Unterstützung der Automobilindustrie beim Strukturwandel." Rinderspacher fordert seit Jahren auch einen stärkeren Beitrag Bayerns zum Ausbau der Ladeinfrastruktur im Freistaat.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4771: Kerosin-Notablass über der Pfalz (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
03.04.2018

Schweitzer zum Kerosin-Notablass: "Jetzt ist Bundesverkehrsminister
Scheuer am Zug"



Eine vom Umweltbundesamt beauftragte Studie zur Bewertung des
Treibstoff-Notablassens soll im Herbst 2018 vorliegen. Dies geht aus
der Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage der
SPD-Fraktion zum Kerosin-Notablass über der Pfalz hervor. Dazu erklärt
der SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer:

"Die Bürgerinnen und Bürger haben ein Recht darauf zu wissen, was über
ihren Köpfen passiert. Mit Blick auf das Kerosin-Notablassen braucht
es dringend mehr Transparenz, zeitnahe Informationen und eine solide
wissenschaftliche Expertise. Die SPD-Fraktion setzt sich daher bereits
seit langem für eine Meldekette für Fälle von Treibstoff-Notablass
ein. Notwendig ist dafür im ersten Schritt, dass die Öffentlichkeit
von Notablass-Ereignissen umgehend Kenntnis erlangt. Im
Koalitionsvertrag der schwarz-roten Bundesregierung wurde vereinbart,
dass Treibstoffablässe zeitnah auf der Internetseite der Deutschen
Flugsicherung veröffentlicht werden sollen. Jetzt ist
Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer am Zug: Als zuständiger
Minister muss er auf die dem Bundesverkehrsministerium unterstehende
Deutsche Flugsicherung einwirken und das Vereinbarte rasch
umzusetzen", sagt Schweitzer, auf dessen Initiative das Thema
Treibstoff-Notablass im schwarz-roten Koalitionsvertrag verankert
wurde.

Schweitzer weiter: "Unverständlich ist, dass für die durch das
Umweltbundesamt beauftragte Studie offenbar keine neuen Messdaten zu
den Auswirkungen des Kerosin-Notablass herangezogen werden sollen. So
sollen die bodennahen Belastungen für den Menschen ausschließlich auf
der Grundlage von Bestandsdaten ermittelt und bewertet werden, wie aus
der Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage der
 SPD-Fraktion hervorgeht. Inwieweit die neue Studie auf dieser
Grundlage neue Erkenntnisse zum Kerosin-Notablass liefern kann, muss
daher mit einem großen Fragezeichen versehen werden. Über die
Ergebnisse der Studie wird das Umweltbundesamt in der
Umweltministerkonferenz im Herbst 2018 berichten. Nach dem Willen der
Landesregierung soll das Thema Treibstoffschnellablass zudem auf die
Tagesordnung der Verkehrsministerkonferenz gesetzt werden."

 * 

Quelle:
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AFRIKA/1417: Malawi - Verlagerte Konflikte (afrika süd)


afrika süd - zeitschrift zum südlichen afrika

Nr. 5, September/Oktober 2017

Verlagerte Konflikte

von Watipaso Mzungu Jun.



FLÜCHTLINGE IN MALAWI. Afrikanische Flüchtlinge auf dem Weg nach Europa
stehen im Fokus des politischen und medialen Interesses. Die meisten
Menschen suchen aber in ihren Nachbarländern Zuflucht. Das führt zu
vielschichtigen Problemen, wie das Beispiel Malawi zeigt.



Muhammed Ali hatte sich auf diesen Tag sehr gut vorbereitet. Der 37-jährige
Somalier ist Sprecher der Flüchtlinge im Dzaleka Camp, nahe der malawischen
Hauptstadt Lilongwe. Am Weltflüchtlingstag Ende Juni 2017 hielt er eine
Rede, die den offiziellen Vertretern der malawischen Regierung und der
UN-Flüchtlingsorganisation UNHCR die zahlreichen Strukturprobleme im Lager
vor Augen führte. Erklärtes Ziel dieses Tages war es, den Mut der vor
kriegerischer Auseinandersetzung geflohenen Frauen, Männer und Kinder zu
würdigen.

Das UNHCR schätzt die Zahl der Flüchtlinge im Dzaleka Camp auf über 27.000;
in Malawi insgesamt sollen es 30.000 sein. Etwa 3000 sind im
Luwani-Flüchtlingslager untergebracht. Von dort sind es 80 Kilometer bis
ins Wirtschaftszentrum von Blantyre. Doch die Zahlen, die UN-Planer und
deren Partner als Berechnungsgrundlage für ihre Versorgungsleistungen in
den Camps nutzen, werden ständig vom Zuzug und von Familiengründungen
überholt. Denn viele Campbewohner heiraten und bekommen Kinder.


Mangelnde Versorgung

Ihre Versorgung ist eines der Kernprobleme, das für große Spannungen sorgt.
Davon berichtete Ali eindrücklich. Gerade heraus trug er den offiziellen
Gästen die Sorge über die sich verschlechterten Lebensbedingungen im
Dzaleka Camp vor. Ali kam in seiner Rede schnell auf den Punkt: "Die Liste
der Mängel ist lang. Dazu zählen die unregelmäßigen
Nahrungsmittellieferungen, sie führen zu familiären Problemen." Laut
Einschätzung etlicher Flüchtlinge sind die Versorgungsdefizite ein Grund
für Gewalt. Ali führt weiter aus: "Hinzu kommen Engpässe beim Trinkwasser
und den Betten sowie die schlechte Gesundheitssituation." Er prangert die
unzureichende Verteilung der Grundnahrungsmittel und die Überlastung der
Gesundheitsstation an, wo Schwangere unter entwürdigenden Bedingungen
entbinden müssen. "Das Dzaleka Gesundheitszentrum wurde für 5000
Flüchtlinge gebaut. Weil deren Zahl aber über die Jahre kontinuierlich
stieg, sind mehr Ressourcen und Personal notwendig." Die Flüchtlinge
applaudierten, weil er ihre Nöte beim Namen nannte.

Muhammed Ali ist zwar nicht der Älteste im Lager, aber die Bewohner aus
Burundi, Kongo und Somalia wählten ihn zum Sprecher. Schließlich kann er
gut Englisch und nimmt kein Blatt vor den Mund. Viele Flüchtlinge
kommunizieren in ihren Muttersprachen Swahili oder NyaRwanda, wenige können
Französisch.

Monique Ekoko, die Landesvertreterin des UNHCR, kennt die Probleme und
versicherte: Wir arbeiten daran, die genannten Herausforderungen zu
bewältigen." Sie wies darauf hin, dass dem UNHCR auch in anderen Ländern
Geld zur ausreichenden Versorgung von Flüchtlingen fehlen würde. Ekoko
zählte am Weltflüchtlingstag zu den offiziellen Gästen im Dzaleka Camp. Ihr
und den Honoratioren aus der malawischen Regierung boten die Flüchtlinge
ein umfangreiches Programm, das ihre wirtschaftlichen und kulturellen
Aktivitäten veranschaulichte.

Schon im letzten Jahr warf Informationsministerin Patricia Kaliati bei
einer ähnlichen Veranstaltung der UN und deren Partnern Versagen vor. "Wie
kann es sein, dass die UN nicht für 25.000 Leute sorgen kann? Wieso müssen
die Flüchtlinge sogar um Decken bitten? Sie sind doch Menschen, wie alle
anderen auch." Demnach seien verfügbare Ressourcen völlig unzureichend für
ein menschenwürdiges Leben. Die Ministerin betonte: "Das UNHCR sollte nicht
vergessen, welche Schwierigkeiten die malawischen Gemeinden im Umfeld des
Camps haben. Beispielsweise muss Land bereitgestellt werden."


Angst vor Kriminalität

Gleichzeitig versäumte Kaliati es nicht, die Flüchtlinge zur Einhaltung der
Gesetze aufzufordern. Sie sollten keine schlechten Vorbilder für die lokale
Bevölkerung sein. Fehlverhalten würde zur umgehenden Repatriierung von
Straftätern führen. Als Probleme nannte sie die hohen Raten an kriminellen
Machenschaften, einschließlich der Gewalt gegen Frauen und Mädchen. Das
bestätigte Alain Bitijula, als Jugendvertreter im Camp weiß er um die
Bedrohungen für die Mädchen. Er ergänzte: "Alleinstehende Witwen werden
ebenfalls belästigt und vergewaltigt. Sie sind verletzlich und schutzlos."

Selten melden die Flüchtlinge solche Fälle der malawischen Polizei, denn
sie haben Angst, deportiert zu werden. Sogar die Opfer fürchten, das Land
verlassen zu müssen. Sie haben schon zu viel durchgemacht und Bitijula
meinte: "Wir glauben nicht, dass es wirklichen Frieden in unseren Ländern
gibt."

In jedem Lager ist eine Polizeistelle, oft werden den diensthabenden
Polizisten aber nur Ordnungswidrigkeiten gemeldet. Zwar gibt es auch
unabhängige Community Policing Forums in den Camps, die auf ethnischer
Basis arbeiten und mit der Polizei kooperieren. Doch ihnen wird nachgesagt,
korrupt zu sein und manchmal Täter zu schützen.

Ali gab zu bedenken, dass geschlechtsspezifische Gewalt und Bedrohungen
durch HIV-Infektionen, die vor allem Frauen als Opfer betreffen, aus den
Ungleichheiten im Camp führen, die viele sozio-ökonomische und politische
Gründe haben. Ali wollte diese nicht erläutern, sagte nur: "Das ist alles
sehr komplex. Aber ich kann versichern, es gibt besonders viel Ärger und
Groll bei denen, die arm oder untätig sind und sehen, wie ihre Freunde ein
gutes Leben führen, ja sogar ein Geschäft im Camp besitzen."

Im Camp kursieren viele Gerüchte und Meinungen. So hört man: Das Geld dafür
würden sie von Verwandten erhalten, die mit gefälschten Papieren in Länder
wie die USA, Großbritannien, Deutschland oder Frankreich geflohen waren.
Solche Papiere hätten malawische Behörden unter dem früheren Regime
ausgestellt, heißt es.

Bekanntlich belasten auch Drogenhandel und Diebstahl das Leben im Lager -
und auch die Bewohner der umliegenden Dörfer werden bestohlen. Ministerin
Kaliati warnte schon Mitte 2016: "Wenn die Probleme fortdauern, wird die
malawische Regierung nicht zögern, Euch in Eure Herkunftsländer
zurückzuschicken." Noch immer ist die Sorge wegen der steigenden
Kriminalität in der Gesellschaft verbreitet. Etliche Malawier befürchten,
die offiziellen Stellen würden nicht ausreichend reagieren oder dagegen
vorgehen.


Repatriierung oder Handel

Im Februar 2017 schlossen die malawische als auch die ruandische Regierung
einen Vertrag und eine Absichtserklärung zur Auslieferung von Kriminellen.
Schon davor ermutigten sie die Flüchtlinge aus Ruanda verstärkt, in ihre
Heimat zurückzukehren. Zahlreiche waren nach dem dortigen Genozid 1994 und
den anschließenden gewaltsamen Konflikten in der DR Kongo nach Malawi
gekommen. Längst herrsche Frieden in Ruanda, beteuern Vertreter der
offiziellen Stellen. Dennoch wollen viele ruandische Flüchtlinge Malawi
nicht verlassen. Wegen der Versorgungsprobleme haben etliche aber den Camps
den Rücken gekehrt und leben in Städten. Das ist illegal, doch diejenigen,
die Unterschlupf in Townships gesucht haben, werden von der Polizei kaum
verfolgt. Im Zweifel zahlen sie Bestechungsgelder, munkelt man. Auch von
der Zweckentfremdung der Versorgungsleistungen in den Camps ist die Rede.

Flüchtlinge aus Ruanda haben sich in Blantyre, Mzuzu und Zomba
niedergelassen. Sie hatten bereits in den Lagern begonnen, die
Landessprache Chichewa zu lernen; damit passen sie sich rasch in den
Städten an. Manche handeln auf lokalen Märkten, die sich im ganzen Land
ausbreiten. Offiziell erlaubt ist das alles nicht. Auch hier kursieren
Mutmaßungen über Bestechung von Behördenvertretern. Den Flüchtlingen kommt
auch die Tatsache zu Gute, dass die Malawier warmherzig und gastfreundlich
gegenüber Ausländern sind. Das nützt denjenigen, die Händler werden wollen.
Sobald sie sich etabliert haben, treten sie in einen Preiswettbewerb mit
malawischen Händlern und manche verkaufen ihre Produkte sogar auf Kredit.
Damit machen sie sich beliebt und werden teilweise sogar gegenüber den
malawischen Händlern bevorzugt, deren Geschäfte dann gemieden werden.

Frank Selemani ist Hutu und ein erfolgreicher Geschäftsmann in einem dicht
besiedelten Township bei Lilongwe. Er denke gar nicht daran, in sein
Heimatland zurückzugehen. "Ich glaube nicht, dass die malawische Regierung
ehrlich ist. Möglicherweise gibt es in Ruanda Frieden für die Tutsi, aber
nicht für uns Hutus." Selemani blieb skeptisch: "Sie wollen uns eine Falle
stellen. Ich gehe nicht."

Er und andere Flüchtlinge aus Ruanda handeln in den Townships um Lilongwe,
wo über eine Millionen Menschen leben, mit Maismehl, Zucker, Öl, Bohnen,
Salz und Seife. Selimani hatte Zweifel: "Meiner Meinung nach gibt es keinen
guten Grund, um nach Ruanda zurückzugehen. Wo sollten wir dort anfangen?"
Eine Tutsi-Frau, die nur Imaan genannt werden will, lobte die
Friedfertigkeit der Malawier. Sie hat sich im Township Chinsapo One nahe
Lilongwe als erfolgreiche Händlerin etabliert. Es gibt aber selten Ehen
zwischen Flüchtlingen und malawischen Staatsbürgern und wenn, dann sind es
Flüchtlingsfrauen, die malawische Männer heiraten, und darüber wird
geredet.


Ethnische Konflikte

Der Hass zwischen Hutu und Tutsi hat das Dzaleka Camp erfasst, das ist
nicht länger ein Geheimnis. Der Ruander Ndayambashi Muhammad schätzte die
Lage kritisch ein: "Das Lager wird langsam zu einem Kampfschauplatz
zwischen Hutu und Tutsi und degeneriert ins Chaos, wenn die Behörden nicht
eingreifen. Wenn sie weiterhin wegschauen, obwohl grausame Morde und
Serienattacken im Camp geschehen." Muhammad kümmerte sich im April 2017 um
Bavumiragira Deogratias, der im Missionshospital in Dowa nahe Lilongwe
behandelt wurde. Deogratias hatte einen Angriff von Kriminellen überlebt,
er war in seiner Unterkunft überfallen, stranguliert und an sein Bett
gefesselt worden. Die Gewalttat war wohl ein Racheakt für das, was die Hutu
vor 23 Jahren den Tutsi angetan haben. Hutu und Tutsi flohen außer Landes.
Nun sind laut Hutu-Vertretern Tutsi-Banden im Dzaleka Camp unterwegs.
Einzelne Hutu meinen sogar, reiche Tutsi in den USA würden die Banden gut
bezahlen, damit sie gezielt gewaltsam gegen Hutu vorgehen.

Muhammad behauptete: "Es werden große Geldsummen aufgebracht, um Hutu
umzubringen. Wir werden wie wilde Tiere gejagt. Wir haben ein
WhatsApp-Forum, wo wir Informationen darüber teilen, welche Gewalt manchen
von uns angetan wird. Und dieser Terror findet nicht nur in Malawi statt."

Der junge Ruander prangerte auch die Behörden an: "Was ich unfassbar finde,
ist die Art und Weise, wie die malawische Polizei, die Einwanderungsbehörde
und das UNHCR mit der Situation umgehen. Vor allem die Polizei kennt die
Probleme, dennoch handelt sie nicht." Er fügte hinzu: Erst als ein Bericht
über den Fall Deogratias in den Medien erschien, habe man reagiert. Die
zwei Beschuldigten, die dann gefasst wurden, seien von ruandischen Tutsi
finanziert worden, um Gewaltverbrechen an Hutu zu begehen. Ein anderer 
Hutu-Mann, der nicht namentlich genannt werden wollte, meinte: "Unsere tribalen
Rivalitäten werden sich noch weiter steigen, wenn die Behörden nicht
reagieren und das Fehlverhalten der Angreifer dulden."


Polizei und Justiz

Auch Juma Jabal, stellvertretender Leiter der Hutu im Camp, war vom
Versagen der Polizei schockiert "Wir haben alles der Polizei hier gemeldet,
aber es gab keine Verhaftungen." Dem widersprach Richard Kaponda,
Polizeisprecher auf Distriktebene. Nach dem Bekanntwerden des Falls seien
Ermittlungen eingeleitet worden, zwei Tatverdächtige würden bereits im
Maula-Gefängnis in Untersuchungshaft sitzen - auch zum eigenen Schutz, wie
es auch Justizkreisen hieß. Es handele sich um eine 37-jährige Frau und
einen 18-jährigen Jugendlichen aus Burundi. Sie wären bereits vor dem
Lilongwe Magistrate Court erschienen, doch ihre Vernehmung musste wegen
Sprachproblemen verschoben werden. Die Justizbehörden bemühen sich um einen
Übersetzer. Es wurde ein neuer Termin für den Prozess anberaumt.

Richard Kaponda sagte der Presse: "Das, was über angebliche Kämpfe
verbreitet wird, stimmt nicht. Es gab einen isolierten Vorfall, als ein
Burundier einen Kongolesen beim gemeinsamen Trinken angegriffen hat."
Kaponga bestätigte vier brutale Tötungen im Camp, die alle von der Polizei
untersucht würden. Von einer bezahlten Mörderbande und der Bestechung von
Polizisten wisse er nichts.

Die Spannungen werden dadurch verstärkt, dass sich Genozidtäter aus Ruanda
in Malawi aufhalten. Vincent Murekezi ist einer von ihnen. Er nannte sich
Vincent Banda und hatte 13 Jahre unbehelligt als Geschäftsmann in Malawi
gelebt. 2003 erhielt er einen malawischen Pass, dafür hatte er
Behördenvertreter bestochen. Nachdem die ruandische Justiz einen neuen
Haftbefehl geschickt hatte, wurde er Anfang Dezember 2016 festgenommen.
Seine Auslieferung zieht sich aus Verfahrensgründen dahin. 36 Genozidtäter
halten sich offenbar in Malawi auf; sie gelten als gefährlich für Ruander
und Malawier. Mit dem Auslieferungsabkommen vom Februar soll ihre
Rückführung erleichtert werden. Das wollen auch offizielle ruandische
Vertreter in Malawi, damit im Dzaleka Camp und in den Orten, wo Ruander
leben, wieder Frieden einkehrt und den Opfern Gerechtigkeit widerfährt.


Watipaso Mzungu Jun. ist malawischer Journalist.

 * 
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EDITORIAL

Angst ist ein schlechter Ratgeber

Kommentar zu Flucht und Migration von Lothar Berger.

AKTUELL


ANGOLA

DIKTIERTER WAHLSIEG DER MPLA

Angola hat am 23. August gewählt. Neuer Präsident ist João Lourenço. Der
Wahlsieg der MPLA wird wegen möglicher Fälschung von der Opposition
angefochten. Lothar Berger erläutert die Gründe.

ANGOLAS NEUER PRÄSIDENT JOÃO LOURENÇO

Nach 38 Jahren Herrschaft von José Eduardo dos Santos bekommt Angola einen
neuen Präsidenten: João Lourenço. Was ist von dem bisherigen
Verteidigungsminister, zu erwarten? Antonio Cascais stellt ihn vor.


MOSAMBIK

BLICK ZURÜCK IM ZORN MIT KROLL

Der Bericht des Buchprüfungsunternehmens Kroll zu den geheimen Schulden
Mosambiks wurde veröffentlicht. Wegen verwehrter Akteneinsicht erhält er
nur wenig erhellende Kenntnisse. Gottfried Wellmer hat sich die Auswertung
angeschaut.

MIT DEM GÜTERZUG DURCH EIN MINENFELD

Der Lohn der Angst: Im Spielfilm "The Train of Salt and Sugar" unternehmen
Händlerinnen eine lebensgefährliche Bahnreise durch das Kriegsgebiet in
Mosambik. Catherine Silberschmidt hat den Film angeschaut.


SAMBIA

DER GUTE RUF IN GEFAHR

Sambia unter Edgar Lungu. Mit der vorübergehenden Verhaftung seines
Kontrahenten Hakainde Hichilema ließ der sambische Präsident seine Muskeln
spielen. Peter Meyns analysiert die Problemsituation.


MALAWI

VERLAGERTE KONFLIKTE

Afrikanische Flüchtlinge auf dem Weg nach Europa stehen im Fokus des
politischen und medialen Interesses. Doch die meisten Menschen suchen in
ihren Nachbarländern Zuflucht. Das führt zu vielschichtigen Problemen, wie
Watipaso Mzungu in Malawi zeigt.


SWASILAND

BESORGT UM MENSCHENRECHTE

Zwanini Shabalala ist Pastor der Evangelisch Lutherischen Kirche im
südlichen Afrika - Östliche Diözese in Swasiland. Tobias Schäfer-Sell hat
ihn zur Lage in Swasiland interviewt.


SÜDAFRIKA

TRANSNETS LÄSTIGE VERMITTLER

Haben deutsche Softwarehersteller wie die SAP und Software AG sog.
Kickbacks an skurrile Gupta-Firma bezahlt - als Erfolgsprämie für
Großaufträge des Frachtlogistik Unternehmens Transnet? Gottfried Wellmer
kennt die Antwort.

MIT SCHMIERENKAMPAGNE VERZOCKT

Die PR-Agentur Bell Pottinger steht unter Insolvenzverwaltung. Sie sollte
mit einer dreisten Kampagne vom Guptagate-Skandal in Südafrika ablenken.
Doch sie hat sich verzockt. Gottfried Wellmer über die Hintergründe. [mehr]

Südafrika: Literatur

WIR SIND VIELES

In Kapstadt leben über 800.000 Coloureds. Für viele ist der Islam Teil
ihres Lebens. Sean Jacobs und Dan Magaziner haben die Kapstädter
Schriftstellerin Nadia Davids zu Coloured-Identitäten in der Literatur
interviewt.

Südafrika: Geschichte

"LET US DIE LIKE BROTHERS"

Vor 100 Jahren ist die SS Mendi untergegangen. Dabei sind Hunderte schwarze
Südafrikaner ertrunken, die auf Geheiß der Briten am Ersten Weltkrieg
teilgenommen haben. Von Fabrice Bornkessel.

Südafrika: Tanz

OHNE FLÜGEL FLIEGEN

Livia Kern beschreibt, wie die Unmute Dance Company aus Kapstadt in ihren
Aufführungen Zuschreibungen und Barrieren zwischen Menschen mit und ohne
Behinderungen überwindet.


SÜDLICHES AFRIKA

URBANES AFRIKA UND URBANISIERTE AFRIKANER

Afrikas Bevölkerung ist jung und urban. Das betrifft auch die SADC-Länder.
Rita Schäfer stellt innovative Studien zur Urbanisierung aus der Region
vor.


SERVICE

REZENSIONEN
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HOCHSCHULE/2196: Niedersachsen - Hochschulen stellen erneut Informationen zu Drittmittelprojekten ins Netz (idw)


Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur - 03.04.2018

Hochschulen stellen erneut Informationen zu Drittmittelprojekten ins
Netz 

Thümler: "Exzellente Forschung und Transparenz sind zwei Seiten einer
Medaille"



Zum dritten Mal haben die niedersächsischen Hochschulen zum Stichtag 31.
März Daten zu laufenden Drittmittelprojekten öffentlicher und privater
Auftraggeber im Internet veröffentlicht. Sie legen damit vollumfänglich
offen, wer zu welchen Themen in wessen Auftrag forscht.

"Mit der Veröffentlichung der Projektdaten verfügt Niedersachsen
inzwischen über ein etabliertes und anerkanntes Verfahren zur Herstellung
größtmöglicher Transparenz in der Forschung", sagt der Niedersächsische
Minister für Wissenschaft und Kultur, Björn Thümler. "Exzellente Forschung
und Forschungstransparenz sind dabei zwei Seiten einer Medaille", betont
der Wissenschaftsminister. "Die Hochschulen stellen übersichtlich dar, an
welchen Projekten sie arbeiten und welche Bedeutung ihre
Forschungsprojekte für die Gesellschaft haben. Dies ist im Zeitalter von
Digitalisierung und schnellen Kommunikationswegen von zentraler
Bedeutung."

Auf der Grundlage der 2015 vereinbarten Leitlinien zur Transparenz in der
Forschung veröffentlichen die niedersächsischen Hochschulen seit 2016
einmal jährlich Listen, in denen Auftraggeber, Projekttitel, Laufzeit und
Fördersumme von Drittmittelprojekten offen gelegt werden. Insgesamt wurden
zum Stichtag 31. März 2018 Informationen zu 7029 Projekten online
gestellt. Einige Hochschulen haben erneut von der Möglichkeit Gebrauch
gemacht, zu Forschungsvorhaben lediglich abstrakte Angaben zu
veröffentlichen.

Noch sind nicht alle in den Leitlinien vereinbarten Ziele vollständig
umgesetzt. Insbesondere die Fragen, wie ein lebendiger Diskurs der
Hochschulen mit der Zivilgesellschaft gestaltet und wie der Öffentlichkeit
ein niedrigschwelliger und einheitlicher Zugang zu den
Forschungsaktivitäten und -ergebnissen der Hochschulen ermöglicht werden
kann, werden künftig zu beantworten sein.


Weitere Informationen unter:

http://www.mwk.niedersachsen.de/startseite/forschung/forschungspolitik/transparenz_forschung/transparenz-in-der-forschung-131173.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution769

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur,

Petra Wundenberg, 03.04.2018
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MARKT/2251: Milchpreise "stürzen ab" (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 419 - März 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Milchpreise "stürzen" ab

Die Kommission hat aber noch keine aktuellen Zahlen

von Marcus Nürnberger



Die Auszahlungspreise verschiedener Molkereien sind zum Jahresbeginn
dramatisch gefallen. So hat die Breitenburger Milchzentrale eG
(Itzehoe, Schleswig-Holstein) ihren Milchauszahlungspreis von 42
Cent/kg im Oktober 2017 in drei Schritten auf 30 Cent/kg für Januar
2018 zurückgefahren. Mit vergleichbaren Preisabfällen sehen sich auch
die Lieferanten des DMK konfrontiert. Im Januar war der
Auszahlungspreis um 5,2 Cent auf 34 Cent/kg zurückgenommen werden und
soll im Februar auf 30 Cent/kg fallen. Auch bei der Sachsenmilch AG
geht man für Februar von rund 29 Cent/kg aus.

Besonders betroffen vom Preisverfall ist der Spotmilchmarkt. Frei
handelbare Milch (Spotmilch), die nach Italien geht, soll in der
laufenden Berichtswoche um 21,5 Cent/kg zu haben gewesen sein, für den
nördlichen Raum wird von rund 25 Cent/kg gesprochen, berichtet der BDM
in seiner Mitgliederinformation. Mengeneinschätzungen

Schon im Herbst war die EU in ihrer Kurzfristprognose davon
ausgegangen, dass im Jahr 2018 aufgrund der hohen Milchpreise 2017
höhere Milchmengen zu erwarten seien. Ein Anstieg von 0,7 Prozent
wurde im Vergleich zum Vorjahr bereits für 2017 angenommen. Für 2018
wird mit einem Anstieg der Milchanlieferung um 1,4 Prozent gegenüber
2017 gerechnet. Auch die Molkereien konnten diese Entwicklungen
absehen. Zu Beginn des Jahres hat Campina seine Lieferanten zur
Drosselung der Liefermenge aufgefordert und erneut die
Einführung eines Bonus-Malus-Systems ins Gespräch gebracht, sollten
die Liefermengen die eigenen Kapazitäten übersteigen.

Bei einem Treffen der Zivilen Dialoggruppe Milch in Brüssel, die aus
rund 50 Vertretern von Milchviehhaltern, Molkereiwirtschaft,
Milchhandel etc. besteht, stellte die Kommission ihre Sicht der
Marktlage dar. Die Milcherzeugerpreise seien nach wie vor gut, man
erwarte deshalb für 2018 keine allzu großen Marktprobleme, so die
Kommissionsvertreter. Aktuell würden nur 6 % der Milch zu Milchpulver
verarbeitet, die KOM geht von einer Produktionssteigerung in der EU
von rund 1,6 % für 2018 aus. Allerdings bezogen sich die Vorhersagen
der Vertreter auf Preise vom Dezember 2017.

Ein Blick auf die Situation bei einem der größten
Milchhandelsunternehmen in Deutschland, der Berliner
Milchhandelsgesellschaft (BMG), hätte die Brüsseler Vertreter
wachrütteln können. Erhielten die BMG-Lieferanten noch im September
37 Cent/kg, fiel der Preis im Januar auf 23,5, bei manchen sogar auf
nur noch 22 Cent pro kg. Die BMG beliefert vor allem den
Spotmilchmarkt und ist damit besonders früh von Preisschwankungen
betroffen. Für Lieferanten ist dieser rasante Preisverfall
existenzbedrohend, wenn ein Teil des Milchgeldes zur Tilgung von
Bankkrediten eingeplant war. Offiziell haben die Lieferanten der BMG
einen Auszahlungspreis, der sich am AMI-Durchschnittspreis
orientiert, normalerweise zuzüglich eines Aufschlags. In den
kommenden Monaten soll die Differenz nachgezahlt werden.

 * 
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DISKUSSION/408: Witten - Korruption, Compliance und Vertrauen in der deutschen Wirtschaft, 10.04.18


idw - Pressemitteilung: Universität Witten/Herdecke

Korruption, Compliance und Vertrauen in der deutschen Wirtschaft

Das Wittener Institut für institutionellen Wandel (WIWA) organisiert
am 10. April die "UW/H-Debatte" in der Stadtbibliothek Witten



Berichte über Korruption und Skandale in der Wirtschaft finden sich
nahezu regelmäßig in der Presse. Ob Dieselgate oder dubiose Geschäfte
während und vor der Finanzmarktkrise - Verbraucher werden und wurden
zum Vorteil von Unternehmen getäuscht. In ihrem Korruptionsbericht aus
dem Jahr 2014 bezifferte die EU-Kommission den Schaden, der durch
Korruption in der EU entsteht, auf ca. 120 Mrd. Euro. Um solche
Verhaltensweisen in der deutschen Wirtschaft zu vermeiden, fordert die
Organisation Transparency International die Einführung gesetzlicher
Mindeststandards für Compliance-Management-Systeme.

Solche Systeme verstärken die Kontrollmechanismen in den Unternehmen.
Gleichzeitig braucht es zur Etablierung stabiler
Kooperationsbeziehungen in und zwischen Unternehmen aber auch
Vertrauen in die Verlässlichkeit der Kooperationspartner. In welcher
Beziehung Korruption, Compliance und Vertrauen in der Wirtschaft
stehen, ist Thema der "UW/H-Debatte", zu der das Wittener Institut für
institutionellen Wandel (WIWA) am 10. April ab 18:30 Uhr in die
Stadtbibliothek Witten (Husemannstraße 12) einlädt.

Auf dem Podium diskutieren mit den Teilnehmern: Dirk von Keitz
(Compliance Officer Division Europe, HOCHTIEF AG), Prof. Dr. Guido
Möllering (Direktor des Reinhard-Mohn-Instituts für
Unternehmensführung der UW/H), Prof. Dr. Dirk Tänzler (Fakultät für
Geschichte und Soziologie, Universität Konstanz). Moderation: Prof.
Dr. Dirk Sauerland (Direktor Wittener Institut für institutionellen
Wandel (WIWA).

Der Eintritt ist kostenlos. Das Wittener Institut für institutionellen
Wandel (WIWA) ist Bestandteil der Universität Witten/Herdecke und
organisiert die UW/H-Debatte seit 2017 in Kooperation mit dem
Kulturforum Witten. Es richtet sich an die Studierenden und Lehrende
der Universität Witten/Herdecke sowie an interessierte Bürgerinnen und
Bürger.

Über die Universität Witten/Herdecke (UW/H): Die Universität
Witten/Herdecke (UW/H) nimmt seit ihrer Gründung 1982 eine
Vorreiterrolle in der deutschen Bildungslandschaft ein: Als
Modelluniversität mit rund 2.400 Studierenden in den Bereichen
Gesundheit, Wirtschaft und Kultur steht die UW/H für eine Reform der
klassischen Alma Mater. Wissensvermittlung geht an der UW/H immer Hand
in Hand mit Werteorientierung und Persönlichkeitsentwicklung.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de / #UniWH / @UniWH

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution226

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Witten/Herdecke, Jan Vestweber, 03.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/907: Zukunftskonzept für den Leipziger Südraum (idw)


Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig - 03.04.2018

Zukunftskonzept für den Leipziger Südraum

Wissenschaftler der HTWK Leipzig wollen Strukturwandel im "Osterland"
anstoßen - Chance auf Bundesmittel in Millionenhöhe für Mitteldeutschland



Die "versteckten Perlen" im Leipziger Südraum aus dem Dornröschenschlaf
erwecken - das ist das Ziel der Initiative "Smart Osterland", die am 1.
April 2018 in die Konzeptionsphase gestartet ist. Konkret soll ein
länderübergreifendes Zukunftskonzept zur Gestaltung des Strukturwandels
entwickelt und umgesetzt werden. Die vom Braunkohlenbergbau geprägte
Region mit den Städten Altenburg, Zeitz, Weißenfels, Naumburg und Borna
soll in den kommenden Jahren demografisch und wirtschaftlich das Wachstum
der umliegenden Metropolen unterstützen und selbst davon profitieren.
Neben der Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig (HTWK
Leipzig) sind die Universität Leipzig und das Jenaer Ingenieurbüro 
JENA-GEOS sowie zahlreiche weitere Partner der Region beteiligt.

"Als Hochschule sehen wir es als Pflicht und Chance zugleich, uns in die
Stärkung unseres gesellschaftlichen Umfelds einzubringen. Um die Barrieren
zwischen Stadt und Land, drei Bundesländern sowie hergebrachten und
modernen Wirtschaftsformen zu überbrücken, bedarf es vielfältiger
Innovationen", so Prof. Markus Krabbes, Prorektor für Forschung an der
HTWK Leipzig.

Die Initiative "Smart Osterland" wurde aus 105 Einreichungen als eines von
32 regionalen Bündnissen in der ersten Runde des Wettbewerbs "WIR! -
Wandel durch Innovation in der Region" des Bundesforschungsministeriums
ausgewählt. Bis Herbst 2018 wird in engem Austausch mit den Bewohnern der
Region ein Zukunftskonzept erstellt. Eine Expertenjury wählt dann bis zu
12 Initiativen für eine fünfjährige Förderung aus. Insgesamt stehen
bereits in den ersten beiden Jahren 150 Millionen Euro für diese Form der
Strukturförderung in den Neuen Ländern zur Verfügung.

Der historische Begriff Osterland umschreibt eine landesübergreifende
Region in der südlichen Leipziger Tieflandsbucht, die nach Osten durch den
Fluss Mulde und nach Westen durch den Fluss Saale begrenzt wird. Während
die Einwohnerzahlen in den "Schwarmstädten" Leipzig, Halle und Jena rasant
steigen, kämpfen die kleinen und mittleren Städte in deren Einzugsgebiet
mit der Sogwirkung der großen Städte und dem Strukturwandel nach der
Wende. Die Initiative "Smart Osterland" will Wege der Zusammenarbeit
zwischen Hinterland und Zentren entwickeln, von der beiden Seiten
profitieren. Im Fokus stehen dabei Fragen der Stadt- und
Quartierentwicklung, der nachhaltigen Mobilität und strategischer
Partnerschaften zwischen Landkreisen, deren Mittelzentren und
Wissenschaftseinrichtungen.

Die HTWK Leipzig ist noch an einer weiteren WIR!-Initiative beteiligt:
Unter Federführung des Leibniz-Instituts für Oberflächenmodifizierung, der
Sächsischen Walzengravur GmbH und der Herlac Coswig GmbH soll unter dem
Namen "Gravomere" eine Kompetenzregion mikrostrukturierte
Funktionsoberflächen in Mitteldeutschland entstehen. Die HTWK Leipzig
bringt hier ihre Expertise zur Druck- und Verpackungstechnik ein.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution289

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig , Rebecca Schweier, 03.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1636: Tarifrunde T-Systems - ver.di fordert mehr Einkommensgerechtigkeit (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. April 2018

Tarifrunde T-Systems: ver.di fordert mehr Einkommensgerechtigkeit und
Sicherheit in Zeiten des Umbruchs



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fordert zum
Auftakt der Tarifverhandlungen für die 11.000 Tarifbeschäftigten der
T-Systems-Unternehmen mehr Einkommensgerechtigkeit und Sicherheit in
einer erneuten Phase des Umbruchs. "Die T-Systems hat angekündigt, in
diesem Jahr erhebliche Strukturveränderungen einzuleiten. Dies wird
die Tarifrunde, wie bereits in den Tarifrunden 2014 und 2016
geschehen, überschatten, aber es darf sich nicht erneut negativ auf
die Entgeltentwicklung auswirken", fordert ver.di-Verhandlungsführer
Michael Jäkel.

Die Beschäftigten hätten seit 2014 ihren Anteil an der Sanierung der
T-Systems geleistet, so Jäkel weiter. Jetzt gehe es darum, mehr
Lohngerechtigkeit im Konzern umzusetzen. "Deshalb haben wir
Gesprächsbedarf auch bei den variablen Entgeltbestandteilen
angemeldet."

Die Gewerkschaft ver.di fordert für die tarifgebundenen Beschäftigten
eine Entgelterhöhung von 5,5 Prozent. Die Laufzeit des Tarifvertrages
soll zwölf Monate betragen.

Die Tarifverhandlungen für die T-Systems-Unternehmen beginnen am
Donnerstag, 5. April, um 12 Uhr in Bonn.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 04.04.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Richard Rother - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1635: ver.di verurteilt skandalöses Vorgehen bei Ryanair (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. April 2018

ver.di verurteilt skandalöses Vorgehen bei Ryanair



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) kritisiert das
Vorgehen von Ryanair bei den momentan stattfindenden Kabinenstreiks
auf das Schärfste. Hintergrund sind die ersten Kabinenstreiks in der
Geschichte von Ryanair, die zurzeit in Portugal durchgeführt werden
und die von Ryanair durch den Einsatz von Streikbrechern aus ganz
Europa unterlaufen werden sollen. Die Beschäftigten streiken gegen
schlechte Arbeitsbedingungen und Dumpinglöhne.

"Beschäftigte in ganz Europa, darunter also auch unsere Kolleginnen
und Kollegen in Deutschland, werden von Ryanair nachweislich unter
Druck gesetzt, als Streikbrecher zu agieren und die Streiks der
Kabinenbeschäftigten in Portugal zu unterlaufen", betont
ver.di-Bundesvorstandmitglied Christine Behle. Sie würden unter
Androhung von Disziplinarverfahren aufgefordert, die Flüge der
Streikenden zu übernehmen. "Dieses Vorgehen ist skandalös", so Behle.
"Statt gegen die eigenen Beschäftigten vorzugehen, sollte Ryanair
endlich existenzsichernde Tarifverträge mit den Gewerkschaften
vereinbaren."

ver.di organisiert die Kabinenbeschäftigten bei Ryanair sowie anderen
Billigairlines in Deutschland. Gemeinsam mit den europäischen
Partnergewerkschaften in mehr als zehn Ländern vertritt ver.di die
Interessen der Beschäftigten der größten europäischen Airline.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 04.04.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Martina Sönnichsen - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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STATISTIK/4368: Personenverkehr mit Bussen und Bahnen im Jahr 2017 weiter auf Wachstumskurs (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 04.04.2018:

Personenverkehr mit Bussen und Bahnen im Jahr 2017 weiter auf
Wachstumskurs 



WIESBADEN - Fahrgäste nutzten im Jahr 2017 in Deutschland den Liniennah-
und -fernverkehr mit Bussen und Bahnen erstmals über 11,5 Milliarden Mal.
Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) nach vorläufigen Ergebnissen
weiter mitteilt, entspricht das einem Anstieg um 1,1 % im Vergleich zum
Vorjahr. Durchschnittlich wurden im Jahr 2017 pro Tag 31,5 Millionen
Fahrgäste im Linienverkehr befördert. Die stärkere Nutzung der öffentlichen
Verkehrsmittel wurde auch durch die jeweils gestiegene Zahl der Einwohner,
Erwerbstätigen, Schüler sowie Studierenden begünstigt.

Im Liniennahverkehr beförderten die Unternehmen über 11,3 Milliarden
Fahrgäste, das waren 1,1 % mehr als 2016. Dabei nutzten 5,3 Milliarden
Fahrgäste Omnibusse (+ 0,1 %); bei Straßen-, Stadt- und U-Bahnen waren es
4,0 Milliarden (+ 1,8 %) sowie bei Eisenbahnen und S-Bahnen 2,7 Milliarden
Fahrgäste (+ 2,4 %).

Die Zahl der Fahrgäste im Liniennahverkehr ist seit 2004 - dem ersten Jahr,
für das vergleichbare Daten vorliegen - kontinuierlich angestiegen. Im Jahr
2017 war das Fahrgastaufkommen um fast 1,4 Milliarden höher (+ 14,0 %) als
vor dreizehn Jahren. Besonders starke Zuwächse gab es in diesem Zeitraum im
Eisenbahnnahverkehr (+ 37,7 %) und bei Straßenbahnen (+ 20,3 %). Beim
Nahverkehr mit Omnibussen gab es dagegen nur einen leichten Anstieg von 1,3
%.

Die Zahl der Reisenden in den Fernzügen der Eisenbahn stieg 2017 um 2,3 %
auf 142 Millionen. Der starke Fahrgastanstieg ist dabei auch auf
Streckenerweiterungen sowie auf Sonderticketaktionen zurückzuführen. Der
Linienfernverkehr mit Omnibussen hatte nach dem starken Wachstum der
Vorjahre erstmals einen leichten Rückgang zu verzeichnen: 2017 wurden fast
23 Millionen Fahrgäste befördert, 0,8 % weniger als im Vorjahr.


Methodische Hinweise:

Die Angaben stammen von den rund 840 größeren Unternehmen im
Liniennahverkehr mit Bussen und Bahnen und im Linienfernverkehr mit Bussen,
die mindestens 250 000 Fahrgäste im Jahr beförderten, sowie von allen
Unternehmen mit Eisenbahnfernverkehr.

Im Nahverkehr werden Fahrgäste, die während einer Fahrt zwischen den
Verkehrsmitteln eines Unternehmens umsteigen, in die Gesamtzahl nur einmal
einbezogen, in die nach Verkehrsmitteln untergliederten Angaben jedoch
mehrmals. Als Fahrgäste werden Beförderungsfälle erhoben. Fahren im
Berichtszeitraum Personen mehrfach, so werden diese auch mehrfach gezählt.


Weiteres

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Personenverkehr vor.

Eine zusätzliche Tabelle bietet die Online-Fassung dieser
Presseinfo unter www.destatis.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 122 vom 04.04.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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UNTERNEHMEN/2703: Projekt - "Lebensphasenorientierte Personalpolitik" (idw)


Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe - 03.04.2018

Projekt: EvH-Prof. Dr. Irene Gerlach setzt Maßnahmen

"Lebensphasenorientierter Personalpolitik" um



Unter der Leitung von Prof. Dr. Irene Gerlach, Professorin an der
evangelischen Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe (EvH RWL) in Bochum,
werden innovative Maßnahmen einer Lebensphasenorientierten Personalpolitik
in die Praxis umgesetzt und weiterentwickelt. "In Zeiten des
demografischen Wandels und des Fachkräftemangels bilden ältere
Beschäftigte einen wichtigen Stützpfeiler der Belegschaft", so Prof.
Gerlach zu ihrem aktuellen Projekt.

In einem aktuellen Projekt des Forschungszentrums Familienbewusste
Personalpolitik (FFP) werden unter der Leitung von Prof. Dr. Irene Gerlach
innovative Maßnahmen einer Lebensphasenorientierten Personalpolitik in die
Praxis umgesetzt und weiterentwickelt.

"In Zeiten des demografischen Wandels und des Fachkräftemangels bilden
ältere Beschäftigte einen wichtigen Stützpfeiler der Belegschaft", so
Irene Gerlach, Professorin an der Evangelischen Hochschule 
Rheinland-Westfalen-Lippe (EvH RWL).

Das zeigen auch die Erfahrungen der vier Praxispartner des Projektes: Die
zwei Großkonzerne thyssenkrupp Steel Europe AG und ERGO Group AG sowie die
beiden Mittelständler Helmut Beyers GmbH und Kurt Pietsch GmbH & Co. KG
stellen sich der Frage, wie sie den veränderten Bedürfnissen einer
durchschnittlich alternden Belegschaft gerecht werden können.

Innerhalb der Lernpartnerschaften tauschen sich die Unternehmen aus und
entwickeln Ideen und Maßnahmen, z.B. zu einem langfristigen Erhalt der
Gesundheit und für eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Pflege.

Die beiden Mittelständler können dabei von den bereits bestehenden
Aktivitäten der beiden Großunternehmen profitieren. Dr. Jan Renker von der
Firma Beyers, die sich seit einigen Jahren für pflegend beschäftigte
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen engagiert, erklärt: "Wir sind Mitglied im
Unternehmensnetzwerk 'Pflegend Beschäftigte'. Das Netzwerk bietet uns als
Familienunternehmen eine professionelle Plattform, um Mitarbeitende, die
Angehörige pflegen, adäquat zu unterstützen."

Die beteiligten Mittelständler erproben derzeit auch Programme zum
Wissenstransfer zwischen Jung und Alt. Beispielsweise kann die Phase des
eigentlichen Ausstiegs von den Unternehmen aktiv mitgestaltet werden:
"Viele Beschäftigte haben den Wunsch, im Ruhestand für einige Stunden
weiter im Betrieb zu arbeiten. So besteht weiterhin der Kontakt zum
Unternehmen, und der Wissenstransfer an die jüngere Generation verläuft
Schritt für Schritt", sagt Klaus Harpering, Bereichsleiter Personal von
der Firma Pietsch aus Ahaus.

Auf diese Weise bleibt die Berufs- und Betriebserfahrung und somit das
Wissen der älteren Beschäftigten in den Unternehmen erhalten.

An dieser Stelle zeigt sich aber auch die Notwendigkeit einer stärkeren
Systematisierung der Weitergabe von Wissen an Nachwuchskräfte. Neben
kreativen Einzelfalllösungen entwickeln die beiden Mittelständler nun nach
und nach standardisierte Instrumente der Wissensweitergabe, wie sie bei
thyssenkrupp Steel Europe und der ERGO Group AG bereits etabliert sind.

In diesem Zusammenhang wird im Projekt gemeinsam mit den beteiligten
Unternehmen auch ein Handbuch konzipiert, das Wissensgrundlagen zu
Personalthemen für (Nachwuchs-)Führungskräfte als Schlüsselpersonen
bündelt.

Gefördert wird das dreijährige Vorhaben vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF). Die Projektdurchführung übernimmt das
Forschungszentrum Familienbewusste Personalpolitik (Forschungsschwerpunkt
an der Evangelischen Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe in Bochum).




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1045

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe, MA Julia Gottschick, 03.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/06524: Schwäche zur Zielscheibe gemacht (SB)


Aus den Weltmeisterschaftskämpfen zwischen Emanuel Lasker und David
Janowsky sind kaum Partien bekannt, die ein Schachherz höher schlagen
lassen. Man fühlt sich beim Nachspielen regelrecht um allen Reiz
betrogen. Und das, so ruft man unwillkürlich auf, soll jener Janowsky
sein, der einst gesagt hatte: "In einer gut gespielten Partie darf es
nicht zum Endspiel kommen." Janowsky war ein Angriffsvirtuose, einer,
der das Glück stets herausforderte, nie verlegen war, das Äußerste zu
wagen. Aus diesem Grunde sah man ihn auch gern am Roulettisch, wo die
Gewißheit nur auf einer schmalen Kante thronte, der Wirbel des
Unfaßbaren jedoch der eigentliche Herr der Lage war. So liebte es
Janowsky und verhaßt war ihm der bürgerliche Mief seiner Zeit. Alles,
was Ketten trug, der Vernunft mehr gehorchte als der unbeschreiblichen
Leichtigkeit der Gefahr, lehnte er ab. Er war wohl in diesem Sinne ein
Bonvivant, ein Künstler mit einer Kreativität, die aus dem Augenblick
geboren wurde. Und Lasker? Das genaue Gegenteil und ein schlauer
Psychologe dazu. Also wich er in allen Partien komplexen Varianten
aus, verflachte das Spiel, wo er nur konnte und wählte rasche
Übergänge ins Endspiel, wo Janowsky unterlegen, Lasker aber der
Drahtzieher war. 1909 verlor Janowski mit 1:7, im Jahr drauf in Berlin
gar mit 0:8 gegen Lasker. Es war, als hätte man einen fidelen Haifisch
aufs Trockene gesetzt. Auch im heutigen Rätsel der Sphinx brachte
Lasker seinen Rivalen mit derselben Strategie zur Verzweiflung. Die
Partie stammt aus dem großen Turnier in New York 1924. Janowsky gab im
82. Zug auf. Ein langes Endspiel hatte ihn niedergerungen. Als
Schwarzer hatte er zuletzt mit 1...Td1xd3 einen weißen Bauern
geschlagen. Lasker verwertete nun seinen Vorteil, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06524: Schwäche zur Zielscheibe gemacht (SB)]



Lasker - Janowsky

New York 1924


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Und der Kobold flüsterte Grünfeld zu, mit 1.Df5xh7+!! die Dame
schlauerweis' zu opfern, denn kurzum, nach 1...Kg8xh7 2.Tg3-h3+ Kh7-g8
3.Se5-g6 war gegen das Turmmatt auf h8 nichts mehr zu erfinden.



Erstveröffentlichung am 7. April 2005
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GESELLSCHAFT/326: Armut von Familien in Deutschland - Entwicklung und Ursachen (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 03.04.2018

Armut von Familien in Deutschland: Entwicklung und Ursachen

Mainzer Soziologin Mara Boehle erklärt die Ursachen von Armut in Familien
auf dem 1. Kongress der Akademie für Soziologie "Wachsende Ungleichheit -
gespaltene Gesellschaft?"



Armut von Familien mit Kindern gilt in Deutschland als eines der größten
sozialpolitischen Probleme. Dennoch ist in der Forschung wenig über den
genauen zeitlichen Verlauf der Familienarmut und ihre Ursachen bekannt.
"Der Vielzahl an Armuts- und Sozialberichten, die das deutlich
überdurchschnittliche und ansteigende Armutsrisiko von Eineltern-,
Mehrkind- und Migrantenfamilien anhand verschiedener Datenquellen
dokumentieren, stehen kaum Beiträge gegenüber, die sich systematisch mit
den Ursachen dieser Entwicklung beschäftigen", so Dr. Mara Boehle,
wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut für Soziologie der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU). Boehle hat zuletzt am 5. Armuts- und
Reichtumsbericht der Bundesregierung mitgearbeitet. Auf dem diesjährigen
Kongress der Akademie für Soziologie, der vom 4. bis 6. April 2018 in
München stattfindet, stellt sie die Ergebnisse ihrer neuen Armutsstudie,
die im Herbst im Springer-Verlag erscheinen wird, erstmals vor.

Als Armutsindikator verwendet Boehle die international gängige Definition,
wonach als arm gilt, wessen real verfügbares Haushaltseinkommen weniger
als 50 Prozent unter dem mittleren Einkommen der Gesamtbevölkerung liegt.
Ihre statistischen Berechnungen mit Repräsentativdaten des Mikrozensus
zeigen, dass Familienarmut zeitlich keineswegs kontinuierlich zugenommen
hat: "Nach einem Anstieg in den 1970er- und frühen 1980er-Jahren blieb der
Anteil der armen Familien bis Mitte der 1990er-Jahre konstant hoch. Etwa
die Hälfte aller statistisch Einkommensarmen lebte damals in Haushalten
mit Kindern", so die Soziologin. Danach sank die Armut der
Alleinerziehenden bis 2006 deutlich ab, um bis 2009 wieder anzusteigen.
Für die folgenden Jahre zeigt sich auf Basis anderer Studien, dass sich
die Armut von Alleinerziehenden und Haushalten mit drei oder mehr Kindern
auf hohem Niveau stabilisiert hat.

Laut Dr. Mara Boehle haben zwei wichtige Gründe zum langfristigen
Armutsanstieg beigetragen: Zum einen ist die Zahl der seit jeher
armutsgefährdeten Alleinerziehenden in Deutschland langfristig
angestiegen. Die Zunahme dieser Lebensform trägt erheblich zu einem
Anstieg der Familienarmut bei. "Parallel aber haben wir auch mehr
überdurchschnittlich einkommensstarke kinderlose Paarhaushalte. Ihre
Zunahme verschiebt das gesellschaftliche Durchschnittseinkommen nach oben,
was statistisch zum Anstieg der Zahl armer Familien beiträgt", erklärt
Boehle. Das dauerhaft höhere Armutsrisiko von Familien im Vergleich zu
Kinderlosen liegt also nicht nur am Vorhandensein von Kindern als solches.
Hinzu kommt die sich seit diesem Zeitpunkt verändernde, polarisierende
Zusammensetzung der Bevölkerung in Familienhaushalten und kinderlosen
Haushalten.

Die wichtigste Ursache dieses Wandels liegt für Dr. Mara Boehle im
unterschiedlichen Ausmaß der Erwerbstätigkeit zwischen Familienhaushalten
und kinderlosen Haushalten. Erwerbstätige weisen ein vergleichsweise
geringes Armutsrisiko auf. Während der Anteil der Erwerbstätigen in
Familienhaushalten besonders in Westdeutschland von 1976 bis 2009 nahezu
konstant blieb, stieg die Erwerbsbeteiligung bei den Kinderlosen im
gleichen Zeitraum stark an. Die Studie unterstreicht damit, wie wichtig
der Ausbau der öffentlichen Kinderbetreuung für die Bekämpfung von
Familienarmut ist.


Weitere Informationen zum Kongress "Wachsende Ungleichheit -
gespaltene Gesellschaft? Aktuelle Beiträge der empirisch-analytischen
Soziologie" sind verfügbar unter:

https://akademie-soziologie.de/konferenzen/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Petra Giegerich, 03.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INITIATIVE/445: Neue Kampagne wirbt für die Stadttaube (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 4. April 2018

Neue Kampagne wirbt für die Stadttaube



Mit seiner neuen Kampagne #RespektTaube, die am 5. April startet, wirbt der
Deutsche Tierschutzbund für einen respektvollen und tierschutzgerechten
Umgang mit der Stadttaube. Ziel der Kampagne ist es, die Bevölkerung über
Vorurteile aufzuklären und mit dem negativen Image der Taube aufzuräumen.
Gleichzeitig stellen die Tierschützer Städten und Gemeinden Infomaterial
zur Verfügung und zeigen auf, wie sich die Taubenpopulation durch die
Errichtung von Taubenhäusern und -türmen tiergerecht regulieren lässt.

"Man muss die Taube nicht zwingend lieben, doch respektieren muss man sie
allemal. Der tagtägliche Umgang mit den Tieren zeigt jedoch leider häufig
das Gegenteil", sagt Thomas Schröder, Präsident des Deutschen
Tierschutzbundes. "Damit Tauben und Menschen friedlich koexistieren können,
braucht es sowohl die Aufklärung der Bevölkerung als auch flächendeckende
Konzepte zur tierschutzgerechten Bestandsregulation."

Insbesondere Verschmutzungen durch Taubenkot an Gebäuden und die Angst vor
der Übertragung von Krankheiten führen dazu, dass sich viele Menschen durch
die großen Stadttaubenschwärme belästigt fühlen. Was viele nicht wissen:
Die anpassungsfähigen und intelligenten Stadttauben sind Nachkommen
entflogener Haustauben und die gesundheitliche Gefährdung ist nicht größer
als durch andere Zier- und Wildvögel oder Haustiere.

Bestandregulierung gelingt mit Taubenschlägen

Viele der angewandten Vergrämungsmethoden für Tauben stellen ein
Tierschutzproblem dar. An Spikes verletzen sich immer wieder junge und
unerfahrene Vögel, in Netzen können sich die Tiere verheddern und qualvoll
zu Tode kommen. Dass Tauben abgeschossen oder eingefangen und getötet
werden, ist zudem keine Seltenheit. Dieses Vorgehen ist weder
tierschutzgerecht noch effektiv. Denn die Bestände erholen sich aufgrund
des großen, aber nicht artgerechten Futterangebots in den Städten innerhalb
weniger Wochen. Die einzige tiergerechte Lösung zur Bestandsregulierung
gelingt mit Hilfe von betreuten Taubenschlägen, -häusern oder -türmen.
Diese bieten den Tauben attraktive Nistmöglichkeiten, in denen gelegte Eier
leicht durch Attrappen ausgetauscht werden können. Viele Mitgliedsvereine
des Deutschen Tierschutzbundes betreiben bereits seit Jahren solche
Taubenhäuser und stehen im Dialog mit den Gemeinden. "Mit der Kampagne
wollen wir auch die wertvolle Arbeit der Vereine vor Ort unterstützen und
weitere Kommunen davon überzeugen, diesen Weg zu gehen", sagt Schröder.

Weitere Informationen zur Kampagne #RespektTaube und ein emotionales
Taubenvideo finden Interessierte unter:

www.tierschutzbund.de/taubenschutz.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 4. April 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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ATOM/1284: BI Lüchow Dannenberg fordert Salzstudie (BI Lüchow-Dannenberg)


Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. - Pressemitteilung vom 3. April
2018

BI fordert Salzstudie



Die Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg (BI) drängt
darauf, dass ein 'besonders düsteres' Kapitel der Gorleben-Geschichte
in den Fokus des Nationalen Begleitgremiums (NBG) gerückt wird: es
geht um eine Studie des Bundesamtes für Geowissenschaften und
Rohstoffe (BGR) aus dem Jahr 1995, in der mögliche Salzlagerstätten
auf ihre Eignung als nukleares Endlager für hochradioaktiven Müll
ausgewiesen wurden.

Pikant: Auftraggeber war damals ausgerechnet Prof. Klaus Töpfer, heute
einer der beiden Vorsitzenden des NBG. Die BI möchte, dass sich auch
das NBG, das die Endlagersuche für hochradioaktive Abfälle moderieren
soll, mit den Fehlern der bisherigen Endlagersuche befasst, zumal
einer dieser historischen 'Fehler', nämlich die jahrzehntelange
Festlegung auf den Salzstock Gorleben-Rambow, in die Gegenwart und
Zukunft hineinragt: das Standortauswahlgesetz (StandAG) zementiere
nämlich diese Fehler, so BI-Sprecher Wolfgang Ehmke, schlicht durch
das Festhalten an Gorleben.

Als ein besonders anschauliches Beispiel für die Tricksereien in der
Gorleben-Geschichte gilt jene BGR-Salzstudie, sie wurde 1992 vom
damaligen Umweltminister Klaus Töpfer beauftragt und 1995 von der
nachfolgenden Umweltministerin Angela Merkel der Öffentlichkeit
vorgestellt.

Prof. Dr. Klaus Töpfer hatte 1992 darauf bestanden, nach der
Wiedervereinigung sollten alle Salzformationen in Deutschland
geologisch verglichen werden, Gorleben blieb bei dem Vergleich aber
außen vor: Es sollten Ersatz- oder Reserve-Standorte gesucht werden,
falls Gorleben sich als ungeeignet erweist.

Die BGR-Studie führte zu einer Liste mit einer Rangordnung von
untersuchungswürdigen, weniger untersuchungswürdigen und nicht
untersuchungswürdigen Standorten. Bei der Vorstellung der Ergebnisse
verstieg sich die Töpfer-Nachfolgerin Merkel zu der Behauptung, die
durch keinen Satz der Studie zu belegen war, es gäbe keinen besseren
Standort als Gorleben. 'Gorleben bleibt 1. Wahl'. Im Süd-West-Funk
(SWF3-Interview vom 18.7.1995) äußerte Merkel dies noch drastischer
"die Studie hat ergeben, dass es keinen besseren Standort gibt als
Gorleben".

Schriftlich fordert der BI-Vorsitzende Martin Donat nun, dass das NBG
eine Studie in Auftrag geben möge, in der die geologischen Daten aller
Salzstöcke Deutschlands, also auch des Salzstocks Gorleben-Rambow,
nach den 1995 geltenden und angewandten Kriterien verglichen und
bewertet werden.

"Das wäre ein Akt der Fairness und würde der Öffentlichkeit klar
machen, wie falsch es ist, an Gorleben festzuhalten", sind sich die
Gorleben-Gegner*innen sicher.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.04.2018

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V.

Rosenstr. 20, 29439 Lüchow

Tel. 05841/46 84, Fax: 05841/31 97

E-Mail: buero[at]bi-luechow-dannenberg.de

Internet: www.bi-luechow-dannenberg.de
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AKTION/326: Wer brummt denn da? - Bayernweite Aktion "Hummelfrühling" (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 29. März 2018

Landesweite Aktion "Hummelfrühling" startet!

Wer brummt denn da?



Zum Frühlingsbeginn starten BUND Naturschutz (BN) und IfBI (Institut
für Biodiversitätsinformation e.V., Ebern) die bayernweite
Mitmachaktion "Hummelfrühling": Handyfotos von den ersten Hummeln
werden von einem Expertenteam bestimmt und mit Informationen zu der
jeweiligen Art beantwortet.

In Deutschland kann man immerhin über 30 Hummelarten unterscheiden.
Der BN ruft alle Naturliebhaber dazu auf, Hummeln zu fotografieren und
das Bild per WhatsApp an das Hummeltelefon (0163/9631987) oder per
Mail (hummelfund@ifbi.net) zu schicken. Hummelkenner werden die Fotos
dann begutachten und (natürlich kostenfrei) antworten, um welche
Hummel es sich handelt.

Trotz verspätetem Frühling kommen jetzt nach und nach die ersten
Hummelköniginnen aus ihrem Winterquartier und suchen nach Nahrung. Im
Gegensatz zu Honigbienen, die erst ab einer Tagestemperatur von
mindestens 10 °C fliegen, sind Hummeln schon ab 2 °C aktiv. Um fliegen
zu können, lassen sie die Brustmuskulatur vibrieren und heizen so
ihren Körper auf 30°C auf.

Hummeln sind wahre Flugkünstler - obwohl ihre Flügel eigentlich viel
zu klein sind, um den enorm dicken Körper zu tragen. Das Geheimnis
liegt darin, dass die Flügel bis zu 200mal in der Sekunde schlagen und
sich durch ihre Beweglichkeit dabei drehen und verwinden. Das erzeugt
Luftwirbel. Wie bei einem Tornado: die Luftwirbel saugen den Flügel in
die Höhe. Und so fliegt die Hummel eben doch.

"Da immer weniger Wildbienen in heimischen Gärten zu finden sind,
möchten wir mit dieser Aktion auf das Insektensterben aufmerksam
machen und die Menschen für die pelzigen Flieger begeistern", sagt
Klaus Mandery, Leiter des IfBI, Vorsitzender des BN Haßberge und
Bienenexperte.

Jede gemeldete Hummel wird in eine interaktive Website-Karte
eingetragen. Das hilft, mehr über die Verbreitung der Hummelarten in
Bayern zu lernen. Diese Informationen sind enorm wichtig, um den
Schutz der Wildbienen bestmöglich an deren Bedürfnisse anzupassen.

Gez. Dr. Kai Frobel, Naturschutzreferent

Ablauf:

1. Nummer hinzufügen

Lade die kostenlose App "WhatsApp" herunter und speichere die Nummer
0163 9631987 zu Kontakten

2. Bild machen

Fotografiere eine Hummel im Garten oder auf einer Wiese

3. Zusenden 

Schicke uns das Bild; unser Hummelexperte antwortet

Weitere Informationen:

www.ifbi.net/hummel

 * 

Quelle:

Presseinformation, 29.03.2018

Herausgeber:

BUND Naturschutz in Bayern e.V.

Landesgeschäftsstelle

Dr.-Johann-Maier-Str. 4, 93049 Regensburg
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AMPHIBIEN/139: Zukunft der Amphibien in Bayern ungewiss (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 4. April 2018

Zukunft der Amphibien in Bayern ungewiss



Der BUND Naturschutz in Bayern (BN) hat heute im Landkreis
Pfaffenhofen a.d. Ilm auf die Bedrohung der heimischen Amphibienarten
hingewiesen. Dort nahm vor über 40 Jahren die heute landesweite
jährliche Amphibienrettungsaktion ihren Anfang. "Große Rückgänge
selbst bei einstigen Allerweltsarten wie dem Grasfrosch sind ein
überdeutliches Alarmzeichen", sagte der BN-Vorsitzende Hubert Weiger.
Ursachen sind vor allem Lebensraumverlust, Klimawandel und Pestizide.

Weiger mahnte ein Umdenken in der Landnutzung an: "Unsere rund 6.000
freiwilligen Helferinnen und Helfer leisten seit Jahrzehnten bei den
Amphibienwanderungen gerne und leidenschaftlich Ihren Beitrag für die
Erhaltung der Amphibien in Bayern. Doch die über Jahre forcierte
Intensivierung der Landwirtschaft droht die Erfolge dieses Engagements
zunichte zu machen."

Mit dem Vorort-Termin am Amphibienschutzzaun in Scheyern wollte der BN
auf neue Bedrohungen für die Amphibien aufmerksam machen. "Es ist
schon lange bekannt, dass die Zerschneidung der Landschaft durch
Straßen und der immer noch anhaltende Verlust von Lebensräumen in Form
von Kleingewässern, Brachflächen und Saumstrukturen den Amphibien
massiv zu schaffen macht", so Weiger. "Aber es gibt Gefahren, deren
Auswirkung auf die 19 in Bayern heimischen Amphibien niemand richtig
vorhersagen kann. Bis hin zum Aussterben ganzer Arten ist alles
denkbar. Wenn wir nicht handeln, könnte es sein, dass eines Tages das
Quaken der Frösche so selten zu hören wie der Gesang von Braunkehlchen
oder des Kiebitzes."

Eine dieser Gefahren sind Pestizide, die über die feuchte,
durchlässige Haut der Amphibien leicht aufgenommen werden und entweder
direkt zum Tod führen können, das Immunsystem der Tiere schwächen oder
aber die Metamorphose von der Kaulquappe zum erwachsenen Tier stören.
Diese Gefahr könnte mit einem deutlich verminderten Einsatz der
Pflanzenschutzmittel und der Erhöhung der Anbaufläche in ökologischer
Landwirtschaft schnell gebannt werden. Auch das Insektensterben
erschwert Kröten, Fröschen und Molchen das Überleben, denn Insekten
sind eine wichtige Nahrungsquelle. Auch hier könnte mit einer
geänderten Agrarpolitik schnell gegengesteuert werden.

Vorreiter im Aphibienschutz

Das gilt nicht für den Klimawandel, dessen Auswirkungen nur durch eine
ambitionierte Klimaschutzpolitik gemindert werden können. Der
Jahresrhythmus der Amphibien ist sehr eng an den Jahresverlauf der
Witterung angepasst. Wenn es hier Verschiebungen gibt, dann könnte es
angesichts der komplexen ökosystemaren Zusammenhänge, in die Amphibien
eingebunden sind, schnell dazu führen, dass einzelnen Arten ihre
Lebensgrundlage zumindest in unserem Land verlieren. Wenn
beispielsweise früh im Jahr milde Temperaturen die ersten Lurche zum
Wandern und zum Laichen locken und dann nochmal eine Frostperiode
einsetzt, kann der ganze Laich verloren gehen.

Die Pfaffenhofener Kreisgruppe war Vorreiter beim landesweiten
Engagement des BN für den Amphibienschutz in Bayern, bei dem heute
jährlich ca. 600.000 Amphibien sicher über die Straßen getragen
werden. "In den letzten 40 Jahren haben wir allein in unserem
Landkreis weit über 300.000 Kröten, Fröschen und Molche den sicheren
Weg über die Straßen ermöglicht." zieht Christine Janicher-Buska, 2.
Vorsitzende der Kreisgruppe, Bilanz. Für die Initiierung und
alljährliche Koordinierung der Amphibienrettung im Landkreis wurde der
BN-Aktive Hermann Kaplan bereits mehrmals ausgezeichnet, zuletzt 2016
mit der Bayerischen Staatsmedaille für besondere Verdienste um die
Umwelt. Kaplans seit 1979 erhobene Daten und Untersuchungen der
wandernden Amphibien haben maßgeblich dazu beigetragen, dass die
Oberste Baubehörde im Bayerischen Innenministerium in den letzten 20
Jahren zusammen mit dem BN den Amphibienschutz an Straßen auch mit
einem Tunnelbauprogramm wesentlich intensiviert hat.

Kaplan, der in seiner Zeit als Lehrer Generationen von Schulklassen
bei den Amphibienschutzaktionen eingebunden hat, betonte die Bedeutung
der Amphibienaktion, die weit über den Artenschutz hinausgeht: "Wenn
ich heute meine ehemaligen Schülerinnen und Schüler wiedertreffe, dann
sprechen Sie mich sofort auf unsere Amphibienaktionen an. Diese
direkte Fürsorge für Tiere bleibt bei den jungen Menschen hängen und
prägt sie für ihr Leben. Eine bessere Wertevermittlung kann ich mir
kaum vorstellen."

Forderungen für den Schutz der Amphibien

Zum Schutz der Amphibien in Bayern fordert der BN


	die Erhaltung aller naturnahen Gewässer und Feuchtbiotope sowie des Feuchtgrünlandes in Bayern,

	die Wiederherstellung der natürlichen Auendynamik an bayerischen Flüssen in Verbindung mit natürlichem Hochwasserschutz,

	das Belassen von breiten Uferrandstreifen an stehenden und fließenden Gewässern,

	das Verbot von Glyphosat und ein deutlich verminderter Einsatz anderer Pestizide,

	die Berücksichtigung der Auswirkungen auf Amphibien im Zulassungsverfahren neuer Pestiziden

	eine finanzielle Förderung für Landkreise und Kommunen beim nachträglichen Einbau von Amphibienschutzanlagen an Kreisstraßen und Ortsverbindungsstraßen,

	Erleichterung der Amphibienwanderungen durch bessere Vernetzung ihrer Lebensräume (Biotopverbund),

	Reduzierung des anhaltend hohen Flächenverbrauchs in Bayern, da dieser auch die Lebensräume von Amphibien betrifft sowie als langfristig wirksame und notwendige Maßnahme eine ambitionierte Klimaschutzpolitik der bayerischen Staatsregierung.



Mitmachen: Werden Sie Amphibienretter

Die milderen Temperaturen und Regenfälle locken Kröten, Frösche und
Molche aus den Winterquartieren. Rund 6.000 freiwillige Helfer bauen
daher Amphibienzäune an Straßen auf. Das rettet jährlich bis zu
700.000 Amphibien das Leben. Sie wollen mithelfen? Wir freuen uns auf
Sie! Bitte schreiben Sie uns eine Mail: amphibien@bund-naturschutz.de

Vorkenntnisse sind nicht erforderlich, nur Freude am Amphibienschutz
und eine gewisse Wetterfestigkeit dank geeigneter Kleidung, denn die
Amphibien wandern am liebsten bei Regen und Nachttemperaturen von über
fünf Grad.

Ungeschützte Amphibien-Wanderwege melden

Sie haben eine Stelle entdeckt, an der viele Amphibien überfahren
wurden und an der kein Schutzzaun errichtet ist? Hier Beobachtung
melden

https://www.bund-naturschutz.de/tiere-in-bayern/amphibien/wanderwege/beobachtung.html

Autofahrer bitte aufpassen

Wir bitten außerdem alle Autofahrer in den kommenden Wochen um
besondere Vorsicht und Rücksichtnahme:


	Befolgen Sie die Geschwindigkeitsbegrenzungen und Warnschilder an den Amphibienschutzzäunen.

	Achten Sie an den Stellen, an denen ehrenamtliche Naturschützer Krötenzäune errichtet haben, auf die Helfer, die am Straßenrand Tiere einsammeln.

	Reduzieren Sie Ihr Tempo auf Straßen, die an Teichen oder Feuchtgebieten vorbeiführen, auch wenn keine Warnhinweise aufgestellt sind.



 * 

Quelle:

Presseinformation, 04.04.2018
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INSEKTEN/287: Zucker hilft Hummeln (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 3. April 2018

Zucker hilft Hummeln



(Bremen, den 03.04.18) Wer derzeit eine Hummel sieht, mag sich über
die besondere Größe der Tiere wundern. Im Sommer sind die
Vertreterinnen der Gattung "Bombus" deutlich kleiner. Im Moment sind
ausschließlich die dicken Königinnen auf der Suche nach einem
Nistplatz oder etwas Nektar und Pollen, erklärt der NABU. Wer eine
entkräftete Hummel finde, könne ihr mit Zuckerlösung leicht wieder auf
die Beine helfen und damit vielleicht ein ganzes Volk retten.




[image: Hummel in Nahaufnahme im Flug - Foto: © NABU Bremen]

Dunkle Erdhummel

Foto: © NABU Bremen



Ohne die rund 500 Hummelarten weltweit gäbe es viel geringere
Obsternten. Dann wären auch unsere Wiesen und Gärten sehr artenarm,
denn Hummeln sorgen durch die Bestäubung auch sehr vereinzelt
stehender Pflanzen für Artenvielfalt. "Und dabei sind sie äußerst
friedliche Gesellen, die wirklich nur im Notfall stechen", erklärt
NABU-Geschäftsführer Sönke Hofmann und lacht, "mich hat in meiner
Kindheit ein einziges Mal eine gestochen - als ich in einer
Fingerhutblüte mit dem Zeigefinger nach ihr geprokelt habe."

Hummeln leben sogar in Kanada weniger als 900 km entfernt vom Nordpol.
Sie können selbst in alpinen und arktischen Regionen überleben, weil
ihr massiger Körper eine relativ geringe Oberfläche aufweist. Durch
ihre Flugmuskulatur, besitzen sie eine ausgeklügelte "Heizung" und
auch die dichte Behaarung hilft ihnen, Energie zu sparen. Doch alle
Effizienz nütze nichts, wenn die Gärten keinen Nektar anböten, betont
der NABU.




[image: Hummel mit nektarbestäubtem Kopf in Blüte - Foto: © NABU Bremen]

Wiesenhummel

Foto: © NABU Bremen



Zuckerlösung für Ihre Majestät rettet ganzes Volk

Wenn man nun eine entkräftete Hummel im Garten oder auf der Terrasse
finde, sei ihr leicht zu helfen: "Man kann Ihre Majestät ruhig mit
bloßen Händen oder einem Stück Papier vorsichtig aufheben", erklärt
Hummelfreund Hofmann. Dann sollte man einen halben Teelöffel Zucker in
etwas lauwarmem Wasser auflösen und dem Tier per Löffel anbieten.

"Wenn man genau hinguckt, sieht man sogar, wie der lange Saugrüssel
ausfährt und die Hummel trinkt", berichtet der NABU-Mann. Innerhalb
einiger Minuten könne sich das Tier dann mit bis zu einem Drittel
Teelöffel Energie betanken. "Ich habe so schon öfter dicken Hummeln
Starthilfe gegeben, meist klappt es ganz toll", freut sich der
Naturschützer. Mit solch einer Rettungsaktion helfe man nicht nur
einer einzelnen Hummel, die Königinnen gründen nun ihre Völker mit
später hunderten Arbeiterhummeln.

Naturnahe Gärten sind bester Hummelschutz

Doch leider haben es die gemütlichen Brummer in unserer zunehmend
ausgeräumten und bebauten Landschaft immer schwerer, Blütenpflanzen
und Unterschlupf zu finden. "Der naturnahe Garten ohne Gift ist der
beste Hummelschutz", so Hofmann, "außerdem sollte man bei der
Blumenwahl auf ungefüllte Köpfe achten. Die gefüllten Blüten sind zwar
modischer, liefern jedoch keinen Nektar." Eine Wildblumenwiese mit
Dost, Katzenminze, Lerchensporn, Beinwell, Akelei, Taubnesseln,
Blutweiderich, Wildrosen und anderen einheimischen Pflanzen kann jetzt
gut eingesät werden. Auch Schmetterlinge lieben diese Pflanzen und
erfreuen das Auge des Gärtners.

Hummelkästen bauen - großes Infopaket

Der NABU hat ein großes Hummel-Infopaket zusammengestellt mit
Broschüren über Hummeln, Bienen und Wespen, Pflanzenlisten und zum
naturnahen Garten. Das Infopaket gibt es gegen Einsendung von 5 Euro
beim NABU, Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen.

 * 
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GLOBAL/145: Landdegradierung könnte bis 2050 50-700 Mio. Menschen zur Migration zwingen (idw/NeFo)


Netzwerk-Forum zur Biodiversitätsforschung - 26.03.2018

Neuer IPBES-Bericht: 

Landdegradierung könnte bis 2050 50-700 Mio. Menschen zur Migration
zwingen



Die durch menschliche Aktivitäten verursachte Verschlechterung der
Ökosysteme, u.a. des Bodens, untergräbt das Wohlergehen von zwei
Fünfteln der Menschheit, treibt das Artensterben voran und verstärkt
den Klimawandel. Das stellt der Bericht des Weltbiodiversitätsrates
IPBES zu Landdegradierung und -wiederherstellung fest, der am Samstag
von den Mitgliedsstaaten angenommen wurde. Laut der weltweit ersten
umfassenden evidenzbasierten Bewertung der Landdegradierung trägt
diese auch wesentlich zu unfreiwilliger Migration und verstärkten
Konflikten bei. Warum der Bericht auch uns in Deutschland
interessieren sollte, erzählt die Mitautorin Prof. Aletta Bonn im
NeFo-Interview.[1]

Der Bericht, der in drei Jahren erstellt wurde, fasst das beste
verfügbare Wissen für politische Entscheidungsträger zusammen und
stützt sich auf mehr als 3.000 wissenschaftliche, staatliche, indigene
und lokale Wissensquellen. Über 100 internationale Expertinnen und
Experten skizzieren Kosten und Gefahren, die Landdegradierung weltweit
verursacht, und benennen Handlungsmöglichkeiten. Sie wurde von über
200 externen Gutachtern umfassend begutachtet. Die Vertreterinnen und
Vertreter der Mitgliedsstaaten der Intergovernmental Science-Policy
Platform on Biodiversity and Ecosystem Services (IPBES) hatten den
Bericht wurde vergangenen Samstag auf der sechsten Sitzung des
IPBES-Plenums in Medellín, Kolumbien, offiziell angenommen.

"Landdegradierung" definieren die Autorinnen und Autoren als die
vielen vom Menschen verursachten Prozesse, die den Rückgang oder
Verlust der biologischen Vielfalt, der Ökosystemfunktionen oder der
Ökosystemleistungen in allen terrestrischen und damit verbundenen
aquatischen Ökosystemen bewirken. "Degradiertes Land" wird hier
definiert als der Zustand des Ökosystems einschließlich des Bodens,
der aus dem anhaltenden Rückgang oder Verlust der biologischen
Vielfalt und der Ökosystemfunktionen und -dienstleistungen resultiert,
die sich nicht ohne Hilfe innerhalb von Jahrzehnten vollständig
erholen können.

Ernste Gefahr für das menschliche Wohlbefinden

Sir Robert Watson, Vorsitzender von IPBES, sagte: "Von den vielen
wertvollen Botschaften des Berichts zählt folgende zu den wichtigsten:
Die Umsetzung der richtigen Maßnahmen zur Bekämpfung der
Landdegradierung kann das Leben von Millionen von Menschen auf der
ganzen Welt verändern, aber dies wird umso schwieriger und
kostspieliger werden, je länger wir damit warten".

Die rasche Expansion und nicht nachhaltige Bewirtschaftung von Acker-
und Weideland ist der weltweit größte direkte Treiber der
Landdegradierung und verursacht einen erheblichen Verlust an
Biodiversität und Ökosystemleistungen - Ernährungssicherheit,
Wasseraufbereitung, Energieversorgung und andere für den Menschen
wichtige Beiträge der Natur. Dies hat in vielen Teilen der Welt ein
"kritisches" Niveau erreicht, heißt es in dem Bericht.

Auch wenn es oft nicht so scheint, betrifft Landdegradierung auch
unser Leben in Deutschland. Ein Großteil unserer Lebensmittel wird an
anderen Stellen der Erde produziert, wir hängen also auch von der
Produktivität der Ökosysteme anderswo ab. Und wir bekommen die Folgen
zu spüren, etwa den Klimawandel, der global stattfindet. "Wir in
Deutschland sind durch globale Handelsketten und Konsumverhalten
mitverantwortlich, und wenn wir eine nachhaltige Gesellschaft
erreichen wollen, was wir in den UN-Nachhaltigkeitszielen festgelegt
haben, müssen wir uns damit beschäftigen und u.a. Lösungen finden, wie
diese Umweltkosten internalisiert werden können", meint Prof. Aletta
Bonn vom Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung - UFZ und Deutschen
Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv). Sie hat als
Leitautorin im Kapitel 7, in dem es um Alternativen für die Zukunft
und Handlungsoptionen geht. Im NeFo-Interview erklärt sie, warum der
Bericht uns in Deutschland interessieren sollte. [1]

"Mit negativen Auswirkungen auf das Wohlergehen von mindestens 3,2
Milliarden Menschen treibt die Degradierung der Erdoberfläche durch
menschliche Aktivitäten den Planeten in Richtung eines sechsten
Massensterbens", sagte Prof. Robert Scholes (Südafrika), der die
Studie zusammen mit Dr. Luca Montanarella (Italien) geleitet hat. "Die
Vermeidung, Verringerung und Umkehrung dieses Problems und die
Wiederherstellung degradierter Ökosyteme ist eine dringende Priorität,
um die biologische Vielfalt und die Ökosystemleistungen zu schützen,
die für alles Leben auf der Erde lebenswichtig sind, und um das
Wohlergehen der Menschen zu gewährleisten".

"Feuchtgebiete sind besonders stark betroffen", sagte Dr.
Montanarella. "Seit Beginn der Neuzeit sind 87% der weltweiten
Feuchtgebiete verloren gegangen - seit 1900 waren es 54%."

Nach Ansicht der Autoren manifestiert sich die Landdegradierung in
vielerlei Hinsicht: Landaufgabe, Rückgang der Populationen wilder
Arten, Verlust von Boden und Bodengesundheit, Weideland und Süßwasser
sowie Entwaldung.

Grundlegende Faktoren für die Landdegradierung sind laut Bericht der
konsumintensive Lebensstil in den am stärksten entwickelten
Volkswirtschaften bei gleichzeitigem steigenden Verbrauch in
Entwicklungs-und Schwellenländern. Ein hoher und steigender Pro-Kopf-
Verbrauch, verstärkt durch das anhaltende Bevölkerungswachstum in
vielen Teilen der Welt, kann zu einer unhaltbaren Ausweitung der
Landwirtschaft, dem Abbau natürlicher Ressourcen und Mineralien und
der Verstädterung führen - was in der Regel einer stärkere
Landdegradierung nach sich zieht.

Bis 2014 wurden mehr als 1,5 Milliarden Hektar natürliche Ökosysteme
in Ackerland umgewandelt. Weniger als 25% der Landoberfläche der Erde
sind noch nicht von den erheblichen Auswirkungen menschlicher
Aktivitäten betroffen. Bis 2050 werden es nach Schätzungen der
IPBES-Experten weniger als 10% sein.

Mehr als ein Drittel der Landfläche des Planeten wird heute als Acker-
und Weideland genutzt, wobei sich die Rodung gebietstypischer
Lebensräume wie Wälder, Wiesen und Feuchtgebiete auf einige der
artenreichsten Ökosysteme der Erde konzentriert.

Laut Bericht wird die steigende Nachfrage nach Nahrungsmitteln und
Biokraftstoffen wahrscheinlich zu einem weiteren Anstieg der Nährstoff-
und Chemikalieneinträge und einer Verlagerung hin zu
industrialisierten Tierhaltungssystemen führen, wobei sich der Einsatz
von Pestiziden und Düngemitteln bis 2050 voraussichtlich verdoppeln
wird.

Die Vermeidung weiterer landwirtschaftlicher Ausdehnung in heimische
Lebensräume kann durch Ertragssteigerungen auf den bestehenden
Anbauflächen, Verschiebungen hin zu weniger flächenschädigenden
Diäten, wie z.B. solchen mit mehr pflanzlichen Nahrungsmitteln und
weniger tierischem Eiweiß aus nicht nachhaltigen Quellen, sowie durch
die Verringerung von Nahrungsmittelverlusten und Abfällen erreicht
werden.

Starke Verbindungen zum Klimawandel

"Mit diesem Bericht hat die weltweite Expertengemeinschaft eine offene
und dringende Warnung ausgesprochen, mit klaren Optionen zur
Bewältigung gravierender Umweltschäden", sagte Sir Robert Watson.

"Landdegradierung, Biodiversitätsverlust und Klimawandel sind drei
verschiedene Gesichter derselben zentralen Herausforderung: die immer
gefährlicheren Auswirkungen unserer Entscheidungen auf die Gesundheit
unserer natürlichen Umwelt. Wir können es uns nicht leisten, eine
dieser drei Bedrohungen isoliert zu betrachten. Sie alle verdienen
höchste politische Priorität und müssen gemeinsam angegangen werden."

Der IPBES-Bericht stellt fest, dass die Landdegradierung einen
wesentlichen Beitrag zum Klimawandel leistet, wobei allein die
Entwaldung etwa 10% aller vom Menschen verursachten
Treibhausgasemissionen ausmacht. Ein weiterer wichtiger Treiber des
Klimawandels ist die Freisetzung von zuvor im Boden gespeichertem
Kohlenstoff, der zwischen 2000 und 2009 für jährliche globale
Emissionen von bis zu 4,4 Milliarden Tonnen CO2 verantwortlich war.

Durch Vermeidung, Verringerung und Umkehrung von Landdegradierung
könnten bis 2030 mehr als ein Drittel der Treibhausgasemissionen
eingespart werden, was erforderlich ist, um die globale Erwärmung
unter dem im Pariser Klimaabkommen festgelegten Schwellenwert von 2°C
zu halten, die Ernährungs- und Wassersicherheit zu erhöhen und zur
Vermeidung von Konflikten und Migration beizutragen. Zudem gehören
diese Wege zu den kosteneffizientesten.

Vorhersagen bis 2050

"In etwas mehr als drei Jahrzehnten werden schätzungsweise 4
Milliarden Menschen in Trockengebieten leben", sagte Prof. Scholes.
"Bis dahin ist es wahrscheinlich, dass die Landdegradierung zusammen
mit den damit verbundenen Problemen des Klimawandels 50-700 Millionen
Menschen zur Migration gezwungen haben wird. Die sinkende
Produktivität der Böden macht die Gesellschaften auch anfälliger für
soziale Instabilität - insbesondere in Trockengebieten. Hier machten
die Experten einige Jahre mit extrem geringen Niederschlägen für eine
Zunahme gewaltsamer Konflikte von bis zu 45% verantwortlich."

Dr. Montanarella fügte hinzu: "Bis 2050 wird die Kombination von
Landdegradierung und Klimawandel die weltweiten Ernteerträge um
durchschnittlich 10% und in einigen Regionen um bis zu 50% reduzieren.
In Zukunft werden die meisten Schäden in Mittel- und Südamerika, in
Afrika südlich der Sahara und in Asien auftreten - jenen Gebieten mit
den meisten noch verbliebenen für die Landwirtschaft geeigneten
Flächen ".

Die Landdegradierung und -wiederherstellung stellt auch eine der
wesentlichen Herausforderungen für die wichtigsten internationalen
Entwicklungsziele das, einschließlich der Ziele der Vereinten Nationen
für nachhaltige Entwicklung und der AICHI-Ziele für die biologische
Vielfalt (CBD). "Der größte Wert des Berichts besteht sicherlich
darin, den Entscheidungsträgern in Regierung, Wirtschaft, Wissenschaft
und sogar auf der Ebene der lokalen Gemeinschaften endlich Nachweise
zu liefern", sagte Dr. Anne Larigauderie, Geschäftsführerin von IPBES.
"Mit besseren Informationen, unterstützt durch den Konsens der
weltweit führenden Experten, können wir alle bessere Entscheidungen
für effektiveres Handeln treffen."

Möglichkeiten für Sanierung und Wiederherstellung

Der Bericht stellt fest, dass es in jedem Ökosystem erfolgreiche
Beispiele für die Wiederherstellung von Land gibt, und dass viele
bewährte Praktiken und Techniken, sowohl traditionelle als auch
moderne, eine Verschlechterung vermeiden oder umkehren können. In den
Anbauflächen sind dies zum Beispiel die Verringerung des
Bodenverlustes und die Verbesserung der Bodengesundheit, der Einsatz
von salztoleranten Kulturen, Agrarumweltmaßnahmen sowie integrierter
Kultur-, Vieh- und Forstwirtschaft.

Auf Weideflächen mit traditioneller Beweidung haben sich die
Aufrechterhaltung geeigneter Brandregime und die Wiedereinführung oder
Entwicklung lokaler Tierhaltungspraktiken und -einrichtungen bewährt.

Erfolgreiche Maßnahmen in Feuchtgebieten umfassen die Eindämmung von
Verschmutzungsquellen, die Bewirtschaftung als Teil der Landschaft und
die Wiedervernässung von zuvor entwässerten Feuchtgebieten.

In städtischen Gebieten werden die Raumplanung, die Wiederbepflanzung
mit einheimischen Arten, die Entwicklung einer "grünen Infrastruktur"
wie Parks und Flussläufe, die Sanierung von kontaminierten und
versiegelten Böden (z.B. unter Asphalt), die Abwasserbehandlung und
die Sanierung von Flusskanälen als zentrale Handlungsoptionen
identifiziert.

Der Bericht benennt u.a. folgende Möglichkeiten zur Beschleunigung der
Umsetzung:


	Verbesserung von Monitoring, Verifikationssystemen und Basisdaten;

	Koordinierung der Politik zwischen verschiedenen Ministerien, um gleichzeitig nachhaltigere Produktions- und Konsumpraktiken für landgestützte Rohstoffe zu fördern;

	Beseitigung von "perversen" finanziellen Anreizen, die die Landdegradierung fördern, sowie Förderung positiver Anreize, die ein nachhaltiges Landmanagement belohnen; und

	Verknüpfung der Bereiche Land- und Forstwirtschaft, Energie, Wasser, Infrastruktur und Dienstleistungen



Die Autoren weisen jedoch darauf hin, dass die bestehenden
multilateralen Umweltübereinkommen eine gute Plattform für Maßnahmen
zur Vermeidung, Verringerung und Umkehrung der Landdegradierung und
zur Förderung der Wiederherstellung bieten. Allerdings brauche es ein
größeres Engagement und eine wirksamere Zusammenarbeit auf nationaler
und lokaler Ebene, um die Ziele der Null-Netto-Landdegradierung, des
Verlusts der biologischen Vielfalt und der Verbesserung des
menschlichen Wohlergehens zu erreichen.

Wissenslücken

Zu den Bereichen, die im Bericht als Möglichkeiten für weitere
Forschungen genannt werden, gehören:


	Die Folgen der Landdegradierung für die Süßwasser- und Küstenökosysteme, körperliche und geistige Gesundheit, geistiges Wohlbefinden sowie Verbreitung und Übertragung von Infektionskrankheiten;

	Das Potenzial der Landdegradierung zur Verschärfung des Klimawandels sowie das Potenzial der Wiederherstellung, zur Eindämmung und Anpassung des Klimawandels beizutragen;

	Die Zusammenhänge zwischen Landdegradierung bzw. -wiederherstellung und sozialem, wirtschaftlichem und ökologischem Wandel und

	Wechselwirkungen zwischen Landdegradierung, Armut, Klimawandel und der Gefahr von Konflikten und unfreiwilliger Migration.



Relevanz für Umwelt und Wirtschaft

Der Bericht stellt fest, dass höhere Beschäftigungszahlen und andere
Vorteile der Bodensanierung häufig die damit verbundenen Kosten bei
weitem übersteigen. Im Durchschnitt ist der Nutzen der
Wiederherstellung zehnmal höher als die Kosten (geschätzt auf neun
verschiedene Biome), und für Regionen wie Asien und Afrika sind die
Kosten der Untätigkeit angesichts der Landdegradierung mindestens
dreimal höher als die Kosten der Maßnahmen.

"Es ist nicht nur hinsichtlich die Ernährungssicherheit, die
Verringerung des Klimawandels und den Schutz der biologischen Vielfalt
von entscheidender Bedeutung, die bewährten Methoden zur Eindämmung
und Umkehrung der Landdegradierung vollständig einzusetzen", sagte Dr.
Montanarella, "es ist auch wirtschaftlich umsichtig und immer
dringender".

IPBES hat heute die Politikzusammenfassung (Summary for Policy Makers -
SPM) des "IPBES Assessment Report on Land Degradierung and
Restoration" veröffentlicht. Die SPM präsentiert die wichtigsten
Botschaften und politischen Handlungsmöglichkeiten, wie sie vom
IPBES-Plenum verabschiedet wurden. Der vollständige Bericht (inklusive
aller Daten) wird noch in diesem Jahr veröffentlicht.

Über IPBES

IPBES, oft auch als "IPCC für Biodiversität" bezeichnet, ist ein
unabhängiges zwischenstaatliches Gremium mit derzeit 129
Mitgliedsregierungen. Es wurde von den Regierungen im Jahr 2012
gegründet und bietet politischen Entscheidungsträgern objektive
wissenschaftliche Einschätzungen über den Stand des Wissens über die
biologische Vielfalt, die Ökosysteme und deren Beiträge für das Wohl
der Menschen sowie über die Instrumente und Methoden zum Schutz und
zur nachhaltigen Nutzung dieser lebenswichtigen natürlichen
Ressourcen.

Zahlen und Fakten

Die Vermeidung, Verringerung und Umkehrung der Landdegradierung und
die Wiederherstellung degradierter Böden ist eine dringende Priorität,
um die biologische Vielfalt und die Ökosystemleistungen zu schützen,
die für alles Leben auf der Erde lebenswichtig sind, und um das
Wohlergehen der Menschen zu gewährleisten.

Landdegradierung durch menschliche Aktivitäten untergräbt das
Wohlergehen von mindestens 3,2 Milliarden Menschen.

Die Landdegradierung durch menschliche Aktivitäten treibt den Planeten
in Richtung eines sechsten Massensterbens.

Die weit verbreitete Unkenntnis der Landdegradierung als Problem
stellt ein großes Hindernis für das Handeln dar.

Weniger als ein Viertel der Erdoberfläche bleibt frei von wesentlichen
menschlichen Einflüssen. Bis 2050 werden es schätzungsweise weniger
als 10% sein - und das vor allem in Wüsten, Bergregionen, Tundra- und
Polargebieten, die für die menschliche Nutzung oder Besiedlung
ungeeignet sind.

Feuchtgebiete sind besonders degradiert, mit 87% Verlust weltweit in
den letzten 300 Jahren; 54% seit 1900.

Der Verlust von Lebensräumen durch Umwandlung und der Rückgang der
Eignung des verbleibenden Lebensraums durch Degradierung sind die
Hauptursachen für den Verlust der biologischen Vielfalt.

Zwischen 1970 und 2012 sank der Index der durchschnittlichen
Populationsgröße der wildlebenden Wirbeltierarten an Land um 38% und
die der Süßwasserarten um 81%.

Vorhersagen

Die Bevölkerung in Trockengebieten wird von 2,7 Milliarden im Jahr
2010 auf 4 Milliarden im Jahr 2050 ansteigen.

Das beispiellose Wachstum von Konsum, Demografie und Technologie wird
die Weltwirtschaft in der ersten Hälfte des 21. Jahrhunderts etwa
vervierfachen.

Wenn keine dringenden und konzertierten Maßnahmen ergriffen werden,
wird sich die Landdegradierung angesichts des Bevölkerungswachstums,
eines beispiellosen Verbrauchs, einer zunehmend globalisierten
Wirtschaft und des Klimawandels verschärfen.

Die meisten künftigen Verschlechterungen werden in Mittel- und
Südamerika, in Afrika südlich der Sahara und in Asien erwartet.

Landdegradierung und Klimawandel dürften bis zum Jahr 2050 50-700
Millionen Menschen zur Migration zwingen.

Bis 2050 werden Landdegradierung und Klimawandel die Ernteerträge
weltweit um durchschnittlich 10% und in bestimmten Regionen um bis zu
50% senken.

Die Kapazität der Weideflächen zur Unterhaltung des Viehbestandes wird
in Zukunft weiter abnehmen, was sowohl auf die Verschlechterung des
Bodens als auch auf den Verlust von Weideflächen zurückzuführen ist.

Der Verlust an biologischer Vielfalt wird bis 2050 auf 38-46%
geschätzt. Die stärksten Treiber des Biodiversitätsverlustes waren
bisher die Landwirtschaft, gefolgt von der Forstwirtschaft, der
Infrastruktur, dem städtischen Eingriff und dem Klimawandel. Im
Zeitraum 2010-2050 dürften der Klimawandel, die Landwirtschaft und die
Entwicklung der Infrastruktur die Triebkräfte für den Verlust der
biologischen Vielfalt sein, wobei der größte Anstieg erwartet wird.

Ökonomie

Die geschätzten wirtschaftlichen Kosten von Biodiversität und
Ökosystemdienstleistungen, die durch die Landdegradierung verloren
gehen, belaufen sich auf mehr als 10% des jährlichen globalen
Bruttosozialprodukts.

Verbrauchsintensive Lebensstile in den entwickelteren
Volkswirtschaften, kombiniert mit einem steigenden Konsum in den
Entwicklungs- und Schwellenländern, sind die dominierenden Faktoren,
die die Landdegradierung weltweit antreiben.

Studien aus Asien und Afrika zeigen, dass die Kosten der Untätigkeit
bei der Landdegradierung mindestens dreimal so hoch sind wie die
Kosten des Handelns.

Der Nutzen der Wiederherstellung übersteigt die Kosten um
durchschnittlich 10 zu 1 (geschätzt über neun Biome).

Zu den Vorteilen gehören mehr Beschäftigung, höhere
Unternehmensausgaben, lokale Investitionen in Bildung, bessere
Lebensgrundlagen und Geschlechtergerechtigkeit.

Der volle Einfluss der Verbrauchsentscheidungen auf die weltweite
Landdegradierung ist aufgrund der Entkopplung von Verbraucher und
Produzenten und deren räumliche Distanz zueinander oft nicht sichtbar.
Dies hat zu einem wachsenden Mangel an Bewusstsein und Verständnis für
die Auswirkungen von Konsumentscheidungen auf die Landdegradierung
geführt.

Viele jener, die von der Übernutzung der natürlichen Ressourcen
profitieren, sind am wenigsten von den direkten negativen Auswirkungen
der Landdegradierung betroffen und haben daher den geringsten Anreiz
zum Handeln.

Verbindungen zum Thema Klimawandel

Die Landdegradierung trägt wesentlich zum Klimawandel bei, und der
Klimawandel wird bis 2050 als einer der Hauptgründe für den Verlust
der biologischen Vielfalt (zusammen mit der Landwirtschaft und dem
Ausbau der Infrastruktur) gesehen.

Der Beitrag der Landdegradierung zum Klimawandel umfasst die
Freisetzung von Kohlenstoff, der im Boden gebunden ist. Zwischen 2000
und 2009 war die Landdegradierung für jährliche globale Emissionen von
3,6 bis 4,4 Milliarden Tonnen CO2 verantwortlich.

In den letzten 200 Jahren ist der organische Kohlenstoff im Boden, ein
Indikator für die Gesundheit des Bodens, weltweit um schätzungsweise 8
% gesunken (176 Gt - das entspricht dem Kohlenstoff, der bei der
Abholzung einer tropischen Waldfläche von etwa der Größe Australiens
verloren ginge).

Ohne dringende Maßnahmen werden bis 2050 weitere Verluste von 36
Gigatonnen Kohlenstoff aus Böden - insbesondere aus Subsahara-Afrika -
prognostiziert (das entspricht fast 20 Jahren Emissionen aus dem
globalen Transportsektor - dem gesamten Güter- und Personenverkehr auf
dem Land-, Luft, Wasser- und Seeweg). Zu den Hauptprozessen gehören
Entwaldung und Walddegradierung, die Trocknung und Verbrennung von
Mooren und der Rückgang des Kohlenstoffgehalts in vielen kultivierten
Böden und Weideflächen aufgrund übermäßiger Störungen und
unzureichender Rückführung organischer Stoffe in den Boden.

Die Entwaldung allein trägt ca. 10% zu allen vom Menschen verursachten
Treibhausgasemissionen bei und kann das Klima durch Veränderungen des
Oberflächenreflexionsvermögens und der Entstehung von Staubpartikeln
weiter verändern.

In Gebirgs- und Hochgebirgsregionen führen Permafrostschmelze und
Gletscherrückgang zu massiven Landbewegungen wie Erdrutschen und
Oberflächenabsenkungen (Höhleneinbrüchen, Absenkungen) und höheren
Treibhausgasemissionen. In Wäldern steigt die Wahrscheinlichkeit von
Waldbränden, Schädlingen und Krankheitsausbrüchen in Szenarien, in
denen Dürren und Hitzeperioden häufiger auftreten.

Zu den Auswirkungen des Klimawandels auf die Landdegradierung gehören
eine beschleunigte Bodenerosion auf degradierten Böden infolge
extremerer Wetterereignisse, ein erhöhtes Risiko von Waldbränden und
Veränderungen in der Verbreitung invasiver Arten, Schädlinge und
Krankheitserreger.

Eine starke Wechselwirkung zwischen Klimawandel und Landdegradierung
bedeutet, dass die Probleme am besten koordiniert angegangen werden.

Einige Maßnahmen zur Eindämmung des Klimawandels können das Risiko von
Landdegradierung und Biodiversitätsverlust erhöhen - z.B. der Ausbau
von Bioenergiepflanzen. Das Anpflanzen von Bäumen, wo sie historisch
nicht vorkommen (Aufforstung), kann ähnliche Auswirkungen haben wie
die Entwaldung, einschließlich der Verringerung der biologischen
Vielfalt und der Störung von Wasser-, Energie- und
Nährstoffkreisläufen.

Vier Fünftel der Weltbevölkerung leben heute in Gebieten, in denen die
Wassersicherheit gefährdet ist.

Jeder 5-%ige Verlust des Bruttoinlandsprodukts, der zum Teil durch
Degradierung verursacht wird, ist mit einem Anstieg der
Wahrscheinlichkeit von Gewaltkonflikten um 12% verbunden.

Die Umwandlung natürlicher Ökosysteme für menschliche Nutzungen kann
das Risiko menschlicher Krankheiten wie Ebola, Affenpocken und
Marburg-Viren erhöhen, von denen einige zu globalen Gesundheitsrisiken
geworden sind, indem sie die Menschen häufiger mit Krankheitserregern
in Kontakt bringen, die in der Lage sind, von Wildarten auf
menschliche Wirte überzuspringen (Zoonosen). Änderungen in den
hydrologischen Regimen beeinflussen die Häufigkeit von
Krankheitserregern und Wegen, die Krankheiten verbreiten.

Die Landdegradierung erhöht im Allgemeinen die Zahl der Menschen, die
gefährlichen Luft-, Wasser- und Bodenverschmutzungen ausgesetzt sind,
insbesondere in Entwicklungsländern, wobei die am stärksten
betroffenen Länder eine höhere Rate an verschmutzungsbedingten
Todesfällen verzeichnen als die wohlhabenden Länder.

Landdegradierung schadet im Allgemeinen dem psychischen Wohlbefinden,
indem sie den Nutzen für das geistige Gleichgewicht, die
Aufmerksamkeit, die Inspiration und die Erholung verringert. Sie hat
besonders negative Auswirkungen auf die psychische Gesundheit und das
geistige Wohlbefinden indigener Völker und lokaler Gemeinschaften.

Landdegradierung, insbesondere in Küsten- und Ufergebieten, erhöht das
Risiko von Sturmschäden, Überschwemmungen und Erdrutschen mit hohen
sozioökonomischen und menschlichen Kosten.

Handlungsmöglichkeiten

Nationale und internationale Reaktionen auf die Landdegradierung
konzentrieren sich häufig auf die Milderung bereits verursachter
Schäden. Die Politikansätze sind selten ganzheitlich ausgelegt und
zielen auf spezifische, sichtbare Faktoren der Verschlechterung
innerhalb bestimmter Wirtschaftssektoren, ohne Interaktionen mit
anderen Faktoren zu berücksichtigen.

Landdegradierung ist selten, wenn überhaupt, das Ergebnis einer
einzigen Ursache und kann daher nur durch den gleichzeitigen und
koordinierten Einsatz verschiedener politischer Instrumente und
Maßnahmen auf institutioneller, staatlicher, gemeinschaftlicher und
individueller Ebene angegangen werden.

Die Vermeidung, Verminderung und Umkehrung der Landdegradierung ist
für die Erreichung der meisten Ziele der nachhaltigen Entwicklung
unerlässlich und würde fast alle von ihnen synergistisch unterstützen.

Landmanager, einschließlich indigener Völker und lokaler
Gemeinschaften, spielen eine Schlüsselrolle bei der Konzeption,
Umsetzung und Bewertung nachhaltiger Landmanagementpraktiken.

Bewährte Ansätze zur Eindämmung und Umkehrung der Landdegradierung
sind unter anderem:


	Stadtplanung, Wiederbepflanzung mit einheimischen Arten, Ausbau der grünen Infrastruktur, Sanierung von kontaminierten und versiegelten Böden (z.B. unter Asphalt), Abwasserreinigung und Gewässersanierung.

	Bessere, offenere Informationen über die Auswirkungen der gehandelten Rohstoffe.

	Koordinierte politische Agenden, die gleichzeitig einen nachhaltigeren Konsum von landgestützten Gütern fördern.

	Abschaffung perverser Anreize, die die Degradierung fördern - Subventionen, die zum Beispiel Überproduktion belohnen.

	Setzung positiver Anreize, die die Einführung nachhaltiger Landmanagementpraktiken belohnen.



Beispiele für bewährte Praktiken und Techniken, sowohl traditionelle
als auch moderne, um die Degradierung landwirtschaftlicher Flächen
aufzuhalten, sind unter anderem:

Weideland:


	Zustandsbewertungen und Monitoring

	Weidedruckmanagement

	Verbesserung von Weide- und Futterpflanzen

	Waldweide-Bewirtschaftung

	Unkraut- und Schädlingsbekämpfung



Weideflächen mit traditioneller Beweidung in vielen Trockengebieten
haben von der Aufrechterhaltung angemessener Brandregime und der
Wiedereinführung oder Entwicklung lokaler Tierhaltungspraktiken und
-einrichtungen profitiert. Eine Vielzahl von passiven oder aktiven
Waldbewirtschaftungs- und -wiederherstellungstechniken haben
erfolgreich die Biodiversität erhalten und eine Degradierung der
Wälder vermieden, während sie gleichzeitig zahlreiche wirtschaftliche,
soziale und ökologische Vorteile bringen.

Maßnahmen gegen Landdegradierung durch den Abbau von Bodenschätzen
können sein:


	Vor-Ort-Bewirtschaftung von Bergbauabfällen (Böden und Wasser)

	Rekultivierung der Grubentopographie

	Erhaltung und frühzeitiger Ersatz des Oberbodens

	Maßnahmen zur Wiederherstellung von funktionierendem Grünland, Wald, Feuchtgebieten und anderen Ökosystemen



Wirksame Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und Umkehrung der
Degradierung von Feuchtgebieten umfassen:


	Kontrollpunkte und diffuse Verschmutzungsquellen

	Annahme integrierter Land- und Wasserbewirtschaftungsstrategien und

	Wiederherstellung der Feuchtgebietshydrologie, der Biodiversität und der Ökosystemfunktionen durch passive und aktive Sanierungsmaßnahmen, wie z.B. Pflanzenkläranlagen.




Kommentare
zum IPBES-Bericht zu Landdegradierung und -wiederherstellung

"Der Bericht der Landdegradierung und -wiederherstellung durch IPBES
ist für uns alle ein Weckruf. Er zeigt das alarmierende Ausmaß der
Umwandlung, die die Menschheit dem Land auferlegt hat, und die sich
verändernde Art der Triebkräfte. Wir leben in einer zunehmend
vernetzten Welt, doch als Verbraucher leben wir immer weiter weg von
den Ländern, die uns tragen. Es reicht nicht aus, die Landdegradierung
standortbezogen anzugehen, wenn der Konsum in einem Teil der Welt das
Land und die Menschen in einem anderen Teil der Welt beeinflusst. Das
globale Ziel der Landdegradierungs-Neutralität erfordert eine neue
Landagenda, die sicherstellt, dass wir diese Dynamik effektiv,
nachhaltig und gerecht bewältigen können".

Monique Barbut, Exekutivsekretärin des Übereinkommens der Vereinten
Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung (UNCCD)



"Nicht-nachhaltige Landnutzung erschüttert die Erde seit Generationen.
Es kostet uns Milliarden, beeinflusst die menschliche Gesundheit und
trägt zum Klimawandel bei. Dieser Bericht der Intergovernmental
Science-Policy Platform on Biodiversity and Ecosystems ist ein
umfassender Versuch, glaubwürdige wissenschaftliche Erkenntnisse zu
gewinnen, damit wir viel bessere Entscheidungen über Land treffen
können - für unsere Menschen und unseren Planeten."

Erik Solheim, Exekutivdirektor des UN-Umweltprogramms (UNEP)



"Dieser Bericht zeigt die Herausforderungen, denen wir uns aufgrund
der globalen Bodenverschlechterung gegenüber sehen, und die
Auswirkungen auf das menschliche Leben, wenn diese kritische Frage
nicht dringend angegangen wird. Jetzt gilt es, die Empfehlungen des
Berichts in konkrete Taten umzusetzen. Dazu müssen wir die biologische
Vielfalt und das Wohlergehen der Menschen in den Mittelpunkt der
Entscheidungsfindung stellen und die Interaktion zwischen allen
Bereichen der Gesellschaft fördern. Die UNESCO wird ihre Rolle
spielen, indem sie Erfahrungen einbringt und ihre Ressourcen und
Netzwerke mobilisiert, um diese Brücken zwischen Kultur, Bildung,
Wissenschaft, lokalem und indigenem Wissen zu bauen."

Audrey Azoulay, Generaldirektorin der UNESCO



"Die Degradierung der Landressourcen untergräbt unsere Bemühungen, den
Hunger zu beenden. Der IPBES-Bericht dazu wird ein wichtiger Leitfaden
für unsere Landespartner und die FAO sein, da er sich auf die besten
verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse und das lokale Fachwissen
stützt. Die Bewirtschaftung der Landressourcen ist entscheidend für
unsere Vision einer nachhaltigen Ernährung und Landwirtschaft, und wir
sind froh, dass wir dazu beigetragen haben. Ein gesunder Boden ist das
Rückgrat eines jeden gesunden Ernährungssystems."

José Graziano da Silva, Generaldirektor der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen



"Rund 12 Millionen Hektar Land gehen jedes Jahr durch Degradierung
verloren. Neben der Beeinträchtigung des Wohlergehens von mindestens
3,2 Milliarden Menschen kostet die Landdegradierung mehr als 10% des
jährlichen globalen BIP an verlorenen Ökosystemleistungen wie die
Vermeidung von schädlichen Nährstoffabflüssen in Bächen oder die
Verringerung der Auswirkungen von Überschwemmungen. Die Eindämmung und
Umkehrung der derzeitigen Trends der Landdegradierung könnte bis zu
1,4 Billionen US-Dollar pro Jahr an wirtschaftlichem Nutzen bringen
und einen großen Beitrag zur Erreichung der Ziele der nachhaltigen
Entwicklung leisten".

Achim Steiner, Leiter des UN-Entwicklungsprogramms UNDP



Das Netzwerk-Forum zur Biodiversitätsforschung Deutschland (NeFo) ist
ein Projekt zur inter- und transdisziplinären Vernetzung und
Sichtbarmachung der Biodiversitätsforschung in Deutschland über
Institutionsgrenzen hinweg. Es wird gefördert durch das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) und maßgeblich
durchgeführt vom Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung Leipzig - UFZ
sowie dem Museum für Naturkunde Berlin - Leibniz-Institut für
Evolutions- und Biodiversitätsforschung.

Unsere tagesaktuelle Auswahl von
Pressemitteilungen aus Biodiversitätsforschung und -politik finden Sie
unter www.biodiversity.de und Twitter @Ne_Fo.



NeFo-Interview mit Prof. Aletta Bonn
http://www.biodiversity.de/produkte/interviews/Aletta_Bonn_ipbes-bericht-landdegradierung

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news691475

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1521

[1] http://www.biodiversity.de/produkte/interviews/Aletta_Bonn_ipbes-bericht-landdegradierung

http://www.biodiversity.de/schnittstellen/ipbes/news/NeFo-PM_IPBES_Landdegradierung

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Netzwerk-Forum zur Biodiversitätsforschung, Sebastian Tilch, 26.03.2018
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LATEINAMERIKA/176: Vierspurige Autobahn zerstört das Punilla-Tal in Argentinien (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Vierspurige Autobahn zerstört das Punilla-Tal in Argentinien

Von Ines Rummel



(Cosquín, 25. März 2018, npl) - In der Provinz Córdoba wurde in den
letzten 20 Jahren der Großteil des natürlichen Waldes zugunsten
großflächiger Agrar- und Inmobilienprojekte vernichtet. Nur drei
Prozent des ursprünglichen Waldes haben überlebt. Die kleine Sierra
bei Córdoba beherbergt noch Naturwald mit einheimischen Bäumen und
Büschen, der die Ortschaften des Tals mit Wasser versorgt, vor
Überschwemmungen schützt und Erholungsmöglichkeiten für Tourist*innen
anbietet.

Cosquín ist ein hübscher Ort in den Bergen des Punilla-Tals, 50
Kilometer nordwestlich von der Stadt Córdoba. Im Dezember 2016
begannen südlich von Cosquín die Bauarbeiten für ein enormes
Infrastrukturprojekt im Rahmen der Südamerikanischen Initiative für
Regionale Infrastrukturanbindung IIRSA (Iniciativa para la Integración
de la Infraestructura Regional Suramericana): Der Bau einer
Riesenbrücke über den San-Roque-Stausee und der erste Abschnitt einer
vierspurigen Autobahn durch das Punilla-Tal. Die Einwohner*innen
erfuhren von dem Vorhaben erst mit Baubeginn. Eine Planungsphase unter
Einbeziehung der Bewohner*innen gab es nicht, obwohl sie direkt
betroffen sind. Die Zerstörung der Berghänge und des Naturwaldes zu
Gunsten der Autotrasse hat im letzten Jahr schwerwiegende Folgen für
die Einwohner*innen und die Umwelt mit sich gebracht: Wasseradern und
-zuflüsse trocknen schon jetzt aus. Die Abtragung der Berge und die
Bergaufschüttung an anderen Stellen gefährden den Lebensraum einiger
Anwohner*innen. Es gibt keinen Schutz vor Erdrutschen und
Überschwemmungen. Letztere erfolgten bereits bei schweren Regenfällen,
in der Nähe der abgetragenen Waldhänge.


76 Prozent der
geplanten Autobahn sollen durch Naturschutzgebiet verlaufen

Bald soll die zweite Etappe des Autobahnprojekts beginnen: die
Verbindung von San Roque bis Cosquín. Dies bedeutet, dass ein weiterer
Teil des dichten Naturwaldes dem Bau einer gigantischen Autobahn
weichen müsste, um die Anbindung an die nördlichen Provinzen und
schließlich bis Chile zu garantieren. Das Ausmaß der ökologischen
Katastrophe würde sich auf viele weitere Ortschaften des Punilla-Tals
und seine Bevölkerung ausweiten. 76 Prozent der geplanten Trasse
würden durch gesetzlich festgelegte Naturschutzgebiete verlaufen und
Flora und Fauna zerstören. Umweltaktivist*innen und Bewohner*innen des
gesamten Tals wollen die Zerstörung des Bergwaldes aufhalten und
wehren sich mit ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Argumenten
gegen das Vorhaben. Die Autobahn ist in diesem Ausmaß nicht notwendig,
Alternativen sind möglich.

Die Umweltaktivist*innen fordern die Provinz- sowie die
Lokalregierungen auf, umzudenken und Alternativen aufzuzeigen, die den
Wald schützen. Eine mögliche Alternative ist das Projekt der
Planungsbehörde IPLAM von 2016: Hier würden bereits bestehende
Landstraßen zu Autobahnen ausgebaut und nur drei, statt 76 Prozent,
der Autobahn würden durch das Naturschutzgebiet verlaufen.

Ein weiteres gravierendes Argument gegen den Autobahnbau in der
Bergregion ist das Risiko der Freisetzung radioaktiven Radongases,
denn fast zwei Kilometer der Autobahn würden über eines der
wichtigsten Uranvorkommen verlaufen. Das Uranvorkommen Rodolfo Magnin
wurde 1960 in der Ortschaft Cosquín entdeckt und trotz wertvoller
Urankonzentrierung nicht abgebaut, da das Risiko für die Bevölkerung
als zu hoch eingeschätzt wurde. Heute stellt die Radioaktivität und
die mögliche Vergiftung des Wassers für die Planer*innen kein Risiko
mehr dar. Die staatliche Atombehörde wurde bisher nicht in die Planung
des Megaprojekts einbezogen.


Es wird über Sabotage und ein Widerstandscamp nachgedacht


Umweltschutz und das Einfordern lokaler Entwicklungsstrategien stehen
den Gewinnbestrebungen der Bauunternehmen und den mit ihnen
verbundenen Politiker*innen entgegen. Der geplante zweite Abschnitt
der vierspurigen Autobahn mit nur 21 Kilometern soll vier Millionen
argentinische Pesos kosten. Dafür könnte man 256 einfache
Familienhäuser oder 50 Schulen mit je sechs Klassenzimmern
finanzieren.

Auch beklagen die Bewohner*innen seit Jahrzehnten den fehlenden Ausbau
der Zugangswege zu ihren Vierteln am Fuße der Sierra, schlechte
Trinkwasserqualität oder gar kein Trinkwasserzugang und unzureichende
Dienstleistungen der Gemeinden, wie Straßenbeleuchtung oder
Müllabholung. Die Autobahn hat Vorrang und kein*e lokale*r
Politiker*in oder Bürgermeister*in vertritt vor der Provinzregierung
die Anliegen der Bevölkerung: Den Schutz der Natur und der
Anwohner*innnen vor den Folgen der Zerstörung des Berges und Waldes.

Diverse Ortschaften des Punilla-Tals wie San Roque und Cosquín
protestieren seit Monaten aktiv und kreativ auf Straßen und Festivals,
fordern Antworten und Erklärungen bei Behörden und Politiker*innen
ein. Bisher erfolglos. Gemäß der Umweltgesetze müssen der Staat und
die Bauunternehmen die Umweltverträglichkeitsprüfung des Projekts
vorlegen, bevor es in den Ausbau des zweiten Abschnitts geht. Das ist
bis heute nicht geschehen, obwohl das Budget bereits veröffentlicht
wurde. Die Aktivist*innen der Bürgerversammlungen, im speziellen "San
Roque erwacht" haben keine Geduld mehr. Es wird über aggressivere
Aktionen nachgedacht, wie das aktive Stoppen der Bulldozer, auch ein
Widerstandscamp ist im Gespräch. Der Beginn der zweiten Bauphase muss
vermieden werden, sonst ist es für das gesamte Punilla-Tal zu spät.


Weitere Infos auf Facebook unter: Asamblea Ambiental Cosquin 

https://es-la.facebook.com/Asamblea-Ambiental-Cosqu%C3%ADn-138205920105085/

Ein Radiobeitrag zu einem weiteren Kampf gegen die Projekte der
Südamerikanischen Initiative für Regionale Infrastrukturanbindung
IIRSA ist zu finden unter:

https://www.npla.de/podcast/peru-cocoma-indigenas-mit-flussgeistern-gegen-schwimmbagger/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/vierspurige-autobahn-zerstoert-das-punilla-tal-in-argentinien/
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PROJEKT/102: (K)ein Katzensprung in Baltistan (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Heft 1/18

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

(K)ein Katzensprung in Baltistan

von Britta Hennigs



Schneeleoparden leben in den schwer zugänglichen
Hochgebirgsregionen Zentralasiens und gehören zu den am stärksten
bedrohten Großkatzen der Erde. Nur noch 4.000 bis 6.400 Exemplare
leben in freier Wildbahn, eine exakte Zahl ist nicht bekannt.


Die Ursachen für die Bedrohung der Schneeleoparden reichen von
Wilderei über den Klimawandel bis hin zum Beutetier- und
Lebensraumverlust und sind je nach Region unterschiedlich stark
ausgeprägt.

Eines der zwölf Verbreitungsländer des Schneeleoparden ist Pakistan.
Die Region Baltistan, die im Nordosten des Landes liegt und an China,
Indien und Afghanistan grenzt, bietet mit ihrem Hochgebirgsmassiv
Karakorum einen perfekten Lebensraum für die seltene Großkatze und
ihre Beutetiere. Jedoch ist die Region auch relativ dicht besiedelt.
Die lokale Bevölkerung Baltistans ist sehr arm und lebt hauptsächlich
von der Weidetierhaltung. Immer wieder kommt es vor, dass
Schneeleoparden in die niedrigen Einfriedungen eindringen, in denen
für die Dauer der Nacht oft alle Ziegen und Schafe eines Dorfes
zusammengetrieben sind. Das können bis zu fünfzig Tiere sein - die
gesamten finanziellen Rücklagen der Schäfer für die Zukunft. Durch den
sogenannten Beuteschlagreflex töten Schneeleoparden manchmal so viele
Tiere, dass ein ganzes Dorf um seine Existenz gebracht wird.
Schneeleoparden gelten in Regionen wie diesen also nicht selten als
Feinde und fallen häufig Vergeltungsaktionen zum Opfer.

Hirten erhalten Entschädigungen bei Schneeleoparden-Angriffen -
Um Probleme wie diese zu lösen, hat der NABU im letzten Jahr sein
Schutzengagement von Kirgistan und Tadschikistan auf Pakistan
ausgeweitet. In Baltistan unterstützen der NABU und die NABU
International Naturschutzstiftung die Baltistan Wildlife Conservation
and Development Organization (BWCDO). Die etablierte NGO entschädigt
die Hirten für ihre finanziellen Verluste durch Schneeleoparden, baut
schneeleopardensichere Ställe für Nutztiere und betreibt Umweltbildung
in der Region - mit dem erklärten Ziel, ein friedliches Miteinander
zwischen Mensch und Tier'zu schaffen. Die Idee dazu hatte Dr. Shafqat
Hussain, Gründer und Geschäftsführer der BWCDO. "Nach meinem Studium
in den 90ern habe ich im nordpakistanischen Skardu in der
Entwicklungszusammenarbeit gearbeitet und die Dörfer der Region
besucht. Schon damals berichteten die Menschen von den Attacken der
Schneeleoparden, denn Konflikte sind dort am größten, wo Menschen und
Schneeleoparden aufeinandertreffen", erzählt er, als wir ihn im Mai
2017 zum Start unserer Zusammenarbeit treffen.

Seine Erfahrungen in den Dörfern haben ihn dazu bewegt, die Menschen
von Anfang an in den Schneeleopardenschutz mit einzubeziehen und eine
Schneeleopardenversicherung ins Leben zu rufen. "Schneeleoparden
spielen eine zentrale Rolle für den Erhalt von Ökosystemen im Gebirge
und sind Teil des Weltnaturerbes, das wir für nachkommende
Generationen bewahren müssen. Sie zu schützen, ist wichtig. Die
Menschen vor Ort zu besuchen, herauszufinden, was sie brauchen und auf
ihre Bedürfnisse einzugehen, ist jedoch genauso wichtig", sagt er.

Vergeltungsaktionen lassen nach - Heute nehmen 26 Dörfer in
Baltistan an dem Versicherungssystem teil, etwa 24.000 US-Dollar
wurden insgesamt an geschädigte Hirten und ihre Familien ausgezahlt.
Um die immensen durch Schneeleoparden verursachten Verluste zu
verringern und das Versicherungssystem zu schonen, finanziert die
Organisation zudem den Bau von Ställen, in denen Nutztiere vor
Angriffen durch Schneeleoparden sicher sind. "Durch die Ställe und das
Versicherungssystem minimieren sich die finanziellen Verluste für die
Hirten spürbar und die Vergeltungsaktionen gegen Schneeleoparden
lassen nach. Dies allein reicht aber noch nicht für ein langfristiges,
friedliches Miteinander zwischen Mensch und Schneeleopard", sagt
Hussain. Der Schlüssel seien die nachkommenden Generationen, die den
Schneeleoparden nicht mehr als "Monster" ansehen. "In Baltistan findet
ein Generationenwechsel und damit ein Umdenken statt. Bildung gewinnt
immer mehr an Bedeutung und wird als Aufstiegsmöglichkeit erkannt."
Die BWCDO engagiert sich auch für Umweltbildung und hat bereits 19
Schulen in der Region gebaut, in denen auch über den Wert von Natur-
und Artenschutz aufgeklärt wird.

Projekt ist heute mehrfach ausgezeichnet - Es sind der
anthroposophische Ansatz und die belegbare Wirkung, die Hussains
Projekt so erfolgreich machen. Sein Engagement spricht zur richtigen
Zeit am richtigen Ort genau das Bedürfnis der Menschen in Baltistan
an: Die Nachricht einer Versicherung gegen Schäden durch
Schneeleoparden verbreitete sich zum Start des Projektes in den
90er-Jahren durch Mundpropaganda von Dorf zu Dorf, sodass Hirten von
weit her nach Skardu kamen, um mehr darüber zu erfahren. Heute ist das
Projekt bereits mehrfach ausgezeichnet und wurde im letzten Jahr von
den Vereinten Nationen mit dem begehrten Equator-Preis gewürdigt, der
weltweit Organisationen mit kreativen Lösungen gegen steigende Armut
und die negativen Folgen des Klimawandels auszeichnet.
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STIMMEN/070: Österreichs Klima- und Energiestrategie - Worthülsen ohne Inhalt (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 3. April 2018

Klima- und Energiestrategie: GLOBAL 2000 kritisiert Worthülsen ohne
Inhalt

Entwurf inkompatibel mit Pariser-Klimazielen und EU-Klimazielen -
Ölheizungs-Aus 7 Jahre zu spät



Die Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000 zeigt sich schwer enttäuscht
über den heute vorgestellten Entwurf für eine Klima- und
Energiestrategie. "Dieser Entwurf enthält viele Worthülsen aber wenig
Inhalt. Die Ziele sind nicht kompatibel mit dem Pariser-Klimaabkommen
und auch die EU-Klimaziele werden so nicht erreicht. Es fehlen ein
klarer Pfad für den Ausstieg aus fossiler Energie bis 2050, konkrete
Maßnahmen wie eine ökologische Steuerreform und eine adäquate
Finanzierung der Vorhaben. Dass noch bis 2025 neue fossile Ölheizungen
eingebaut werden dürfen, die auch noch jahrzehntelang in Betrieb
bleiben, bedeutet sieben verlorene Jahre für den Klimaschutz - das ist
Zeit, die wir nicht haben. Es braucht jetzt in der Konsultation eine
komplette Überarbeitung, wenn daraus noch etwas sinnvolles werden
soll", so Johannes Wahlmüller, Klima- und Energiesprecher von GLOBAL
2000.

Deutliche Energieverbrauchssenkung wäre dringend nötig

Ein verantwortungsvoller Umgang mit unserem knappen CO2-Budget
bedeutet eine Senkung der Treibhausgase bis 2030 um 50 Prozent, eine
Senkung des Energieverbrauchs um 30 Prozent und eine Steigerung des
Anteils erneuerbarer Energie auf 60 Prozent. Damit kann sich
Österreich unabhängig von fossilen Energieimporten machen,
wirtschaftliche Chancen nützen und Arbeitsplätze schaffen. Davon sind
die Ziele des Strategieentwurfs weit entfernt. Kritisch sieht GLOBAL
2000, dass überhaupt keine Vorstellung entwickelt wurde, wie hoch der
Energieverbrauch im Jahr 2030 sein soll. Das ist aber notwendig, denn
die erneuerbaren Energiepotenziale können den derzeit überhöhten
Energiekonsum nicht annähernd decken.

"Wir können unser Energiesystem nur von fossiler Energie befreien,
wenn wir den Energieverbrauch deutlich senken. Energieeinsparung muss
als oberste Priorität verankert werden. Ein klarer Fahrplan dafür
fehlt bitterlich", so Johannes Wahlmüller, Klima- und Energiesprecher
von GLOBAL 2000.

Löchriger Plan zugunsten von Wirtschaftslobbies

Selbst die Erfüllung der EU-Zielvorgaben bis 2030 kann mit der
Strategie nicht dargestellt werden. Diese sehen eine Reduktion der
Treibhausgasemissionen um 36 Prozent gegenüber 2005 vor.
Heruntergebrochene Sektorziele sind im Strategieentwurf derzeit aber
nur für den Verkehr und den Gebäudebereich vorgesehen, klare Ziele und
Fahrpläne für wichtige Sektoren wie Industrie und Gewerbe oder die
Landwirtschaft fehlen hingegen völlig.

"Der Entwurf enthält keinen klaren Fahrplan wie die EU-Ziele erreicht
werden sollen und fällt damit auch in diesem Test durch.
Wirtschaftslobbyisten haben für ihre Klientel offenbar riesige Löcher
in den Plan geschossen. Wir stehen nun vor einem großen
Akzeptanzproblem, denn warum sollte die Bevölkerung den Klimaplan der
Regierung unterstützen, wenn große Teile der Wirtschaft einfach außen
vor bleiben?", so Johannes Wahlmüller weiter.

Wichtige Maßnahmen werden nicht angegangen, finanzielle Mittel
fehlen, umweltschädliche Subventionen bleiben

Die Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000 kritisiert weiters, dass es
nicht gelungen ist, die bereits im Regierungsprogramm enthaltenen
Maßnahmen zu konkretisieren, mit Umsetzungszeitplänen zu versehen oder
die Finanzierung zu klären. Stattdessen sollen die Klimabudgets in den
nächsten Jahren deutlich gekürzt werden. Wichtige Maßnahmen wie der
Abbau umweltschädlicher Subventionen werden nicht mit dem nötigen
Ernst angegangen, für thermische Sanierung und den Ausbau des
öffentlichen Verkehrs sind keine ausreichenden finanziellen Mittel
vorgesehen und auch der bereits mehrfach angekündigte Ausstieg aus der
Kohleverstromung im Jahr 2020 kommt nicht vor.

"Dass selbst bereits angekündigte Maßnahmen wie der Ausstieg aus der
Kohleverstromung bis 2020 fehlen, ist eine herbe Enttäuschung. Für
eine wirksame Klima- und Energiestrategie braucht es einen
durchdachten Fahrplan mit konkreten Maßnahmen und Umsetzungsschritten,
die in Summe zu den Zielen führen.Der jetzt startende
Konsultationsprozess muss jetzt zu einer völligen Überarbeitung des
Entwurfs genutzt werden.", fordert Johannes Wahlmüller deutliche
Nachbesserungen.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 03.04.2018

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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EUROPA/394: Totalverbot Bienen-Killer Neonicotinoide - Österreich schweigt (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 29. März 2018

Bienen-Killer Neonicotinoide: EU-Kommission beharrt auf
Totalverbot, Österreich schweigt

GLOBAL 2000: Ministerin Köstinger muss Farbe bekennen und EU-weites
Verbot unterstützen!



In ihrem Antwortschreiben auf einen offenen Brief von 59
Umwelt-Organisationen (1) an EU-Kommissionspräsident Jean Claude
Juncker bestätigt die Kommission, dass sie an ihrem Vorschlag für ein
generelles Anwendungsverbot der drei bienengiftigen Neonicotinoide
Imidacloprid, Thiamethoxam und Clothianidin im Freiland festhalten
will. Einen entsprechenden Vorschlag will sie am 24. Mai beim nächsten
Fachausschuss den Mitgliedstaaten zur Abstimmung vorlegen.

Seit Mitte Februar haben mehr als 50.000 ÖsterreicherInnnen in einer
von G2 initiierten Petition (2) an Landwirtschafts- und
Umweltministerin Elisabeth Köstinger appelliert, sich
unmissverständlich gegen jede Verwässerung der Neonicotinoid-Verbots
und für den Schutz der Bienen auszusprechen. Doch bis heute war der
Ministerin ein solches Bekenntnis nicht abzuringen.

"Das beharrliche Schweigen von Elisabeth Köstinger nährt Befürchtungen
und Gerüchte, wonach Österreich versuchen will, das geplante EU-weite
Neonic-Verbot durch Ausnahmen - insbesondere für den Anbau von
Zuckerrüben - auszuhöhlen", erklärt Helmut Burtscher-Schaden,
Umweltchemiker von GLOBAL 2000 und warnt: "Das ist ein vollkommen
falsches Signal gegen den dringend notwendigen Schutz von Bienen und
anderen bestäubenden Insekten."

Industrievertreter in Österreich lobbyieren gegen das Verbot?

Am lautesten gegen Verbote von Neonicotinoiden haben in Österreich
bislang die Hersteller der Bienengifte Stellung bezogen. Christian
Stockmar, der als Sprecher der Industriegruppe Pflanzenschutz die
Interessen von Bayer, Syngenta und BASF vertritt, äußerte nicht nur
Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Risikobewertung (3) durch die
Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit, sondern prophezeit
auch das Ende der Zuckerrübe in Österreich, sollte das von der
Kommission vorgeschlagene Neonicotinoide-Verbot (4) kommen. Die
Erzeugung würde zu teuer werden.

Ob und in welchem Ausmaß Interessengruppen im
Landwirtschaftsministerium für eine Aufweichung der Neonic-Verbote
lobbyiert haben und ob die Ministerin dem vorgeschlagenen Totalverbot
im Freiland zustimmen wird, ist Gegenstand einer parlamentarischen
Anfrage (5), die von den Grünen im österreichischen Bundesrat kürzlich
eingebracht wurde. Eine Antwort wird bis Mitte Mai erwartet.

Deutschland, Frankreich und UK für Verbot zum Schutz der
Bienen

Schon jetzt haben Frankeichs Umweltminister Nicolas Hulot und
Deutschlands Umweltministerin Svenja Schulze ihre Unterstützung für
das von der Kommission vorgeschlagene Totalverbot bekräftigt. In einer
gemeinsamen Presseerklärung (6) erklärten sie, dass der "massenhafte
Einsatz von Pestiziden in der Landwirtschaft einen großen Anteil am
Verlust der biologischen Vielfalt habe, vor allem am Bienen- und
Insektenschwund". Weitere Länder, die sich bereits für den
Kommissionsvorschlag ausgesprochen haben, sind Großbritannien, Irland,
Kroatien, Slowenien, Luxemburg und Malta.

"Was Landwirtinnen und Landwirte brauchen, sind nicht bienengiftige
Pestizide sondern faire Erzeugerpreise. Dafür gilt es, sich
einzusetzen", so Burtscher-Schaden:"Billigstzucker ist nicht nur
schlecht für die Gesundheit des Menschen, er tötet auch Bienen,
Schmetterlinge und andere Bestäuber."



(1) siehe Downloadbereich auf dieser Seite

(2) https://www.global2000.at/stoppt-das-bienensterben

(3) https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20180228_OTS0218/igp-efsa-einschaetzungen-basieren-auf-nicht-ratifizierten-leitlinien

(4) https://www.topagrar.at/ackerbau/Keine-Neonics-mehr-in-Zuckerrueben-8902024.html

(5) https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/BR/J-BR/J-BR_03468/imfname_686699.pdf

(6) https://kommunalwirtschaft.eu/pwc/detail/i26129.html

Downloads: 

Response DG SANTE_29032018.pdf

https://www.global2000.at/sites/global/files/Response%20DG%20SANTE_29032018.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation, 29.03.2018

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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TAGUNG/1808: Pflanzenschutz im Öko-Gemüseanbau, was hilft wirklich? Eberswalde, 16.-17.5.


Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde - 28.03.2018

Pflanzenschutz im Öko-Gemüseanbau - was hilft wirklich?



Beim 3. Zukunftsdialog Ökolandbau diskutieren Expert*innen aus
Wirtschaft, Beratung und Praxis an der Hochschule für nachhaltige
Entwicklung Eberswalde (HNEE) das Thema Pflanzenschutzmittel und
Nützlinge im ökologischen Gemüseanbau. Anmeldungen für die Fachtagung,
die von der HNEE und dem Julius Kühn-Institut (JKI) organisiert wird,
sind ab sofort möglich.

Trotz ihrer geringen Größe, richten Möhrenblattflöhe einen großen
Schaden an: Wer sie ignoriert, dem zerstören sie womöglich eine ganze
Karottenernte. Deshalb widmet die Fachtagung "Zukunftsdialog
Ökolandbau" am 16. und 17. Mai 2018 diesem Schädling einen eigenen
Vortrag. Es geht um ihre Ambivalenz, die Schwierigkeit den Schädling
zu erkennen und ihn zu bekämpfen. "Da der ökologische Gemüsebau ein
wichtiger Betriebszweig mit einer hohen Bewirtschaftungsintensität
ist, haben Pflanzenschutzmittel und der Nützlingseinsatz im
Ökologischen Landbau eine hohe Bedeutung", erklärt Tagungsorganisator
Prof. Dr. Stefan Kühne vom Julius Kühn-Institut (JKI), der zugleich
als Gastdozent an der HNEE lehrt. Sechs Fachleute haben er und sein
HNEE-Kollege Prof. Dr. Roland Hoffmann-Bahnsen, ebenfalls Dozent am
Fachbereich Landschaftsnutzung und Naturschutz, nach Eberswalde
eingeladen, um das Thema aus verschiedenen Perspektiven zu beleuchten.

"Wir werden sowohl über die Anwendung von Kupferpräparaten als auch
über einen optimalen Nützlingseinsatz in Kombination mit
Pflanzenschutzmitteln sprechen", sagt Prof. Dr. Hoffmann-Bahnsen. Ziel
sei es, mit Landwirt*innen der Region, Berater*innen des Ökolandbaus,
Wissenschaftler*innen und Studierende aber auch Vertreter*innen von
Behörden des Bundes und der Länder sowie Verbandsvertreter*innen ins
Gespräch zu kommen. "Bei einer Exkursion ins benachbarte Ökodorf
Brodowin (Landkreis Barnim) lernen die Teilnehmer*innen
Gemüsebaukulturen und Anbauverfahren vor Ort kennen und erhalten die
Möglichkeit, deren Praxistauglichkeit zu überprüfen", lädt Prof. Dr.
Stefan Kühne ein.

Infos zur Anmeldung

Der 3. Zukunftsdialog "Ökogemüsebau - Pflanzenschutzmittel und
Nützlingseinsatz" findet vom 16. Mai, 13 Uhr, bis 17. Mai 2018, 13 Uhr
an der Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde (HNEE) auf
dem Stadtcampus, Schicklerstr. 5, 16225 Eberswalde statt.
Tagungskosten betragen 30 Euro. Für Studierende und Journalist*innen
ist die Teilnahme kostenfrei.




Weitere Informationen:

Infos zu Anmeldemodalitäten und Programm unter:

http://zukunftsdialogoekolandbau.julius-kuehn.de/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news691568

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution419

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde, Annika Bischof M.A., 28.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BEGEGNUNG/1851: Kassel - Sonntagsspaziergang für Senioren am 8. April 2018


Sonntagsspaziergang für Senioren



Zu einem Sonntagsspaziergang vom Druseltal auf dem Panoramaweg zur
Prinzenquelle lädt der Seniorenbeirat alle Interessierten ein, die den
Nachmittag einmal in Gesellschaft verbringen möchten. Die
Veranstaltung findet statt am Sonntag, 8. April, 14 Uhr. Treffpunkt
ist an der KVG-Haltestelle Im Druseltal, Tram Linie 4.

Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
Informationen unter 05 61/31 39 08.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 29. März 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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MARKT/4109: Bonn - Fundsachen-Versteigerung am 10. April 2018


Fundsachen-Versteigerung im Stadthaus



Zirka 60 Fahrräder, diverse Elektrogeräte, Bekleidung, Geldbörsen,
Uhren, Schmuck, Rucksäcke und sonstige Gebrauchsgegenstände kommen am
Dienstag, 10. April, ab 17 Uhr unter den sprichwörtlichen Hammer. Die
Gebote werden im Versteigerungssaal des Stadthauses, Berliner Platz 2,
Parkdeck 1, Aufzugsgruppe 2, abgegeben. Für das Höchstgebot können die
erworbenen Fundsachen gegen sofortige Barzahlung mitgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 27. März 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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SPIELE/386: Hamburg - Skatturnier im Ledigenheim am 8. April 2018


Veranstaltung in der Reh. - April 2018

Rehhoffstraße 1-3 EG | 20459 Hamburg

Skatturnier im Ledigenheim



Gespielt werden 2 Serien à 32 Spiele am 4er Tisch / 24 Spiele am 3er
Tisch nach den Regeln der Internationalen Skatordnung, zur 2. Serie
wird nach Punkten gesetzt

Es wird ein Abreizgeld in Höhe von 50 Cent für verlorene Spiele
erhoben, Startgeld auf freiwilliger Basis für den Erhalt des
Ledigenheims. Es werden tolle Sachpreise ausgespielt!

Um Anmeldung wird gebeten unter Telefon 040 29 81 37 29

E-Mail: post@dasros.de oder persönlich im reh. Gut Blatt!

Am Sonntag, den 08.04.2018 um 10.30 Uhr

 * 

Quelle:

Ros e.V.

Rehhoffstraße 1-3, 20459 Hamburg

Tel: +49 40 29813888

E-Mail: post@dasros.de

Internet: www.dasros.de, www.rehhoffstrasse.de
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SPIELE/385: Braunschweig - Spiele-Nachmittag für Senioren am 9. April 2018


Spiele-Nachmittag für Senioren in der Weststadt



Braunschweig. Ein Spiele-Nachmittag für Senioren findet am Montag, 9.
April, von 15 bis 17 Uhr in der Zweigstelle Weststadt der
Stadtbibliothek, Rheinring 12, statt. Hierzu sind spielbegeisterte
Menschen eingeladen, einen kurzweiligen Nachmittag in der Bibliothek
zu verbringen. Gemeinsam können bei einer Tasse Kaffee alte und neue,
bekannte und unbekannte Gesellschaftsspiele ausprobiert werden. Auch
Zuschauer sind willkommen. Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist
nicht erforderlich. Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470
6857. Der nächste Spiele-Nachmittag findet in der Weststadt wieder am
Montag, 23. April, statt. Die Zweigstelle ist montags und donnerstags
von 10 bis 18 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. April 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7169: Bonn - Führungen durch den Plenarsaal im April 2018


Führungen durch den Plenarsaal im April



BN - Wer sich eine der Stätten der Bonner Republik aus der Nähe
anschauen will, für den bietet die Bonn-Information im April Führungen
durch den ehemaligen Plenarsaal an. Führungen durch das Wasserwerk
werden nicht mehr angeboten, seit das Gebäude den Vereinten Nationen
übergeben wurde.

Los geht es am Samstag, 7. April 2018. Weitere Führungen folgen am
Sonntag, 8. April 2018, sowie am Wochenende 14./15. April 2018. Die
Führungen finden jeweils um 14 und um 15 Uhr statt. Treffpunkt ist
immer der Haupteingang des Plenarsaals, Platz der Vereinten Nationen.
Der Eintritt kostet vier Euro, ermäßigt 2,50 Euro.

Tickets müssen vorab gekauft werden, entweder direkt bei der
Bonn-Information, Windeckstraße 1, oder über www.bonnticket.de.
Reservierungen und Buchungswünsche werden auch gerne telefonisch unter
0228 - 77 50 00 oder per E-Mail an bonninformation@bonn.de
entgegengenommen.

Sollte das Bundestagsgebäude durch Kongress- oder Tagesnutzung des
World Conference Centers Bonn belegt sein, kann eine geplante Führung
ausfallen. Für Gruppen sind auf Anfrage auch individuelle Termine
möglich. Weitere Informationen und Anmeldung bei der Bonn-Information
unter Telefon 0228 - 77 50 01 oder E-Mail: bonninformation@bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. April 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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TOUR/7168: Mönchengladbach - Barocker Parkspaziergang mit Wickrather Schlossgeschichten, 08.04.2018


Wickrather Schlossgeschichten am 8. April



Einen barocken Parkspaziergang mit Wickrather Schlossgeschichten
bietet die MGMG zum ersten Mal in diesem Jahr wieder am Sonntag, dem
8. April, an. Der informative Spaziergang durch den Park des Schlosses
Wickrath, eine der bedeutendsten Barockanlagen nördlich der Alpen,
lässt die Macht und Pracht eines vergangenen Zeitalters wieder
lebendig werden. Denn im architektonischen Meisterwerk der Parkanlage
scheint die Zeit stehen geblieben zu sein.

Der etwa 90-minütige Parkspaziergang startet um 15 Uhr, Treffpunkt:
Schlosspark Wickrath, Brücke am Parkplatz, Schild "Parkführungen".

Für diese Führung sind Karten (für Erwachsene 7 Euro, für Kinder bis
14 Jahre 3 Euro, zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro
Buchung) erhältlich beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim
Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41 61)
sowie online unter www.stadttouren-mg.de.
(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 29. März 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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Alben heraus. Eintritt frei / Hutspende.
Das Komm du in Harburg:  Begegaung und Diskusion, Livemus,
Buxtehuder Strae 15+ Kicmeuns- und Teperfomances.
a7 Himburg Ausitellungen, Lesungen, Vortige,
E-Mail: Kommdu@gmxde  Veransaltngen fir Kinder,Literaiur-
el 0an 57 2259 55 und Zesungsngebot, Kstenloses
Internet www komm-dude  WLAN, Spee Kofecspesaten,
wwwifacebook de/Kommbu  selbsgermachice Kuchen, tigch

e o weshselnder Nigstisch
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